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Proletarier an che Front!
Dle ronſervative Preſſe iſt krampfhaft bemüht, einen Kon-

flikt zwiſchen Frankreich und Deutſchland wegen Marokkos zu
konſtruieren, und es hat allen Anſchein, als ob dem Staats
ſekretär des Auswärtigen, Herrn Kiderlen-Wächter, daran ge-
llegen iſt, die „Volksſeele zum Kochen“ zu bring a. Vielleicht iſt
man in Kegierungskreiſen töricht genug, ſich von einer „natio-
nolen“ Hetze einen Vorteil für die Wahlen zu verſprechen.

Die deutſchen Kriegshetzer behaupten, Frankreich wolle ent-
gegen dem Vertrag von Algeciras die Unabhängigkeit Marokkos
vernichten. Demgegenüber beruft ſich die franzöſiſche Regierung
darauf, daß ſie durchaus nur „das Mandat von Algeciras“
ausführe.

Jn der Tat iſt der Schlüſſel zu der Frage in jenem Abkom
men von Algeciras aus dem Jahre 1906 zu ſuchen. Seit langer
Zeit geht das Beſtreben Frankreichs dahin, ein gewaltiges Kolo
nialreich in Nordafrika zu ſchaffen. Das brachte es in Konflikt
mit England. Der Streit wurde nicht im weſentlichen beſeitigt
Zurch das Abkommen zwiſchen England und Frankreich vom
Jahre 1904. Die beiden Mächte einigten ſich über ſtrittige
Fragen in bezug auf Aegypten das war die Hauptſache für
England und Madagaskar, grenzten ihre „Jntereſſenſphären“im Sudan, im Gebiete des Tſchadſee ab und einigten ſich
über Marokko. England verſchenkte, wie ſo bft, etwas, was ihm
nicht gehörte, indem es ſich verpflichtete, die Ausdehnung fran
zöfiſchen Einfluſſes in Marokko der Penetration Paci-
fique (friedliche Durchdringung) keine Hinderniſſe zu bereiten,
Frankreich verpflichtete ſich zur Politik „der offenen Tür“. Mit
Spanien, das in Marokko „intereſſiert“ iſt, da es an der Nord
küſte Häfen beſitzt, wurde eine Verſtändigung erzielt, indem man
ihm eine „Jntereſſenſphäre“ anwies.

So weit war alles in Ordnung, als die Epiſode von Tanger
dazwiſchen kam: Wilhelm II. landete im März 1905 auf einer
Vergnügungsreiſe in Tanger und hielt eine ſchwungvolle Rede,
in der er die Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit Marokkos be-
tonte. Nach einigem Hin-und-Her fand dann die Konferenz in
Algeciras (im ſüdlichen Spanien) ſtatt, die zu dem Abkommen
vom März 1906 führte. Darin iſt von der Unabhängigkeit
„Marolkos die Rede, aber dieſer unabhängige Staat wird ge
wiſſermaßen unter die Polizeiaufſicht Frankreichs geſtellt. Die
inneren Wirren boten vollauf Gelegenheit, dieſe Polizeiaufſicht
zu einem wirkſamen Faktor zu geſtalten. Frankreich ließ die
marokkaniſchen Stämme ſich in den wütenden Kämpfen zwiſchen
Abdul-Aſis und Muley Hafid verbluten, nahm dann den letzten
als den Sieger in ſeine Obhut und machte ihn zu ſeinem Schuld-
ſklaven. Muley Hafid war von den Wüſtenſtämmen unterſtützt
worden, weil er vorgab, gegen die Fremdherrſchaft zu ſein. Die-
ſelben Stämme, die ſich in ihren Hoffnungen betrogen ſehen,

denen Laſten aufgebürdet wurden, um die Zinſen der Schulden
an Frankreich zu bezahlen, rebellieren jetzt gegen ihn. Er muß
Schutz bei Frankreich ſuchen, ſein Heer iſt unter der Führung
franzöſiſcher Jnſtrukteure zu einem Jnſtrument Frankreichs ge
worden. Die franzöſiſche Regierung verſichert nach wie vor, daß
ſie gar nicht daran denkt, die Unabhängigkeit des Sultanats an-
zutc.ſten, ſie ſchafft nur Ordnung, ſie „übt das Mandat von
Algeciras aus“.

Sicher iſt, daß dieſe Ordnungsmacherei nicht ſobald aufhören
wird. Das liegt in den Verhältniſſen. Marokko iſt alles andere,
nur kein geſchloſſener Staat, in dem irgendeine beſtimmte Zen-
tralgewalt herrſcht. Die Nomadenſtämme des Binnenlandes da
gegen denken gar nicht daran, die Macht des Sultans zu reſpek-
tieren, ſobald ſie ihnen unbequem wird. Jn den nächſten Jahren
wird ſich daher ununterbrochen die Gelegenheit bieten zur „Auf-
rechterhaltung der Ordnung“ die Penetration Pacifique durch
kriegeriſche Expeditionen zu unterbrechen. Jede dieſer Expe-
ditionen iſt ein Mittel, die Herrſchaft Frankreichs über das
„unabhängige Marokko“ zu befeſtigen.

Auf der andern Seite zeigt die Geſchichte der Mannesmann-
Konzeſſionen, daß die Jntereſſen der europäiſchen Kapitaliſten
verſchiedener Gruppen alle Augenblicke aufeinander prallen
können.

Unter dieſen Umſtänden an die Selbſtändigkeit der deutſchen
Regierung zu glauben, die nur die Unabhängigkeit Marvkkos
zum Ziele hat, wäre kindlich. Ein unabhängiges Marokko nützt
den Kapitaliſten gar nichts, damit iſt ihnen nicht gedient, ſolange
das Land in Händen jener kriegeriſchen Nomaden bleibt.

Deshalb bedeutet die jetzige Aufregung der deutſchen Kavpi-
taliſtenpreſſe nur, daß der Appetit ſich geltend macht: gegen
die Gelüſte der franzöſiſchen Regierung,Marokko endgültig zu einer Kolonie Frank-
reichs zu machen, erheben ſich die Gelüſte der
deutſchen Bourgeoiſie nach einer Aufteilung
Marokkos.

Darin aber liegt eine immenſe Kriegsgefahr. Denn obwohl
es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ſich die Regierungen über den
Raub einigen, iſt es ebenſo wahrſcheinlich, daß der Streit um
den Raub zu einem Kriege führen kann.

Da entſteht nun die Frage: was haben die Proletarier zu
tun, die Prolctarier Frankreichs und Deutſchlands als die
in erſter Linie durch einen ſolchen Krieg bedrohten?

Die franzöſiſche Partei hat Proteſt erhoben gegen die Er
oberungsgelüſte, und je mehr die Pläne der deutſchen Regierung
es zum Konflikt treiben, klar werden, wird die deutſche Sozial-
demokratie dagegen Front machen. Doch meinen wir, ſo
ſchreibt die Leipziger Volkszeitung, daß es damit

und der franzöſiſchen Proletarier

nicht ſein Bewenden haben ſoll, ſondern daß ein gemein
ſames demonſtratives Vorgehen der deutſchen

notwen-
dig iſt.

Es müßte dies unverzüglich geſchehen, es müßten unverzüg-
lich die Vertreter der beiden Parteien ſich über eine gemeinſame
Aktion ſchlüfſſig werden.

Die Erfahrung lehrt, daß, wenn einmal der Konflikt bereits
klare Formen angenommen hat, die Dinge ſich überſtürzen und
die Völker über Nacht urplötzlich vor verhängnisvolle Entſchei-
dung geſtellt werden können. Deshalb gilt es, beizeiten hüben
wie drüben die Macht des Proletariats zu mobiliſieren, um der
Bourgeoiſie die Luſt an einem Konflikt zu vertreiben.

Eine ſolche gemeinſame Aktion des Proletariats Frankreichs
und Deutſchlands iſt zweifellos das wirkſamſte Mittel, einer
arg be vorzubeugen. Die Form ließe ſich ſehr leicht

inden.

Der Durchpeitſchungsſkangal.

Der Reichstag, das heißt ſeine aus konſervativen Fuſel
brennern, bayriſchen Dorfkaplänen, nationalliberalen Schlot-
baronen und antiſemitiſchen Stammgäſten der Hopfenblüte
anmutig zuſammengeſetzte Mehrheit, ſetzte am Dienstag un
verdroſſen die „Arbeit“ fort, alle Anträge der Minderheit
niederzutrampeln. Bisweilen begleitete, ſo wird uns aus dem
Reichstage berichtet, der Entrechtungsblock dieſes ſein geiſt-
reiches Geſchäft mit mißtönendem Grunzen oder ſonſtigen
Tierlauten; hin und wieder kam es ſogar vor, daß er eines
ſeiner Mitglieder etwa den ultramontanen Talmiarbeiter
Becker-Arnsberg oder den hamburgiſchen Talmiliberalen Sem-
ler vorſchickte, auf daß ſie ſo etwas wie Verteidigungen oder
Rechtfertigungen der ſkandalöſen Kommiſſionsbeſchlüſſe ſtam
melten. Die Beſchlüſſe über die Knappſchaftskaſſen wetteifern
an reaktionärer Tücke mit den Beſchlüſſen über die Land-
krankenkaſſen, wenn man auch nicht den Bergleuten die Peitſche
mit derſelben unverhüllten Brutalität zeigte wie den Land-
arbeitern. Aus wahltaktiſchen Rückſichten ließ ſich die Mehr-
heit ſogar herbei, den Berginvaliden ſo etwas vorzuſpielen,
was nach Entgegenkommen ausſieht. Jn ſpäter Abendſtunde
iſt es gelungen, die Schnapsbarone zu dieſem Zugeſtändnis zu
bewegen, das von wegen ihrer rheiniſch weſtfäliſchen Wahl-
kreiſe die ſchwarzen Partner dringend nötig ſeien. Es war
aber auch das einzige Zugeſtändnis.

Es war umſonſt, daß Genoſſe Hué, daß Gothein und Kor-
fanty auf die Notwendigkeit hinwieſen, einen Schutzwall gegen

den uner hörten Terrorismus der Berggewal-
tigen aufzuwerfen. Jn namentlichen und einfachen Ab-
ſtimmungen wurde alles, alles, alles abgelehnt und in dem-
ſelben Stile ging es weiter. Nach ſechsſtündiger Sitzung war
man mit der Krankenverſicherung fertig.

Ohne Widerſpruch begann man mit dem dritten Buch, der
Unfallverſicherung. Die Genoſſen Sebering und Molkenbuhr
begründeten in trefflicher Weiſe die Anträge unſerer Fraktion
auf Ausdehnung des in die Unfallverſicherung einzubeziehenden
Perſonenkreiſes. Vortrefflich verſpottete Molkenbuhr das Ge
jammere der „Sachverſtändigen“ über die „unerträgliche Be
laſtung der deutſchen Jnduſtrie“, in der man nachwies, wie
winzig in der Tat dieſe Belaſtung iſt. Und dann ſchlug der
Präſident Graf Schwerin-Löwitz, der im Gegenſatz zu den
ordinären Durchſchnittsjunkern immerhin noch ein Stück alten
anſtändigen Edelmannes an ſich hat, Vertagung vor. Aber die
inzwiſchen durch die herangeeilte Kröchergarde des Dreiklaſſen-
hauſes verſtärkte Mehrheit ſtimmte und brüllte in allen Ton-
arten den Vorſchlag ihres eigenen Präſidenten nieder. Be-
ſonders die bierheiſeren Stimmen der Bruhn- und Schack-
genoſſen machten ſich in mißtönendem Mehrheitsgeheul ver-
nehmbar. Und ſo ging es bis 348 Uhr.

Die am Dienstag niedergetrampelten Anträge.
Die Sozialdemokraten beantragten, daß auch in den Knapp-

ſchaft s- Krankenkaſſen die Mitglieder aus den Unternehmern
nur an der Wahl der Unternehmervertreter und die Mit-
glieder aus den Verſicherten nur an der Wahl der Verſicherten
teilnehmen ſollen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß die Stimm-

zettel bei der Wahl der Arbeitervertreter von gleicher Größe
und von weißem Papier ſein müſſen und daß die Größe der
Stimmzettel vom Kaſſenvorſtand beſtimmt wird. Jedem
Wähler ſoll ein Kuvert ausgehändigt werden, in welches er,
ohne beobachtet werden zu können, den Stimmzettel zu ſtecken
und es dann dem Wahlvorſteher zu überreichen hat. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß auch Knapp-
ſchaftsinvaliden wahlberechtigt ſind. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Die Freien Hilfskaſſen ſollen als Erſatzkaſſen nur dann zu-

gelaſſen werden, wenn ihnen bereits vor dem erſten April 1909
als eingeſchriebene Hilfskaſſe eine Beſcheinigung nach S 75 a
des Krankenverſicherungsgeſetzes erteilt worden iſt. Die
Sozialdemokraten beantragten, daß auch in Zukunft neue
Hilfskrankenkaſſen als Erſatzkrankenkaſſen gegründet werden
lönnen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien. l tage werden von den Landgemeindevertretungen

Ferner ſollen jene Freien Hilfskaſſen nur dann als Erſatz
kaſſen zugelaſſen werden, wenn ihnen dauernd mehr als tau-
ſend Mitglieder angehören. Die Sozialdemokraten bean-
tragten, daß die Mindeſt-Mitgliederzahl für die Erſatzkaſſev
auf fünfhundert herabgeſetzt werde. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Endlich dürfen jene Freien Hilfskaſfen nur für den vor dem

1. April 1909 durch die Satzung beſtimmten Bezirk und Kreis
ihrer verſicherungspflichtigen Mitglieder als Erſatzkaſſen zu
gelaſſen werden. Die Sozialdemokraten beantragten, daß
die Freien Hilfskaſſen ſich verſchmelzen können und dann als
Erſatzkaſſen für den vor dem 1. April 1909 durch die Satzung
der einzelnen Kaſſen beſtimmten Bezirk und Kreis ihrer ver-
ſicherungspſlichtigen Mitglieder zugelaſſen werden müſſen.
Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Verſicherungspflichtige, die Mitglieder einer Erſatzkaſſe ſind,
ſind zugleich auch Mitglieder der Zwangskaſſe, ihre Rechte und
Pflichten als Mitglieder der Zwangskaſſe ruhen aber, ſolange
ſie Mitglieder der Erſatzkaſſe ſind, wenn ſie dies beantragen.
Die Folge davon iſt, daß ſie auch keine Veiträge an die Zwangs-
kaſſe zu leiſten haben dagegen ſoll der Unternehmer ſeinen
Beitragsteil (alſo der Beiträge) an die Zwangskaſſe ab-
liefern. Die Sozialdemokraten beantragten, daß Verſiche-
rungspflichtige, die Mitglieder einer Erſatzkaſſe ſind, von der
Verpflichtung, einer Zwangskaſſe beizutreten, befreit ſind. Der,
Unternehmer dieſer Verſicherungspflichtigen ſoll ſeinen Bei
tragsteil an die Erſatzkaſſe abliefern. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß wenigſtens
die Zwangskaſſen die bei ihnen für die Mitglieder der Erſatz
kaſſe eingeführten Beitragsteile der Unternehmer zu 25 an die
Erſatzkaſſe abzuführen haben. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißſparteien.

Zum dritten Buche, das die Beſtimmungen für die Ge-
werbe-Unfallverſicherung enthält, beantragten die
Sozialdemokraten, daß die Verſicherungspflicht auf denſelben
Perſonenkreis ausgedehnt wird, wie bei der Krankenverſiche-
rung und überdies auf die Perſonen, die bei der Rettung von
Perſonen oder Sachen verunglückt ſind. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Hierauf beantragten die Sozialdemokraten, daß wenigſtens
die Verſicherung auf alle kaufmänniſchen Betriebe, auf die ge-
werbsmäßigen Schauſtellungen und Bühnenbetriebe ausgedehnt
werde. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Als verſicherungspflichtige Fabriken gelten u. a. die Be
triebe, die gewerbsmäßig Gegenſtände bearbeiten oder ver-
arbeiten und hierzu mindeſtens zehn Arbeiter regelmäßig be-
ſchäftigen. Die Sozialdemokraten beantragten, daß dieſe
Betriebe ſchon dann als verſicherungspflichtige Betriebe gelten
ſollen, wenn in ihnen mindeſtens drei Arbeiter regelmäßig be-
ſchäftigt werden. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

„Selbſtverwaltung.“
Gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und der Frei-

ſinnigen hat das preußiſche Dreiklaſſenhaus am Diens-
tag das Zweckverbandsgeſetz für Groß-Berlin in
dritter Leſung angenommen. Gegen die Stimmen der Frei-
ſinnigen und Sozialdemokraten, das heißt in dieſem Falle
gegen die Stimmen der von dem Geſetz Betroffenen, in der
Materie Sach verſtändigen. Die Mehrheit der Groß-Berliner
Bevölkerung iſt ſozialdemokratiſch, eine Minderheit iſt frei-
ſinnig, die Parteien aber, die im Dreiklaſſenhauſe das Zweck-
verbandsgeſetz über die Reichshauptſtadt verhängten, beſitzen
in Berlin nur verkrüppelten Anhang. Berlin iſt in ſeinem
Proteſt einmütig. Die Klaſſenhausmehrheit, die ihre Exiſtenz
einem unhaltbaren von ihr ſelbſt wie von der Regierung
grundſätzlich preisgegebenen Wahlſyſtem verdankt, die keine
Beziehungen zur großſtädtiſchen Bevölkerung hat und keine
ſachlichen Kenntniſſe von dem Gebiete der Berliner Kommunal-
verwaltung beſitzt, geht über den Proteſt zur Tagesordnung
über und ſtimmt, wie die Regierung will. Das iſt preußiſche
„Selbſtverwaltung“. Das heißt, die Agrarier verwalten ihre
eigenen Angelegenheiten ſelbſt und die der Städte dazu, ſelbſt
verſtändlich beide in agrariſch-reaktionärem Jntereſſe.

Aber das preußiſche Abgeordnetenhaus hat ja mit ſeinem
Zweckverbandsgeſetz einen neuen „Selbſtverwaltungskörper“
geſchaffen. Sehen wir zu, wie er ausſieht:

Der neugeſchaffene „Selbſtverwaltungskörper“ heißt Groß-
Berliner Verbandsverſammlung und beſteht aus 100 Mit-
gliedern. Davon entfallen 40 auf Berlin, 10 auf Charlotten-
burg, 8 auf Rixdorf, 5 auf Schöneberg, je 3 entfallen auf
Wilmersdorf, Lichtenberg und Spandau, je 2 auf Steglitz und
Borhagen-Rummelsburg, je einer auf ſechs kleinere Orte je
9 auf die beiden Kreiſe Teltow und Niederbarnim. Die Städte
wählen ihre Vertreter durch den Magiſtrat und die Gemeinde-
vertretung, die beiden Landkreiſe durch die Kreistage. Die
Gemeindevertretungen ſelbſt ſind durch das Dreiklaſſenwabl-
recht gewählt, die Magiſtrate find in ihrer Zuſammenſetzung
von der Beſtätigung durch die Regierung abhängig, die Kreis

und den



größeren Steuerzahlern unter den Grundbeſitzern und Ge
werbetreibenden gewählt. Dieſe Gemeindevertretungen und
Kreistage, die nur in ſehr entferntem Zuſammenhang mit der
Maſſe der Einwohner ſtehen, wählen nun entſprechend den in
ihnen beſtehenden Mehrheitsverhältniſſen ihre Vertretung zur
Verbandsverſammlung. Und auch das heißt preußiſche
„Selbſtverwaltung“! Das kleine Reſtchen von Verwaltungs-
freiheit, das die agrariſche Landtagsmehrheit den Städten
übrig läßt, wird von den Hausbeſitzern, den Grundbeſitzern,
den ſteuerkräftigen Unternehmern mit Beſchlag belegt. Die
große Maſſe der Bevölkerung findet kaum Gelegenheit, mit
ihren Meinungen und Wünſchen auch nur durch eine hoff-
nungslos kleine Minderheit zu Worte zu kommen.

Aber damit die Verbandsverſammlung in ihren Selbſtver-
waltungsgelüſten nicht am Ende zu üppig wird, gibt es noch
einen Verbands ausſchuß. Dieſer beſteht in ſeiner Mehr-
heit aus Bürgermeiſtern und Kreisausſchußvorſitzenden, alſo

da kein Menſch gegen den Willen der Regierung Bürger-
meiſter oder Vorſitzender des Kreisausſchuſſes werden kann, aus
durchgeſiebten, der Regierung genehmen Perſönlichkeiten. Nur
die Minderheit, 8 von 18, wird von der Verbandsverſammlung
gewählt, deren Zuſammenſetzung oben geſchildert iſt. Und dieſer
Verbandsausſchuß iſt der Gipfel der preußiſchen „Selbſtverwal-
tung“i

Ein verworrenes Syſtem von ineinandergeſchachtelten
Klaſſenwahlrechten, Privilegien und bureaukratiſchen Beauf-
ſichtigungsvollmachten, das iſt die preußiſche „Selbſtverwal-
tung“, wie ſie ſich in dem neueſten Wunderwerk unverfälſchter
Dreiklaſſengeſetzgebung darſtellt. Ein Syſtem, das mit ſcharf-
ſinnigem Raffinement ausſchließt, daß irgendwer, der kein
Junker, kein Hausagrarier, kein Kapitaliſt iſt, auf die Ver-
waltung ſeiner eigenen Abgeordneten irgendeinen Einfluß aus-
übt, ſind hier mit einem Namen aufgeputzt, der, dem Eng-
liſchen entlehnt, eigentlich ſoviel wie Selbſtre gierung be-
deutet.

Der gemäßigte Liberalismus Rudolf v. Gneiſts hatte das
engliſche Wort solfgovernement ſchamhaft und beſcheiden, ſtatt
mit Selbſtre gierung mit Selbſtverwaltung überſetzt.
Der Deutſche ſollte nicht auf die revolutionäre Jdee kommen,
ſich ſelber regieren zu wollen, nur die untergeordneten Dienſte
der Gemeinde ſollte er im Rahmen des Staatsganzen ſelbſt ver-
walten dürfen. Jn welcher Weiſe dies geſchieht, zeigt ſich nun
glanzvoll im Groß- Berliner Zweckverbandsgeſetz. Selfgoverne-
ment und Selbſtverwaltung verhalten ſich eben zu einander
wie England zu Preußen. Wären die Worte nicht für manche
Leute dazu da, die Wahrheit zu verbergen, dann dürfte man
in Preußen gar nicht von Selbſtverwaltung ſprechen, ſondern
nur von einer Selbſtherrſchaft der regierenden
Klaſſen.

Nun will es der Zufall, daß das Wort Selbſtverwaltung in
den Verhandlungen des Reichstags eine nicht minder große
Rolle ſpielt als in jenen des preußiſchen Landtags. Dort iſt es
die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen, um die ge-
kämpft wird. Die Krankenkaſſen haben bisher eine wirkliche,
wenn auch nicht unbeſchränkte Selbſtverwaltung gehabt, indem
die Kaſſenmitglieder durch den von ihnen gewählten Vorſtand
ihre eigenen Kaſſenangelegenheiten ſelber verwalteten. Dieſelbe
Mehrheit, die ſoeben im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe das Zweck-
verbandsgeſetz geſchaffen hat, will noch vor Pfingſten in dritter
Leſung beſchließen, daß der Einfluß der proletariſchen Kaſſen-
mitglieder auf die Verwaltung der Kaſſe zugunſten der Unter-
nehmer und der Regierung gekürzt wird, und hat den Mut zu
'verſichern, was ſie da unternehme, ſei keine Einſchränkung
der „Selbſtverwaltung“. Soll man nun um Worte ſtreiten?
Nein, ſagen wir lieber einfach: die Krankenkaſſen bekommen
durch den Willen der konſervativeultramontan- nationalliberalen
Mehrheit an Stelle ihrer bisherigen Einrichtung eine „Selbſt-
verwaltung nach preußiſchem Muſter“.
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T Der Kommunalfreiſinn und der Geldſak.
Ueber die Dreiklaſſenhausſivung wird uns noch geſchrieben:

Die dritte Leſung der beiden Zweckverbandsgeſetze brachte die
Austragung der Auseinanderſetzung unſerer Genoſſen mit den
Fortſchrititlern über die Frage, ob in den Gemeinden der Geld-
ſack ein Wahlvorrecht haben oder das allgemeine, gleiche Wahl-
recht ohne Phraſe eingeführt werden ſolle. Trotz vielem Win-
den und Drehen der Freiſinnigen kann als das Ergebnis feſt-
geſtellt werden, daß, wie ja ſchon in der Praxis oft genug ſich
erwieſen hat, die Freiſinnigen an dem Vorrecht
des Geldſacks unentwegtfeſthalten. Die atoniſche
E lärung des Herrn Caſſel kann daran natürlich nichts ändern.
Jn ihrer Sympathie für alle Formen von Geldſacksprivilegien
wollten die Konſervativen dieſer Auseinanderſetzung durch
eine ihrer bewährten Schlußanträge ein Ende machen. Dabei
ſtellte ſich aber die Beſchlußunfähigkeit heraus höchſt be-
zeichnend übrigens für den Ernſt, mit dem derartig wichtige
Geſetze behandelt werden! und in der neuen Sitzung ging die
für die Liberalen ſo ſchmerzliche Debatte ungehindert weiter.
Tiefer gehängt zu werden verdient der Ausſpruch des Abg.
Fiſchbeck, der es zweifelhaſt ſein läßt, ob die ſozialdemokra-
tiſchen Vertreter Berlins auch immer die Berliner Jntereſſen
wahrgenommen hätten. Die ſchlagendſte Antwort gibt die Auf-
zählung devotiſcher Bücklinge des Berliner Rathausfreiſinns
vor der ſich immer wieder in ſtädtiſche Angelegenheiten ein-
miſchenden Reaktion. Die beiden Geſetze wurden übrigens
ohne weſentliche Veränderung verabſchiedet. Eine größere De-
batte gab es noch über eine Reſolution der Kommiſſion, die
einen Ausgleich der Schullaſten zwiſchen den Goß- Berliner
Gemeinden wünſcht. Dieſe Reſolution, für die auch unſere Ge-

noſſen ſtimmten, wurde als „ſozialiſtiſch und kommuniſtiſch“
abelehnt. Man ſollte es nicht glauben, wie der einzige Sogial-
demokrat die
verſeuchen konnte:

Mittwoch folgt das Feuerbeſtattungsgeſetz. Da
kann es wieder Blamagen vor Europa geben.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 17. Mai 1911.

Um die Herbſtſeſſion.
Halboffiziös wird gemeldet: Die Regierung legt Wert dac-

auf, daß der Handelsvertrag mit Schweden im
Reichstage noch vor Pfingſten durchberaten wird. Es iſt
überhaupt den Parteien des Reichstags vertraulich mitgeteilt
worden, daß die Regierung bereit ſei, die Seſſion mit Eintritt
der Pfingſtſerien zu vertagen, wenn bis dahin die Reichésver-
ſicherungsordnung, die elſaß-lothringiſche Verfaſſung und der
ſchwediſche Handelsvertrag erledigt ſeien. Für jeden Fall
würde eine Seſſion zur Erledigung der weiteren Aufgaben im
Herbſte ſtattfinden und durch eine Aenderung des Geſetzes
über die Anweſenheitsgelder würde dann dafür geſorgt wer-
den, daß die Abgeordneten eine Entſchädigung bekommen, die
ihnen nach dem Wortlaut dieſes Geſetzes für die Herbſtmonate
nicht zuſteht. Jn den Fraktionen haben vertrauliche Be-
ſprechungen über dieſe Diätenfrage und über die Herbſtſeſſion
ſtattgefunden. Ueber beide gehen die Meinungen, auch auf der
Linken, auseinander.

Ein Denkzettel für die Wahlrechtsräuber.
Jn Rirdorf hatte man aus Furcht vor einer ſozialdemo-

kratiſchen Gemeinderatsmehrheit die Bildung der Abteilungen
nach der angerechneten Steuer ſo vorgenommen, daß man
viele Hunderte bisher zweitklaſſiger ſozialdemokratiſcher Wähler
in die dritte Klaſſe abſchieben konnte. Der Bezirksausſchuß zu
Potsdam hat jedoch am Dienstag die ſo zuſtandegekommenen
28 Rirdorfer Stadtverordnetenmandate der Stadtverordneten-
wahlen vom November 1910 für un gültig erklärt. Der

ganze Zweckverbandskommiſſion umſtürzleriſch.

Bezirksausſchuß hat mit den Klägern angenommen, daß ein
Verſtoß gegen die geſetzliche Beteiligung vorliegt und erklärt,
die Abteilungsliſten müßten für jeden Fall ſo beſtehen, daß
nicht Tauſende von Wählern um das Wahlrecht

Ein ſeltenes Urteil!

Deutſches Reich.
—Begeiſterte „Achſelklappen Stimmung. Ueber die zweite

Generalverſammlung des Verbandes der preußiſchen und heſſi-
ſchen Lokomotivführer, die gegenwärtig in Berlin tagt, be-
richtet der Berliner Lokalanzeiger: „Aus den Verhandlungen
ſei die Mitteilung über die Verleihung der Achſelſtücke der
Bahnmeiſter und Aſſiſtenten an die Lokomotivführer hervor-
gehoben. Hierdurch ſowie durch die im Januar erfolgte
Feſtlegung des Lokomotivführerranges als das eines mittleren
Beamten finden die wichtigſten ideellen Wünſche
der verdienten Beamten Befriedigung. Jn der
Verſammlung herrſcht wegen dieſer Auszeichnung
einebegeiſterte Stimmung, die in Telegrammen an
den Kaiſer und den Eiſenbahnminiſter zum Ausdruck gelangte.“

Die verſagten Extrazüge. Der badiſche Landesverband
des Hanſabundes teilt mit, daß die von ihm beantragte
Stellung eines Extrazuges von Mannheim nach Berlin von der
preußiſchen Eiſenbahnverwaltung grundſätzlich abge-
lehnt worden ſei. Die von der Eiſenbahndirektion in Halle
bereits gemachte Zuſage wurde zurückgezogen. Es ſteckt eine
gewiſſe Jronie darin, daß dieſe Verſagung des Extrazuges
zeitlich zuſammenfällt, mit der Lobrede, die Herr v. Bethmann
Hollweg auf der Jubiläumsverſammlung des Deutſchen
Handelstages gehalten hat. Die agrariſchen Extrazüge zu
den Bündlerparaden in Berlin ſind niemals verſagt worden.
„Eiſenbahnpolitik.“

Verbotene Nebenbeſchäftigung von Soldaten. Dem ſchle
ſiſchen Verein für Luftſchiffahrt iſt von der Kommandantur
mitgeteilt worden, daß infolge kriegsminiſterieller Verfügung
die Stellung von Mannſchaften zum Halten von Ballons und
zum Abſperren von Flugplätzen ein für allemal nicht mehr
erfolgen darf.

Doppelt „anfgelöſt“. Jn Neuſtadt O.-S, iſt die gar
nicht beſtehende ſozialdemokratiſche Jugendorganiſation“
innerhalb von zwei Wochen zum zweiten Male poli-
zeilich „aufgelöſt“ worden. Um ganz ſicher zu gehen,
erhielten gleich zwei Genoſſen die Auflöſungsverfügung zu
geſtellt. Die Neuſtädter Polizei will mit Gewalt aus einer
Jugendabteilung des Arbeiterturnvereins eine ſozialdemokra
tiſche Jugendorganiſation machen.

England,
Nnuterhaus und Oberhaus

Jm Unterhauſe wurde die dritte Leſung der Parla-
mentsbill mit 362 gegen 241 Stimmen angenommen. Am
Schluß der Debatte erklärte Churchill: Jm Namen des
Fortſchritts und der Einigkeit fordern wir die Annahme der
Bill und werden ſie ſicher auch erreichen.

Das Oberhaus debatterte in zweiter Leſung über den
Reformgeſetzentwurſf Landsdowne. Morley unterzog ihn einer
ſcharfen Kritik. Mit beſonderem Jntereſſe wurde die Haltung
der Peers beobachtet, die nach den Beſtimmungen der Vorlage
für das reformierte Oberhaus vielleicht nicht mehr wählbar
ſein würden. Mehrere unioniſtiſche Peers ſprachen ſich gegen
die Vorlage aus, andere wieder erklärten ſich bereit, ſie zu
unterſtützen, mit der Brgründung, daß eine Aenderung der
Zuſammenſetzung des Oberhauſes notwendig ſei. e

Amerika.
Das Recht auf Bohykott.

Ein bemerkenswertes Urteil, das für die Gewerkſchaf-
ten von großer prinzipieller und praktiſcher Bedeutung iſt, hat

kommen.

Stadt Cheater.
Die Spielzeit 1910-11.-

Der ſtatiſtiſche Rückblick über die Spielzeit, den die Verwal-
tung des Stadttheaters alljährlich veröffentlicht, bietet, mit ge-
ringen Abweichungen, ſtets das gleiche unerfreuliche Bild.
Offenbart er doch immer aufs neue die geiſtige und materielle
Theatermiſere unſerer Zeit, die ſich in der dramatiſchen Stag-
nation und Unfruchtbarkeit äußert und in dem Ueberwiegen
der leichten und ſeichten Kunſtgattung im Repertoir dem
Theater den Stempel einer Vergnügungsſtätte aufdrückt. Das
kann im Zeitalter der kapitaliſtiſchen Warenproduktion,
das auch die Kunſt zur käuflichen Ware herabgedrückt hat, auch
gar nicht anders ſein. Der Kunſtgeſchmack und die jeweilige
Kunſtrichtung werden eben nicht beſtimmt von dem kleinen
Kreis der Kunſtverſtändigen und Kunſtgenießenden, ſondern
von der Halbbildung, dem Luxus und dem Zerſtreuungs- und
Betäubungsbedürfnis des „zahlungsfähigen Publikums“. Kein
Theaterdirektor kann ſich dieſen für die wahre Kunſt verderb-
lichen Einflüſſen entziehen, und macht meiſt auch gar nicht erſt

den Verſuch. Denn als kapitaliſtiſche Unternehmer, der die
Theaterleiter heute in der Regel ſind, iſt es ihnen natürlich in
der Hauptſache darum zu tun, möglichſt hohe Einnahmen aus
dem Geſchäft zu erzielen. Beide Tendenzen, die Geſchmacks-
verbvildung des Theaterpublikums und die kapitaliſtiſche Grund-
lage der Theater ergän zen ſomit einander gewiſſermaßen eins
bedingt das andere. Da dieſer Zuſtand aber wiederum aus
den kapitaliſtiſch- wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen der
Gegenwart bedingt iſt, ſo wäre es ungerecht, wollte man etwa
den Theaterunternehmer allein dafür verantwortlich
machen.

Eine Aenderung und Beſſerung dieſer Verhältniſſe von der
herrſchenden Geſellſchaftsklaſſe zu erwarten, hieße unmögliches
von ihr verlangen, denn auch die jeweils maßgebende Kunſt-
richtung und die Art des jeweiligen Kunſtbedürfniſſes werden
durch materielle, wirtſchaftliche Faktoren beſtimmt. Jnſofern
ſind auch die Erſcheinungen in Kunſt und Theater nur das ge-
treue Spiegelbild der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsform. Jn einer
Geſellſchaftstlaſſe und Ordnung wie die kapitaliſtiſche, die auf
Unterdrückung und Unfreiheit aufgebaut iſt, in der alles zur
Ware wird, und die im Niedergang begriffen iſt, kann ſich eine
wahrhaft große und freie Kunſt gar nicht mehr entwickeln, ſind
dem künſtleriſchen Genius für einen weiten und hohen Flug
die Schwingen gelähmt. Die Zeit, wo die Bourgeoiſie noch ſo
etwas wie Jdeale hatte, iſt längſt vorbei; heute iſt ihr Sinn
nur ausſchließlich aufs Materielle gerichtet.

Die ringende und aufwärtsſtrebende Klaſſe aber, die ſich
anſchickt, die Zukunft zu erobern, das moderne, klaſſenbewußte
Proletariat, hat bis jetzt nur geringen Einfluß auf die Hunſt-
entwicklung auszuüben vermocht. Aber je klarer und ſchärfer
ſich die beherrſchten Klaſſen des Gegenſatzes zu
den Herrſchenden bewußt werden, ihnen der Sozialismus zur
feſt begründeten Weltanſchauung wird, deſto größer werden
auch die Entwicklungsmöglichkeiten für die neue, große, freie
und ſouveräne Kunſt der Zukunft. Die bürgerliche Kunſt kann
das Proletariat ſchon lange nicht mehr befriedigen. Das er-
klärt ſich aus ſeiner ganzen Klaſſenlage, ſeiner Lebensanſchau-
ung, aus ſeinem ganzen Fühlen und Denken heraus. Soweit
es heute möglich iſt, drängt das Kunſtſehnen der Arbeiterklaſſe

den geiſtigen Lebensinhalt des Proletariats zum Ausdruck
bringt. Die bier ſchlummernden und noch in der Entwicklung
befindlichen neuen künſtleriſchen Kräfte werden ſich aber erſt
in einer Geſellſchaft freier und gleicher Men
ſchen zu voller Freiheit und Schönheit entfalten können.

Indeſſen beſteht doch auch im Gegenvartsſtaate bis zu einem
gewiſſen Grade die Möglichkeit, wenigſtens das Theater nicht
vollſtändig und ausſchließlich kapitaliſtiſchen Jntereſſen auszu-
liefern. Wir haben wiederholt dargelegt, daß durch Ueber-
nahme des Theaters in ſtädtiſche Regie deſſen künſtleriſches
Niveau ſehr wohl um vieles gehoben werden könne. Nach
langen Hangen und Bangen hat man ſich ja nun endlich auch
entſchloſſen, einen Schritt nach dieſer Richtung hin zu tun.
Und der Beſchluß von Magiſtrat und Stadtverordneten. im
Jahre 1915 im Stadttheater entweder eigene Regie oder Halb-
intendanz einzuführen, verdient als eine ſehr erfreuliche und
wichtige Entiſcheidung, die die verfloſſene Spielzeit gebracht hat,
vermerkt zu werden.

Werfen wir nun einen Blick auf die ſtatiſtiſche Zuſammen-
ſtellung der Theaterverwaltung, ſo ergeben ſich da im ganzen
310 Vorſtellungen. Sie verteilen ſich auf 232 Abendvorſtellun-
gen im und 15 Abendvorſtellungen außer Abonnement, und
63 Aufführungen, die an Nachmittagen gegeben wurden.

Die Opern- und Operettenaufführungen
172 nahmen auch diesmal wieder die erſte Stelle ein und
übertrefſen die Schauſpiel-, Luſtſpiel- und Poſſenaufführungen

133 um 39 Vorſtellungen. Die 85 verſchiedenen Werke,
die zur Aufführung gelangten, ſetzen ſich aus 25 Schauſpielen,
19 Luſtſpielen, 28 Opern, 10 Operetiten und je ein Konzert,
Märchen, Poſſe, Ballett zuſammen.

Nach den Urſachen, weshalb die Opern- und Operetten-Auf-
führungen bei weitem zahlreicher ſind, als die Schauſpielvor-
ſtellungen, brauchen wir nicht lange zu forſchen: Das maß-
gebende Theaterpublikum findet an Operetten und Opern mehr
Veranügen, als an einem ernſten gehaltvollen Schauſpiel, und
für die Theaterkaſſe iſt es einträglicher. So wird eben das
gute Schauſpiel immer zu kurz kommen. Vielleicht, daß es in
dieſer Hinſicht beſſer wird, wenn mit Uebernahme des Theaters
in ſtädtiſche Regie rein künſtleriſche Geſichtspunkte mehr in
den Vordergrund treten.

Mit den ſogenannten Novitäten, deren Bekanntſchaft
ung im Laufe der Spielzeit vermittelt wurde, iſt nur wenig
Stant zu machen. Einen wirklich großen Erfolg hat hier nur
Karl Schönherrs Drama Glaube und Heimat aufzuweiſen ge-
habt, daß das ineiſt aufgeführte Schauſpiel der Saiſon (15 Auf-
führungen) war und ſich auch als ein gutes Kaſſenſtück
erwieſen hat. Man weiß nicht, war es das vorzügliche Drama
allein, oder war es der plötzlich in Mode gekonimene Name
Schönherr, der das Publikum in alten Städten mit magiſcher
Gewalt ins Theater zog? Stärkeres Jntereſſe konnten auch
noch Ernſt Hardts Tantris der Narr, der ſechs Aufführungen
rlebte, und das Senſationsſtück Taifun, mit dem die Saiſon
abſchloß, beanſpruchen Von den übrigen Novitäten ſind höch-
ſtens noch Die Kinder von Hermann Bahr der Erwähnung
wert. Ein beſonderes Verdienſt erwarb ſich die Direktion mit
der Aufführung des Bijörnſon-Zyklus (fünf Werke in 12 Auf-
führungen).

Klaſſiktergufführungen gab es insgeſamt 98. Dar-
unter kam Schiller mit fünf Werken 15mal, Goethe in zwei

bereits nach neuen Wegen in der Kunſt, nach einer Kunſt, die Werken 7mal, Shakeſpeare in zwei Dramen s6mal, Leſſing in
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zwei Schauſpielen 5mal und Grillparzer in zwei Werken 4mal
zu Worte. Von Shakeſpeare“blieben einige der verſprochenen
Werke ungaufgeführt und Hebbel ließ man wieder gänzlich links
liegen.

Jbſen, der im Vorjahre überhaupt nicht auf dem Spielplan
verzeichnet war, hatte man diesmal mit Nora ein beſcheidenes
Plättchen eingeräumt. Dagegen ſind Hauptmann, Shaw,
Schnitler und noch einer Reihe anderer moderner Dichter noch
immer die Pforten verſchloſſen.

Die darſtelleriſchen Leiſtungen, wie die der Regie ſtanden
durchweg auf achtbarer Höhe, und die meiſten Werke wurden
in vorzüglicher Aufführung herausgebracht. Nur wäre zu
wünſchen, daß dem tüchtigen Schauſpiel-Enſemble mehr Ge-
legenheit gegeben würde, ſeine Kräfte an größeren Aufgaben
zu betätigen.

Ein tüchtiges Stück Arbeit iſt auch in der Oper geleiſtet
worden, und die künſtleriſche Tätigkeit des Regiſſeurs Theo
Raven, Eduard Mörikes wie die der übrigen Opernkräfte ver
dient alle Anerkennung. Freilich, auch in der Oper hat die
Direktion nicht alle die gegebenen Verſprechungen eingelöſt und
einige der verſprochenen Werke iſt ſie uns ſchuldig geblieben.
Dagegen blieb uns keine der angekündigten Operetten
Novitäten erſpart. Franz Lehar mit ſeinem Graf von
Luxremburg, der 17mal über die Bretter tanzte, hatte hier die
Führung. Jhm folgte Leo Fall mit ſeiner Geſchiedenen Frau
(16mal). Das Balleit-Divertiſſement von Beyer brachte es auf
13, das Singſpiel Brüderlein fein auf ſechs Aufführungen
Operetten wie Bub oder Mädel und Miß Dudelſack hatten ſchon
nach der vierten Vorſtellung alle Zugkraft verloren.
„Opern-Novitäten gab es ganze zwei: Die Königs-

kinder von Humperdinck, die 14mal über die Bühne wanderten,
und Der Roſenkavalier von Richard Strauß, der nach acht Vor
ſtellungen abtreten mußte. Sonſt war Wagner mit ſechs
Werken (17 Aufführungen) vertreten. Nächſt ihm ſteht Meyer-
beer mit der Afrikanerin, die 9mal aufgeführt wurde. Je 4mal
wurden gegeben: Die Zauberflöte, Der Troubadour, Mignon,
Tiefland, Zar und Zimmermann und Der Poſtillon von Lon
mmean, Cavalleriag ruſticang 6mal, Der Waffenſchmied und
Martha je 5mal uſw.

Ga ſtſpiele waren auch in der verfloſſenen Spielzeit
wieder eine ganze Anzahl zu verzeichnen. Als die hervor-
ragendſten greifen wir das von Alexander Moiſſi und die
Gaſtſpiele von Eva von der Oſten, Margarete Siems, Martha
Leffler-Burkhardt, Paul Bender und Walter Soomer heraus.
Hierzu kommen dann noch die auswärtigen Künſtler von Ruf,
die bei den Opernfeſtſpielen mitwirkten, und die alle
einzeln aufzuzäblen wir uns verſagen müſſen.
de Dpernfeſtſpiele (Roſenkavalier, Triſtan und Fidelio) bil
deten auch in der diesjährigen Saiſon einen Glanzpunkt, und
das Befireben der Direktion, in den Feſtſpielen höchſte Kunſt
in Möglichſt vollendeter Darſtellung zu geben, iſt nur zu be
grutzen. Beim Publikum hätten die Feſtſpiele allerdings
größeren Anklang finden dürfen.

Die M 5 5 t 2wie u n d ell un gen ſind ſowohl ihrer Zahl nach,
ſie die mache as ſie bringen, ungenügend. Jndeſſen iſt

achſten Jahre auf eine Berückſichtigung berechtigter
Wünſche der Arbeiterſel i i iArbeiterſchaft nach der angedeuwohl kaum zu hoffen. 8 eten gigwun Sin
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aus Tanger geht in dortigen,

den ſei,
Truppen der Sultansmehalla zur Hilfe gekommen ſeien. Der

ber Oberſte Gerichtshof der Vereinigten Staaten jetzt gefällt,
indemerdasgegen die Vorſitzenden des ameri-
kaniſchen Arbeiterbundez erlaſſene Urteil
auſhob. Der Präſident des Arbeiterbundes Samuel
Gompers war zu einem Jahr, der Vizepräſident John
Mitchell zu neun Monaten und der Sekretär Frant
Morriſon zu ſechs Monaten Gefängnis wegen Mißachtung
des Gerichts verurteilt worden. Bei dem Streik, der in den
Werkſtätten der Bucks Stove Range Company in St. Louis
ausgebrochen war, hatte der amerikaniſche Arbeiterbund Pla-
kate drucken und verteilen laſſen, die von den drei Angeklagten
unterzeichnet waren, in denen die amerikaniſche Arbeiterſchaft
Zum Bohykott der Erzeugniſſe der Ofenfabrik aufgefordert
wurde. Trotzdem die Fabrik ein Gerichtsurteil erzielte, das
die Verbreitung dieſer Boykottplakate unterſagte, wurden dieſe
Plakate weiter gedruckt und verbreitet.

Die Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes, die einſtimmig
erfolgte, iſt außerordentlich wichtig, da ſie den Ge-
werkſchaften das Recht gibt, den Bohkott zu prokla-
mieren. Jn dem Urteil ſpricht der Oberſte Gerichtshof ſeine
Anſicht dahin aus, daß die Vorinſtanz irrte, als ſie Gefängnis-
rafen und nicht Geldſtrafen verhängte. Es handelte ſich um
kein kriminelles Verbrechen, ſondern um ein Zivilvergehen.

Die ungeſetzlichen Truſts.
Jn dem Verfahren, das von den Bundesbehörden gegen die

Standard Oil Companh angeſtrengt wurde un das
die Auflöſung der Geſellſchaft bezweckt, hat der OberſteGerichtshof jetzt das Urteil bekanntgegeben. Es tautet zu
ungunſten der Geſellſchaft. Die Verleſung der langerwarteten
Entſcheidung begann nachmittags um 4 Uhr. Der Text um-
faßt 25 000 Worte. Wie weiter berichtet wird, beſtätigt die Ent-
ſcheidung des Supreme Court die Entſcheidung erſter Jnſtanz,
nach der die Standard Oil Company eine Verſchwörung und
ein Monopol ſei zur Behinderung des zwiſchenſtaatlichen Han-
dels. Jedoch wird die erſte Entſcheidung dahin modifiziert,
daß die abſolute Einſtellung des zwiſchenſtaatlichen Handels
mit Petroleum und ſeinen Produkten durch die an der Kom-
bination beteiligten Geſellſchaften nicht notwendig ſei. Die
Friſt zur Auflöſung des Truſts wurde von einem Monat auf
ein halbes Jahr verlängert. Die Entſcheidung erfolgte ein-
ſtimmig mit einer Ausnahme.

Mexiko.
Um Diaz' Rücktritt.

Dem Gewaltmenſchen Diaz, dem erklärten Liebling der
Kapitaliſten, mag es ungemein ſchwer ankommen, ſeine
Schreckensherrſchaft aufgeben zu ſollen. Er klebt förmlich an
ſeinem Amte und verſucht, ſich mit allen Mitteln zu halten.
Jetzt ſoll er ſogar die mexikaniſchen Rebellenführer zur Auf-
lehnung gegen Madero beſtochen haben, um zu „beweiſen“, daß
ſeinem Rücktritt die Anarchie folge. Zuverläſſige Berichte
ſagen, das Kabinett drohe mit dem Rügktri tt, falls Diaz nicht

Madero verteilt die Einnahmen des Zollhauſes in
Juarez und ſtellt dadurch die Zufriedenheit her. Am Diens-
tag ſollte angeblich die Entſcheidung über die Fortſührung der
Revolution fallen. Madero machte einige Zugeſtändniſſe, er-
klärte aber dann, dies ſei ſein letztes Wort. Seine Streitmacht
vergrößert ſich zuſehends. Er ſoll letzter Tage in Juarez 2500
neue Rekruten gewonnen haben. Nach der Times ſoll Digz

Vizevpräſi-
Nach einer Sun-Meldung habe Diagz bereits

abtrete

dent Corral.
reſigniert. (7)

Neuyork, 17. März. Aus Juarez wird gemeldet: Die
Friedensverhandlungen ſind geſtern ſoweit vorgeſchritten, daß

allgemeinen Waffenſtill-
ſtandes für heute bevorſteht. Die Jnſurgenten ſollen
14 Gouverneurspoſten ſowie Unterrichts- und Juſtizminiſterium

Die Jnſurgenten dürfen ſich als politiſche Partei
organiſieren und die Wahlkampagne mit Madero als
Präſidentſchaft skandidat vorbereiten.

Marokko.
Die Wirren.

Nach einer Depeſche des Standard
wohlinformierten mauriſchen

Kreiſen das Gerücht, daß Mulay Hafidermordet wor-
als die Meldung in Fez eintraf, daß franzſiſche

London, 16. Mai.

Standard bemerkt hierzu, daß er die Meldung mit aller

Reſerve wiedergebe, daß aber der zwiſchen den marokkaniſchen
Stämmen herrſchende Haß dies als möglich erſcheinen laſſe.
Eine andere Depeſche aus Tanger meldet, daß nach Briefen
aus Rabat vom 11. d, M. die Franzoſen bisher 1200 Kamele
und 500 Maultiere verloren haben. Außerdem hätten ſie bisher
an Toten über 100 Mann verloren und auch zahl-
reiche Verwundete gehabt.

Meldungen aus dem Lager von Merada vom 14. Mai be
richten, daß die Kolonne Bavoucet von 1500 Marokkanern an-
gegriffen wurde. Der Feind verlor über 100 Tote
und 200 Verwundete. Jm Laufe der Nacht erfolgten
weitere Angriffe, welche jedoch unblutig verliefen

China.
Die Hungersnot.

Der Kölniſchen Volkszeitung wird vom Biſchof Henninghaus
aus Südſchantung über die Hungersnot berichtet, daß
ſelbſt Begüterte nichts mehr zu eſſen haben. Die
meiſten Familien ſterben des Hungertodes. Die
Kinder ſetzt man aus; junge Frauen und Mädchen wer-
den verkauft. Wohnhäuſer werden ſtellenweiſe einge-
rien, um aus dem Erlöß des verkauften Materials das nackte
Leben zu friſten. Zum Unglück treten im Gefolge der
Hungersnot Typhus und andere Krankheiten auf. Man hofft
aber, daß die Weizenernte, die in etwa 112 Monaten beginnt,
Linderung bringen werde.

Aus der Partei.
Die erſten Sozialdemokraten im Erfurter Stadtparlament.
Jnfolge der Eingemeindung des eiwa 13 000 „Seelen“ zählen-

den Vorortes Jlversgehofen traten aus deren bisheriger
Gemeindevertretung ſechs Mitglieder (aus jeder Abteilung
zwei) in die Stadtverordnetenverſammlung zu Erfurt über.
Da die dritte Abteilung in Jlversgehoſen in den Händen der
Sozialdemokratie war, gelangten auf dieſe Weiſe die erſten
zwei ſozialdemokratiſchen Vertreter in das
Erfurter Rathaus. Dieſe Tatſache ſcheint der bürger-
lichen Geſellſchaft ſehr unangenehm zu ſein, denn bei der
Einführung der neuen Stadtverordneten am vergangenen
Freitag betonte der Stadtverordnetenvorſteher Brauereibeſitzer
Döhler ohne irgendwelchen äußeren Anlaß ganz oſtentativ,
„daßmanin dieſem Saale bisher nicht abhängig
war von politiſchen Parteien“ und daß es ſeither
ohne Einfluß war, ob ein Mitglied der Verſammlung konſer-
vativ, liberal oder Zentrumsanhänger warDieſe Erklärung nimmt ſich um ſo ſeltſamer aus, als gerade

die Erfurter Stadtverordneten das auf der politiſchen Ent-
rechtung des preußiſchen Volkes bernhende Kommunal-Geld-
ſacks- und Privilegienwahlrecht in der regftionärſten
Weiſe gehandhabt haben, um jedes Cindringen der Ver-
treter der Arbeiterſchaft zu verhindern. Und um auch äußer-
lich zu dokumentieren, daß man im Erfurter Stadtverordneten-
ſagale „keine Politik kennt“, hat man unſere beiden
auf zwei c nigegengeſetzt en Enden des
placiert. Die Nadelſtich politik derCliquenherrſchaft fängt alſo ſchon ganz gut an
kennt man im Erfurter Rathauſe nicht!

Genoſſen
Saales

bürgerlichen
aber Politik

Die Frauen und die Reichstagswahlen.
Unter dieſem Titel iſt im Verlage der Leipziger Buchdruckerei

A.G. ein kleines Büchlein erſchienen, in dem Genoſſin Luiſe
Zietz ſich zwei Frauen über die Reichstagswahlen unterhalten
läßt. Jn Rede und Gegenrede wird da einfach und ſchlicht
dargelegt, welche Bedeutung die Wahlen gerade für die Frauen
haben. Jn leichtverſtändlicher Sprache wird auseinander geſetzt,
wie gerade die Frauen unter den indirekten Steuern zu
leiden haben, die vom Reichstag bewilligt werden, wie ferner
auch die Fragen des ismus die Frauen inter-
eſſieren müſſen, einmal aus wirtſchaftlichen Gründen, dannaber auch, weil ſie ihre S Söhne dem gaſern re aus ſetzen

müſſen, der von den Soldaten verlangt, auf den gegebenen Be-ſehl guch auf Vater und Mutter zu ſchießen. In zwei anderen

Kapiteln wi rd vas Verhältnis der Sozialdemokratie zu Re li
gion und Familie behandelt. Schließlich wird auch noch
das Verhalten der bür gerlichen Parteien, beſonders
des Zentrums, charakteriſiert. Da es leider noch eine große

Zahl von Frauen gibt, die in Fro gen der Politik unbewandert
und gleichgültig ſind, kann das kleine VBüchlein, das nur 10 Pfg.koſtet, ſehr viel zur Aufklärung z Frauenkreiſen beitragen.

Denn wir brauchen beim bevorſtehenden Wahlkampfe die direkte
und indirekte Mitarbeit der Frauen.

Gewerklſchaftliches.
Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Der Streik der Bäcker und Konditoren in Hamburg-
Altona-Wandsbeck iſt ſiegreich beendet. Bereits am
11. Mai, nach 4tägiger Dauer des Streiks, konnte in einer Ver-ſammlung der Bäcker von der Leitung berichtet werden, daß von
den, für die Bewegung in Betracht kommenden 420 Betrieben mit

1700 Bäckern und 181 Konditoren ſchon 357 Betriebe mit 1463
Bäckern und 144 Konditoren bewilligt hatten. Die Geſchloſſenheit
des Angriffs und die moraliſche Unterſtützung durch die Hamburger
Arbeiterſchaft hatte alſo in wenigen Tagen den Streikenden einen
faſt vollſtändigen Sieg gebracht. Ueber einige Großbetriebe, die
hartnäckig die Bewilligutrg verweigern, wurde die Sperre aufrecht
erhalten. Die Organiſation hat alſo einen glänzenden Erfolg er-
rungen.

Der HKlempnerſtreik in Stettin iſt ebenfalls beendet.
Am Montag haben die Stettiner Klempner die Arbeit wieder auf
genommen. Neben der Feſtſetzung von Minimallöhnen und einer
kleinen Lohnzulage wurden auch noch weitere Verbeſſerungen für
die Arbeiter erzielt.

Achtung, Metallar beiter, Maſchiniſten und Heizer!
Bei der Firma Minimax, Con ſolidates Limited in Neu-RNuppin
letzt Jnduſtriewerke Re Ruppin) ſind Differenzen ausgebrochen.

Die Arbeiter der Abteilung für Eismaſchinen, Hausbedarf, Apo
theken und Krankenhäuſer haben der Direktion ein Geſuch unter
breitet, daß die Löhne reguliert werden möchten und für die
Ueberſtunden. Nacht- und Sonntagsarbeit ein Zuſchlag bezahlt
werden ſoll. Am Vormittag wurde das Geſuch überreicht, am
Nachmittag wurden ſämtliche 24 Arbeiter entlaſſen. Das
Bure eau der Firma iſt in Berlin, Linkſtr aße 7 (auch Potsdamer:
Straße). Zu zug von Schloſſern, Drehern Klempnern undKupſerſchieden iſt fernzuhalten!

Die Maſchiniſten und Heizer der „Köln-Düſſeldorfer Dampf
ſchiffahrts- Geſellſchaft in Löhn und Düſſeldorf ſtehen in einer
Lohnbeiwegung. Da die bis zur Stunde gepflogenen Verhanb-
lungen kein zufriedenſtellendes Reſultat zeitigten, wird erſucht, den
Zuzug ſtreng ſernzuhalten.

e mee DWaſſerſta inde.

bedeutet über, unter Nuſh.

Unßrut und Saale. Fall Wuchs
Artern, Brückenpeg. 15. Mai -0,47 16. Mai --0,82 0,05
Nebra, Oberpegel 2,96 r ,06Antopae.. 2Wei ißenfels, Oberng. 412,40 2 0,92

Unterp. 10,08 012r. 1 1Trotha -1,76 0,14Alsleben, Oberpeg ei -2,37 4 meeUnt erpegel re 1,12 re 12 T T
Bernburg r6,60 r 0,70 0,10kalbe, Oberpegel 4147 45 0,92Unterpegel 34 c70,28 0,06

Else.
Dresden 15. Mai 1,00 16. Mai --1,08 0,08Torgau. -1,21 i 15 6,66Wittenberg 2,18 aRoßlau T 1,55 7-1,46 0,04Barvy 1,57 c1I,51 0,06Magdeburg 1,44 71,35 0,09

Zum Reſchstags-Wahſfonds

Monatsbeitrag von G. L. 2 Mark.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales WilhelmKoenen, Vrovingzielles und Verſammlungsberichte Gottl.

Kasparekfk, in Halle.

Reiwand.

Die heutige Nummer anſaßt 12 Seiten

Woll-Stofſe
Enorme Auswahl.

Voile-Marquisette r burroile- wert 80/110 cm Ken gestreift für Blusen

Meter 2.45 2.00 1.85 1.50

Voile in grossen, modernen Farbensortimenten leichtes,

angenehmes Tragen,
10/110 cm breit

Meter 2.25 2.00 1.85 1.50 1.35

Bandstreifon Se We Kenner tagen
und Kostüme, 90/110 em breit

Meter 2.50 2.10 1.80 1.65 1.50

Wollbatist reine Wolle und Wolle mit Seide,
J leicht und angenehm im Tragen, in

modernen Farbentönen, 90/110 cm breit,
Meter 2.25 1.95 1.75 1.50

Hutformen
für Damen und Mädchen in modernsten Ge-

flechten und Fassons

6.90 5.25 4.70 3.70 3.00 2.45 1.85 1.35 1.00

35
d

s S

Pf.

Geschàäftshaus d.

Preiswerte Angebote

9allen Abteilungen.
aus Batist, imit. Mousseline,
Mousseline, Popeline ete.,
neue chice Fassons
8.75 7.50 5. 75 3.50 1.75 1.40

ückende Veubciten inIn Be tist., Mull Seide und
Halbseide

9.25 6. 50 4.25 3.25 2. 15 1.35

mit wodernen
Schlössern

nth 2.25 2.00 1.45
i 1.10 70 55 Pſ.

für Bann an.
eleg. Auskfüh-

9 gen5 1.10 85 65 Pf.TFouarg- Taffet
für Kleider und Blusen, bedrucktes, glattes und solides 00
Gewehbe, grosses Farben Sortiment und Muster-Auswanl,

reine Seide
Meter 2.10 1.85 1.65 1.50

Wasoh-Stofſe
Entzückende Neuheiten.

Mousseline imitiert, grosse Farben- Auswahl
J in aparter Ausmusterung: wie

Bordüren, Streifen, Tupfen
Meter 55 48 45 35 33 28

Kleider- Zephyſ, besonderer Gelegenheits-
J Kauf in grossem Farben-

Sortiment, entzckende Streifen für Kleider

und Biusen Meter
reinleinenesKleider Leinen, e Zeirgingnes

z wahl., Streiſen, ren u, uni, 65/ 75 crn

broit Meter 1.25 1.15 90 85 75
Woll- Moussoline aparte Nenbeiten, uni

J mit br. türk. Bord. und
Tupf. für Kimono-Blusen u. -Kleider, 70/80 cm br.

Meter 1.15 1.05 98 90 Pf.

Hut- Blumen
und Ravken, entzückende Arrangements, für

Damen- und Kinder Hüte

2.70 1.85 1.60 1.20 98 75 65 48 Pf.

Halle a. S.
Marktplatz 2 und 3.
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Jackettanzüge
nur neueſte Moden und Wuſter, verkaufe
zu folgenden, ſelten billigen Preiſen.

Serie II Serioe III
Herren-gackettanzug Herren Fackettanzug

in dunkeln, herrlichen in wirklichen
Modemuſtern Prachtmnſtern
Stück nur Stück nur

en 14
Serie V Serie VI

Lerren Jacettanzug LerrenFackettanzug

ra feinſte in hell. mod. Mode
usſtattung farben, 1 u. 2 reihig

Stück nur Stück nur Stück nur

16 18 eBitte Schaufenſterauslagen zu beachten.

Trotz der enerm billigen Preiſe d Proz. Rabatt.

Serie I
S vet d ndin haltbare
I modernen

Stück nur

Steffen

Serie IV
HerrenHotkettanzug

in 15 verſchiedenen
Modefarben

Ernst Renne r
14 e 14.

e ehe Marellagers I
und anderer Waren

S J Alter Markt 13entrum der etadt Alter Nurlt S

Wäſche, Trikotagen, Sqchürzen. Unterröcke, Untertaillen,
Krawatten, Herrenartikel, Taziſſerie, Strümpfe, waſch

fiche Artikel Ger Damenscnhneiderei, Kurz-
waren, wird fortgeſetzt und bietet enorme Vorteile.

Carl Mellinghaus.

e u mer 2 fächio,20 30 50 60 m langper Stück 5 F. 80 Pf. 1.25 1.55 1.95 2. 35

Geknüpfte, aus Ia hellem Bindfaden
40 50 60 m lang

per Stück 3.60 4.50 5.40
Auf jede Waſchleine 1 Schock Klammern gratis
Markttaschen, Markitnetze, Bürsten, Besen, Pinsel.

Oskar Hönifckre, icolaistr. 4

I RERIBI Sind Sie gewandt?
Wir haben 10 Städtenamen ausgewähltBRUkah und deren Buchſtaben umgeſtellt. Fönven

SERDMED Sie die Löſung finden Verſuchen Sie es
bitte. Wir haben etwas für Sie, was wir JZiPEllé Jhnen ſenden würden und was eine an

LEiR genehme Ueberraſchung für Sie ſein dürfte.
Sie empfangen die Sendung vollſtändigREMANVon falls J r t

amen, ſowie Jhren Namen un reſſeNEG6GOREAP auf einer Poſtkarte mitteilen. Bitte weder

oper e re er W 7 eeben Sie die Sache n er zueRATTSGTOT zeet, r zuerſt! Senden Sie Jhre
arte ſofort an:

Heriot-lompany,Prämienadtellung, friedenan W. 3

Fahrräder,
neue, 50, 60, 85--100 wert v.

20 50 Schläuche 1.50, 2 bis
4 Mäntel 1.56, 2.50 6
Griffe 8 Glocken 2 9. Lenk-
ſtangen 1.50 4 S. Glocken
69 4. Trotz meiner großenKonkurren bin ich der Billigſter drattunns W und geellſte am Vlatze. üeber

Prahntgitter, Drahtgeleehte, zeugung macht wahr.
Drahtgewebe in allen Metallen Nur Fahrradhaus

5für jeden Zweck,
Stacheidrant t starko r Klausstr. 32

Kaufe
Durohwurisiebe.

Hallesche Drahtwehberei Papier, Bäücher, Lumpen, Risen,

Gummi, Metalle u. Felle.Rerm. Kein,
T 2476. Halie-Giehbichenstein,Fornspr- 247 Königsborg 5. el. 2409.

2* kFrlsche Knlckeler aner- u. Pappenadfaälſe
böllige An an jeden Poſten

7 Talamtſtraße 7 7. Kl. Brauhausſtr. 20.

S arre mitenGarantie Molkerei-Butter,

Mterlühler en 40

h r J WThor wie nan n

echte Schürzenbeſätze, Veſutzartikel, Knöspfe, sämt- J

ben
ebia-PNaDzendutter Marganne

Gutſchmeckende retne

Bevor Sie Ihre Wasl treffen, beſuchen Sie unſere

Kinder und Sportwagen-

Ausstellung.
Kinderſportwagen

beſte Zeitzer r Je 0von M. 25 z
mod. la. an

enna M. gen
z 139

de m. S n 50
S S Räd. u. Porz. wagenen alen pro

Räd. u. Porz. Griffen
Ia. Ausführung, mit und 50

D Fafr gtühlg ohne Gummi-Räder 7

ſelt. gr. Ausw. v. 2450 b.

n ereher Ausnebi. (Igrten und Veranda Möbel
GartenFiguren,

Vlumenläſten in weiß u. grün lackiert.

Halle a. S- Gr. Arichſtraße 54.

Sie Sind zufrieden
mit unſerem

Edelca- I afſee und
Ecdelka I alverſuchen Sie bitte auch unſeren

Baatter-Hrsatz
en-MRälFaſne „EXTRA“ m 95m

„PRIMA“

EinKaufs- Verein der
Kolonialwaren -HRändlor,

e. G. m. b. H., Halle a S.
Bernhard Barth, Kleine Ulrichſtraßze 10.
Ludwig Barith, Leipzigerſtraße 80.
Paul Eineoke, Streiberſtraße 35.
F. W. Fischer, Glauchaerſtraße 57
Ernst Fröäecdel, Große Wallſtraße 36.
Paul Fritzsche, Delitzſcherſtraße 74.
Otto Glass, Herrenſtraße 5.
Oskar Häcker, Oleariusſtraße 11.
Ferd. Hille Nachflg., Geiſtſtraße 68.
Julius Hoffmann, Breiteftraße 25/26.
Moritez Hund Nachfig., Herrenſtraße 10.
Friedrich Kroisel, Ludwig Wuchererſtraße 17.
Max Künzel, Magdeburgerfſtraße 59.
Bernharoü Lailaoh, Schwetfchteſtraße 11 a.
L. F. Mertens, Langeſtraße 19.
August Nauendorf, Reilſtraße 131.
Max Ott, Steinweg 26.
Paul Piotsoh, Merſeburgerſtraße 160.
Gustav Preisser, Sophienſtraße 30.
H. J. Reussner, An der Moritzkirche 1.
Otto Schaaf, Wörmlitzerſtraße 107.
W. E. Schaaf, Schillerſtraße 13.
Franz Stein, Große Klausſtraße 10.
Oswatd Weise, Sophienſtraße 13.

Der Konkursmasse- Ausverkauf
in Malzkaffee, Lecithin-Kakao, Bananen-Kakao, Malzextrakt,
Haferfloeken, Haſermehl, Bananenmehl, Bratenmasse, Maccaroni,Nudeln, Fruchtpasten, Hygiama- F ährpräparaten, Nährsalzen,
Zitronensaft, Erdunssöl, Honig, Marmeladen, eingem. Früchten,
Erbsen, BRisknits, Kaffeeznsatz, diversen 6Gesundheitstoes, alkohol-
freien Weinen, Wärmkruken, Tip-Toptöpfen, Seifen, Zahnbürsten,
Haarwasser, Verbandwatte, Packnngen, Douchen, Spritzen,
Büstenhaltern, Korsetts, Frauengurten, Binden, Gummisehblauch,

orösen Hemden und Unterhoson für Kinder, Damen n. erren,
osenträgern, Strumpfhaltern etc. findet täglich von 9--12 und3——6 Uhr im Laden Halleeches Reformhaus, loipzigerstr. 20,

vis-à-vis Ritter, zu bedeutend herabgese tzten Preisen statt.

Der Konkursverwalter: Ferd. Wagner.
Steuer -Reklamationen, Pantoffelmachern
Berufungen im Invalidenver- empfiehlt W PInseh, Cord,
fahren c. führt ſicher u. energiſch Futter- ad Sohlenfilz

n kkS-

durch J. Paulukat, Halle a. S.,Kbnigſtrahe 65. Telephon 3912. F- Xoanh, r. Klausst. 7.

Wilke itter Da anſſo ehe

Albert Knäugel Schmeerſtr. 21,Leipzigerſtr. 72, gecſesn mer Gbetheſtt.h 15,
Sonntag den 21. Mai 1911 abends 8 Uhr in der

„Kniser-Wilhelms- Halle
Großer Theater Kbend

(mit nachfolgendem Tanz
Schauspiel, Regzitationen, Couplets u. Lustspiele,

Thea von Mitgliedern des„Neuen heaters“ zu Halle a. S.
Vorverkauf (30 Plg.) in sämtlichen Konsumvereins-Vilialen, bei

den Gewerkschafts-Vorständen u. -Kassierern, sowie in der Zigarren-

35 Mk., Spiegel m. geſchl. Gl.

tratzen, Tiſche, Stühle, Küchen

Koblen- Handlung

v ou W 2 eLichthäder s
Radium,

SauorstolJ,Kohlensäuro sowie Dampt

und alle anderen Bädor.
Sauerstoffinhalierungen für
alle Katarrhe, Asthma usw.
Albrechts Naturhellanst.

Frieden-
I strassseo 28.

Tel. 2698.
Fleiderſerre-M peſ. täre 26 Mk.,

Vertikos

10 Mk., Sofas, Bettſt., Ma
möbel billig zu verkaufen.
August Hosse, Geiſtſtr. 31.

Friedrich Fiedler,

Soßzhienſtraße 41,
(Nähe Stadttheater)Telephon 3248, Telephon 3. 218

liefert erſtkl. Waren zu billigſten
Tagespreiſen.

Würmer
nebſt Brut beſeitigen die ab-
führenden e evSchachtel 35 o Allein echt:

eBahnhofs-Apothehke, am Bahnhof.

eigenesKa abrikat,von 90 Pfg. pr. Pfd. bis Mk. 2. 56

empfiehlt

Breitestr. u. Markt-(arlBooe platz, im Turm.

Kopfläuse,Wanzen, Prid vertilgt

„Diumauntenwasger“ z
Bahnhofs Apotheke, am Bahnhof

Bei
Wuncllauf, PFußsschweiß

l

Fusschweisspulver
Doſe 30 Pfg.,

Einlegesohlen Paar 10 Pfg.,
10 T 55 Pfg.

ipfiehltDrogerie a2x Rädler,
Ranniſcheſtraße 2.

Gelegenheitskäufe: 1 Poſten
ſchick garnierte

Bamenhiüte,
Stück 8, 6, 9 Mark.

Moderniſertn, Pie alle Putz-
artikel zu ſehr lige Preiſen.
Schweerſtr. 5 Vorderhaus.
Meul Fahrräder. Neu
Grundreelle Garantie; m. Freilauf
und Rücktritt nur 72.00 Mark.
Lange, Geiſtſtr. 16, Fli treingang.

Mod. guterhalt. Kinderwagen
bill. zu verkf. Unterplan 2, H. J.

eie Waſchgefäßze. Zu ebei K. KRatsch, Albrechtſtr. 2

Man verlange ſtets und taufe

Handlung von Karl Gebhardt und im Thbeaterlokal.

Arheitsmarkt
t ſJlehtige formo ung

Kernmacher geanent.“
Zu meld. Rich. Wagnerstr. 37, pt.

Anechte,
Burschen u. Hävde

ſucht für Thüringen, Sachfen,
Rheinland, Schleswig- Holſtein,
Altmark und Hannuoder
i Lovwise Sarwinkces,

gewerbsmässige Stellenvermitlerin,

kersehurgerstrasse 68,1.

Tüchtige

Steinmetzen
für Bau und Denkmalsarbeit in
dauernde z e ſofort

eilt
Paul Geollert CGo.,
Bildhauer, Halle a. S.

Tüchtige Ofensetzer

ſtellt ſofort ein
Fr. Klagge, lIöpfermeister,

Bitterfelck.
JuDgen Wrätfig. Mäüchen,n o die Schule
laſſen hat, ſucht StellunKindermädchen oder als tütze
der Hausfrau. Gefl. Offerten an
Ofto Henze, Rostz2sch,
Glebitzſcher Straße 41.

Nralten Verden
in Verbindung mit Unfall-, Wöch
nerinnen-, Familien, Dienſtboten,
Sterbegeldverſicherung, ſucht aller
orts tüchtige Vertreter gegen hoheBezüge. Auch Richtfahleute fin

den Berückſichtigung. Nach kurzer
Probeleiſtung feſte Anſtellung.
Würtelreinzche Versicherungs-

Ceyelichaft Wiesbaden

Tücht, Förderleute
werd. b. hoh. Lohn-Gedinge ſofort
geſucht. Reiſe nach 4 Wochen ver-
gütet, 5 Hektoliter-Wagen.
Gewerksch. Steinberg (Hann.-Münd.),

Münch, Betriebsführer.

och llcler Kernmacher
für dauernde Beſchäftigung geſucht.

fran ſchei enrate'

Rausarveit
erh. Frauen welche Maſchine-
ſtricken erlernen wollen. Ma re
wird geliefert. Lernen koſtenfrei
Auch auswärts. Stundenlohn
20 bis 30 Pfg. Auskunft erteilt
bereitwilligſt

H. Häàäse, Fleiſcherſtr. 25 pt.

2um Rühenverziehen.
werden größere Kinder geſucht.

Breiteſtraße 10.

Hansarberiterinnen
777 Sonntag

B. b La 4 t e ſt.
wer m n 685.

Für Hansbedarf und Wäsche
ist Elfenbein Seife mit

„Elefant“ überall beliebt.

In fast jedem Kolonigl-
Waren-, Seifen- u. Drogen-
seschäft zu haben,

ſucht

S. Frenkel,
s Domplatz 9.

Linlegerinnen
an Tiegel- u. Schnellpreſſe ſtelltſofort ein rueſcerei Kron
prinzenſtr. 4.

Erfinder
Kapitaliſt ſucht ſich an guten neuen
Erfindungen zu beteiligen.

Ausführliche Angebote unter
M. J. 929 an Haasenstein Fooler,
J Act. Ges., Köln.

zur die Inſerate verantwortlich V eb. Algn er. Du der Kabeſch. Fenofſenſch Buchen S. S. m. R. H. Kerheger z vorm. Aug. Gxoßrie— Ah
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 115 Halle a. S., Donnersta g den 16. Mai 1911 22. Jahrg.

Der Fall Lindemann.

Die Stuttgarter Oberbürgermeiſterkandidatur Lindemann,
ihr Zuſtandekommen, der Wahlkampf und ſein ſchließlicher Aus
gang ſtellen für die Partei ein Ereignis von ganz außer
gewöhnlicher Bedeutung dar. Wir haben ſofort und
immer wieder die Forderung erhoben, man möge doch endlich
einmal den Bericht über die entſcheidende Partei-
ver ſa mmlung veröffentlichen; aber das geſchah nicht und
geſchieht nicht. Die Geſamtpartei hat aber ein Lebens-
intereſſe daran, in derartigen ungeheuerlichen Vorgängen
klar zu ſehen. Jetzt endlich iſt dem Hamburger Echo ein
kurzer Bericht über die Verſammlung zugegangen, aus dem
ſehr bedenkliche Dinge hervorgehen. Auch der Vorwärts
erhält einen Stuttgarter Bericht über die Wahllehren, deſſen
Weſentliches wir morgen wiedergeben werden. Heute wollen
wir das Hamburger Echo ſprechen laſſen, damit die
Parteigenoſſen informiert werden. Das H. E. ſchreibt u. a.:

Natürlich ſpielen in der Oberbürgermeiſter Affäre auch
Streitfragen älteren Datums hinein; ja, zum guten Teil iſt
ſie veranlaßt durch das Ringen zweier „Richtungen“, deren
eine, hauptſächlich repräſentiert durch die örtliche Parteileitung,
ſich genau an den Geiſt der Parteitagsbeſchlüſſe, insbeſondere

des Magdeburgers, hält, während die andere, bei der u. a. ein
zelne Gewerkſchaftsbeamte eine Rolle ſpielen, im allgemeinen
auf ſeiten der Budgetbewilliger und „Hofgänger“ ſteht. Jhre
Spitze findet dieſe Richtung in Heymann, dem Redakteur
des Wahren Jakob; auch Lindemann, der bekanntlich im
Gegenſatz zu den andern „Hofgängern“ öffentlich erklärte, nach
wie vor in der Friedrichshafener Frühſtücksgeſchichte keinen
Verſtoß gegen die Parteiregeln ſehen zu können, gehört dazu.
Eine Verſchärfung erhielt die Situation noch durch das Ver
halten der ſozialdemokratiſchen Rathausfraktion, deren Be
ſchlüſſe mitunter den Widerſpruch der Genoſſen herausfordern
mußten. Wenn man ſich erinnert, daß vor einigen Jahren ein
(inzwiſchen verſtorbener) ſozialdemokratiſcher Stadtrat eine
Gratifikation für die bei einem Streik in der bekannten Art
ſ„tätig“ geweſenen Poliziſten bewilligte und das damit „be
gründete“, die Kapitalsretter hätten doch Ueberſtunden gemacht
und jede Extraarbeit miſſſe bezahlt werden, ſo wird man be
greiflich finden, daß die Stuttgarter Genoſſen zur ſcharfen Auf
merkſamkeit allen Anlaß zu haben glaubten. Als nun an
fangs dieſes Jahres die Rathausfraktion dafür ſtimmte, daß
ein durchaus reaktionärer beſoldeter Stadtrat auf weitere zehn
Jahre im Amt bleiben ſollte, machte ſich der Unwille der Par-
teigenoſſen in drei großen Verſammlungen am 1., 3. und
6. Februar Luft. Die Diskuſſionen fanden ihren Abſchluß
durch Annahme einer von der Parteileitung verfaßten Reſolu
tion, die jetzt wiederum bei der Oberbürgermeiſter-Affäre mit-
ſpielt. Sie lautet:

Die kommenden Kämpfe auf kommunalpolitiſchem Gebiet
erfordern ein entſchiedenes Zuſammenarbeiten der Rathaus-
fraktion mit der Stuttgarter Parteigenoſſenſchaft und Par-
teileitung. Die Stuttgarter Genoſſen erwarten daher, daß
die Rathausfraktion in Zukunft bei wichtigen Beſchlußfaſſun-
gen, ſoweit es möglich iſt, den Willen der Parteigenoſſen vor-
her einholt.

Um den kommunalen Angelegenheiten in der Oeffentlich-
keit ein größeres Jntereſſe zu ſichern, verlangen die Stutt-
garter Genoſſen, daß unſere Fraktion mit allen zu Gebote
ſtehenden Mitteln die jetzt auf dem Rathaus geübte Praxis
der geheimen Verhandlungen bekämpft.

Um der Kritik und den Willensäußerungen der Partei-
genoſſen in lokalen Angelegenheiten die notwendige Freiheit
zu ſichern, verlangen die Genoſſen, daß die Schwäbiſche Tag-
wacht keine Unterdrückung der Diskuſſion oder Kritik vor-
nimmt. Wenn die Schwäbiſche Tagwacht auch das Organ der
Sozialdemokraten Württembergs iſt, ſo kann das noch nie
und nimmer dahin ausgelegt werden, daß die Stuttgarter
Genoſſen in der ſelbſtändigen Behandlung ihrer lokalen An
gelegenheiten beſchränkt werden.

Jm erſten Viertel dieſes Jahres legte der ſeitherige Ober-
bürgermeiſter v. Gauß, ein Volksparteiler, der mit ſozialdemo-
kratiſcher Hilfe gewählt war, ſein Amt nieder. Es hatte alſo
die Wahl eines neuen Oberbürgermeiſters ſtattzufinden. Da
die Sozialdemokratie mit 42 Prozent der Gemeindewähler die
ſtärkſte Partei iſt, wurde ſehr bald die Frage aufgeworfen,
welche Stellung ſie einnehmen werde. Von bürgerlicher Seite
wurde ſofort Dr. Lindemann als ſozialdemokratiſcher Kandidat
genannt. Aber erſt ſpäter nahm die Partei Stellung; Mitte
März wurde in einer Sitzung der Parteileitung vorgeſchlagen,
Schritte zu tun, um eine Entſcheidung über die eventuelle
Aufſtellung eines eigenen Kandidaten herbeizuführen; aber dieSache wurde verſchoben, damit nicht, wie von einer Seite an-

geführt wurde, die äußerlich uneinigen Gegner zuſammenge-
trieben würden. Die ſo gewährte Friſt benutzten nun einige
Leute, um für die Löſung der Frage in ihrem Sinne Stim-
mung zu machen.

Am 28. April beſchloß eine Verſammlung der Verkrauens-
männer (Bezirksführer) die bekannte Reſolution:

Die Vertrauensmänner- Verſammlung ſpricht ſich für eine
eigene Parteikandidatur aus. Unter der Voransſetzung, daß
der Kandidat die für jeden Genoſſen geltenden Parteitags-
und die Organiſationsbeſchlüſſe grundſätzlicher Art auch für
ſich als bindend erachtet, ſpricht ſich die Verſammlung weiter
hin für die Kandidatur des Genoſſen Dr. Lindemann aus.
Sie beauftragt die Parteileitung, die Verhandlungen mit
dem Genoſſen Lindemann ſofort aufzunehmen.

Bemerkt ſei, daß in dieſer Sitzung Lindemann nicht zu-
gegen war, obwohl man ihn eingeladen hatte. Jn einer
Sitzung der Parteileitung mit den Bezirksführern am 2. Mai
gab Lindemann als Antwort auf die ihm vorher überſandte
Reſolution der Vertrauehsleute die Erklärung ab, daß er dieſe
Entſchließung nicht anerkennen könne; er verlangte volle
Freiheit für ſeine Perſon. Der Oberbürgermeiſter ſei Be
amter er unterſcheide ſich von einem Abgeordneten ganz
weſentlich; letztere können ſich nach den Beſchlüſſen richten, ſich
ihnen unterordnen, ein Beamter aber nicht, weil er ſich im
Rahmen der Geſetze und der beſtehenden Verhältniſſe bewegen
müſſe. Darauf beſchloß die Sitzung gegen wenige Stimmen,
der Parteiverſammlung die Kandidatur Lindemanns nicht
ün Vorſchlag zu bringen.
Bemerkenswert iſt, daß auch Heymann, der nachherige
xifrige Förderer der Lindemannſchen Kandidatur, ſich in der

Sitzung „unter dieſen Umſtänden“ ebenfalls dagegen aus
ſprach und empfahl, für einen bürgelichen Verwal
tungsbeamten zu ſtimmen; er habe vor einiger Zeit auch
ſchon mit Konrad Haußmann (dem bekannten Volksparteiler)
darüber geſprochen.

Am Donnerstag, 4. Mai, kam nun die Parteiverſammlung
von Groß-Stuttgart, deren Ergebnis, nicht aber deren Verhand
lungen die Schwäbiſche Tagwacht mitteilte. Zur Beurteilung
der Sachlage iſt aber gerade die Kenntnis des Verlaufs der
Verſammlung wichtig, und darum teilen wir einen uns ſofort
zugegangenen ſummariſchen Bericht heute mit:

Der Feſtſaal des Gewerkſchaftshauſes war überfüllt. Die
Verſammlung trug auch äußerlich ein anderes Gepräge, als
die ſonſtigen Parteiverſammlungen Stuttgarts; eine erhebliche
Anzahl Beſucher ſah man bis dahin ſelten oder gar nicht.

Genoſſe Weſt meyer begründete im Auftrage der Partei-
leitung die von der Vertrauensmännerverſammlung beſchloſ-
ſene Reſolution. (Siehe oben.) Die Partei ſtehe vor einer
äußerſt wichtigen, aber nicht minder folgenſchweren Entſchei
dung. Es ſei in Deutſchland das erſtemal, daß eine Frage, wie
die heute abend zur Beratung ſtehende an die Partei heran
trete. Die Entſcheidung werde ihre Kreiſe weit über Stuttgart
hinaus ziehen. Der Einfluß eines Oberbürgermeiſters in
einer Kommune wie Suttgart ſei unverkennbar größer aber
ſei noch der Einfluß einer feſtgegliederten Organiſation,
deren einzelne Glieder Diſziplin halten. Unſere Stärke
beruhe weniger in der Zahl der Mandate, als in dem Geiſt,
der unſere Organiſationen beherrſcht. Die Sozialdemo-
kratie ſei ein ſo mächtiger Faktor, daß ſie nirgends, auch nicht
in der Gemeinde, ausgeſchaltet werden könne, auch wenn ſie
kein Mandat beſäße. Vorausſetzung einer eigenen Kandidatur
ſei die Anerkennung der Parteitagsbeſchlüſſe
und der Organiſationsbeſchlüſſe grundſätz-
licher Art. Das gelte für je den Genoſſen, folglich auch für
den, der für einen ſolchen Poſten kandidieren wolle. Es darf
niemand in eine Situation gebracht werden, die ihn
zwingt, gegen ſeine Ueberzeugung zu handeln.
Wer eine ſolche Handlung begeht, ſchlägt unſeren Grundſätzen,
unſerer Parteimoral ins Geſicht. Es ſei geſagt worden, wenn
Genoſſe Lindemann der Reſolution zuſtimme, ſo werde er von
der Regierung nicht beftätigt, falls er gewählt worden. Ob die
Regierung es wagt, einer Partei, die bei der Gemeindewahl
im vergangenen Herbſt über 42 Prozent der Stimmen auf-
brachte, ſo entgegenzutreten, möge ruhig der Zukunft überlaſſen
bleiben. Lehne ſie die Beſtätigung ab, dann würde ſie damit
nur aufs neue beweiſen, daß ſie dasſelbe Organ des
Klaſſenſtaats iſt, wie die Regierungen Preußens,
Sachſens uſw. Für die Handlungen Lindemanns trage die
Partei die Verantwortung er mag tun, was er
will, man wird ſtets ſagen: So handelt der Sozialdemo-
krat. Daraus ergibt ſich auch die Stellung zu den höfiſchen
Dingen. Ein Poſten, wie der des Oberbürgermeiſters, kann
aus einer Quelle der Kraft zu einer Quélle des Haders
für die Partei werden. Wenn die von den Vertrauens-
leuten geforderte Verpflichtung nicht erfüllt werden kann, wenn
Lindemann hente keine klare, unzweidentige Erklärung abgibt,
dann ſchlage die Parteileitung vor, unter ſolchen Nmſtänden
von der Kufſtellung eines eigenen Kandidaten abzuſehen und
für einen Bürgerlichen zu ſtimmen, der ſich auf unſere kom-
munalprogrammatiſchen Forderungen verpflichtet.

Auf Vorſchlag Heymanns erhielt nun Genoſſe Linde-
mann ſofort das Wort. Die Reſolution enthalte zwei Vor
ausſetzungen, einmal die Anerkennung der Parteitagsbeſchlüſſe
und zum andern die Anerkennung der grundſätzlichen Organi-
ſationsbeſchlüſſe. Die erſteren erkenne er für ſich als bindend
an, bei den letzteren ſei es nicht der Fall. Ein Oberbürger-
meiſter könne doch z. B. nicht einen Grundſtückserwerb erſt der
Partei zur Beratung und Beſchlußfaſſung unterbreiten. Aehn-
lich ſei es mit der hier ſo wichtigen Frage der Waſſerverſor-
gung und der Erſchließung der erforderlichen Quellen uſw.
Ein Oberbürgermeiſter müſſe ſelbſtändig ſein, er habe die
Beſchlüſſe der Gemeindevertretung auszuführen,
nehme alſo eine ganz andre Stellung ein als ein Abgeord-
neter. Er könne nicht einzelnen Teilen der Bevölkerung, ſon
dern nur der Geſamtheit Rechnung tragen: darum ſei es un
möglich, auch nur die grundſätzlichen Beſchlüſſe der
Parteiorganiſation als Oberbürgermeiſter zu halten. Ueber.
das Verhältnis zum König bemerkte Lindemann, da ihm kein
Parteitagsbeſchluß bekannt ſei, der es einem Oberbürger-
meiſter verbietet, zu Hofe zu gehen. Der König ſei ebenſo
durch Geſetze und Verfaſſung anerkannt wie ein Oberbürger-
meiſter; beide ſeien Faktoren, die ſich nicht gegenſeitig ab-
ſchließen könnten. Ein Oberbürgermeiſter könne nicht frucht-
bringend wirken, wenn er nicht mit dem Hofe ver-
kehre; denn die Stellung des Königs ſei von tiefgreifender
Bedeutung. Wolle man den Verkehr mit der Krone anus-
ſchliefen, dann könne kein ehrlicher Parteigenoſſe die Kan-
didatur übernehmen. Er erkläre alſo, daß die Parteitags-
beſchlüſſe, ſoweit ſie ihm bekannt ſind, kein Hinder-
nis bilden für die Annahme einer Kandidatur, daß eine ge-
naue Prüfung der Organiſationsbeſchlüſſe ihm aber gezeigt
habe. daß mit ihnen die Ausübung des Poſtens als Ober-
bürgermeiſter unmöglich ſei, da er volle Freiheit in der
Ausübung der Repräſentationspflichten, namentlich auch in
dem amtlichen Verkehr mit der Krone, als Vorbedingung
für die Ausübung ſeines Amtes betrachte. Wenn man jahr-
zehntelang wiſſenſchaftlich das kommunale Gebiet bearbeitet
habe, dann verlocke immer die praktiſche Durchführung.

War bisher die Verſammlung ruhig, hatte ſie ſelbſt den ge-
wagteſten Behauptungen Beifall geſpendet, ſo änderte ſich das
Bild mit einem Schlage, als Weſtkmeyer entgegnete. Es
entſtand oft ein Lärm, den ſelbſt eine Glocke von der Größe,
wie ſie auf den Parteitagen gebraucht wird, nicht zu durch-
dringen vermochte. Wie verſichert wird, war der Tumnult an
dem Tiſche am ſtärkſten, wo Beamte des Metall-
arbeiterverbandes, darunter Scherm, ſaßen.

Weſtmeyer entgegnete Lindemann, daß der Ankauf
irgendeines alten Hauſes oder eines Grundſtückes oder der
Röhren zu einer Waſſerleitung doch wohl kaum als Fragen
grundſätzlicher Art betrachtet werden könnten; ſie berührten die
Parteiorganiſation wirklich nicht. Lindemann ſagte, er trage
bei ſeiner Wahl die Verantwortung für ſeine Handlungen; die
Verantwortung trage aber auch die Partei, durch die er erſt die
Stellung erlangen könne und deren Mitglied er ſei.
(Heftige Unruhe und Widerſpruch.) Auch hier ſtünden ſich zwei
Gewalten gegenüber: die bürgerliche Geſellſchaft und die

Sozialdemokratie. Ein roter Oberbürgermeiſter iſt nichts,
wenn ihm nicht die Partei erſt die Macht verleiht. Einen
Kandidaten aufzuſtellen, der nicht einmal die grundfä
lichen Organiſationsbeſchlüſſe anerkennen will, iſt un
möglich.

Heymann führte aus: Wenn die Partei nicht die Mög-
lichkeit hat, im Rahmen der beſtehenden Gefetze zu arbeiten,
dann müſſen wir auf die Kandidatur verzichten; dann müſſen
wir aber auch den Abſatz unſeres Programms: Wahl der Be
amten durch das Volk, ſtreichen. Wenn die Reichsverſicherungs-
ordnung durchginge und es würde von unſeren Genoſſen in
den Krankenkaſſen der Treueid für die Monarchie gefordert,
würden wir keinen belangen, der dieſen Eid leiſtet. Das muß.
auch für die Gemeinden gelten. Der Poſten gibt eine Macht
ſtellung, er iſt etwas anderes als ein Abgeordnetenmandat;
deſſen ſollte ſich auch die Stuttgarter Parteileitung bewußt ſein.
Wir dürfen nicht bloß negieren, wir müſſen auch praktiſch
arbeiten; daß wir Regierungspartei würden, darf uns
nicht genieren. Lindemann müſſe rückhaltlos Vertrauen ent-
gegengebracht werden.

Ein Genoſſe wies auf die Zuſtände hin, die durch den
Miniſterialismus in Frankreich hervorgerufen wurden. Er
wurde kaum angehört und des öfteren durch ſtürmiſche
Schlußrufe unterbrochen.

Danach wurde die Reſolution der Parteileitung mit 389
gegen 199 Stimmen abgelehnt. Angenommen wurde fol
gende Reſolution mit 451 gegen 115 Stimmen:

Die Parteiverſammlung hat nach der bisherigen Wirkſam-
keit des Genoſſen Dr. Lindemann und insbeſondere auch nach
ſeinen heutigen Erklärungen, zu ihm das Vertrauen,
daß er ſtets im Sinne unſerer Beſtrebungen und Forde-
rungen tätig ſein wird. Die Partei ſtellt ihn daher als Kan
didaten für die bevorſtehende Stadtvorſtandswahl auf und
wird mit aller ihr zu Gebote ſtehenden Energie für ihn ein
treten.
Wie man ſieht, iſt ſich die Parteileitung von Stuttgart an

geſichts der Haltung Lindemanns und ſeiner Freunde der Ge
fahr bewußt geworden, die darin liegt, einen in der bürger
lichen Welt mit großer Wichtigkeit behandelten Poſten zu be
ſetzen, wenn der Aſpirant erklären muß, ſich an die Beſchlüſſe
der Parteiorganiſation vicht binden zu können. Und darin hat,
das muß zugeſtanden werden, Dr. Lindemann durchaus recht
nämlich, wenn man die Aufgaben des Oberbürgermeiſters ſo
auffaßt, wie ſie von der bürgerlichen Verwaltung
ausgebildet worden ſind. Uebrigens könnte ein ein-
zelner an den Dingen nichts Weſentliches ändern, ſelbſt beim
allerbeſten Willen nicht. Vielleicht vermöchte er durch über-
legene Klugheit dann und wann einen kleinen Erfolg zu er
langen, vermöchte dieſe oder jene geringe Verbeſſerung durch
zuſetzen, aber Reformpolitik großen Stils ſelbſt wenn dieſe
immer noch ganz im Rahmen des bürgerlich-kapitaliſtiſchen
Syſtems läge könnte er nicht treiben; denn er bliebe ja
immer abhängig von der Bourgeoismehrheit des
Gemeindekollegiums. Auf die Sozialdemokratiewürde aber der Schein fallen, ſie vermöge nicht gründlich zu
reformieren und zu beſſern denn der von ihr als ihr Mitglied:
Gewählte gälte nach außen hin immer als ihr Beauf-
tragter, als ihr ausführendes Organ, ſelbſt wenn ihm, was
in der Reſolution der Stuttgarter Verſammlung liegt, der
Urlaubspaß für die Dauer ſeines Amtes ausgeſtellt
worden wäre. Jn der Tat würde der Beſitz des Poſtens, wie
Weſtmeyer ſagte, ſtatt einer Quelle der Kraft eine Quelle des
Haders ſein. Beſſer wäre es allerdings geweſen, die Partei-
leitung hätte, ohne erſt mit ihrer Reſolution ſozuſagen eine
Warnungstafel aufzurichten, gleich rundweg erklärt, daß ſie
gegen Aufſtellung einer eigenen Kandidatur ſei, einfach des
wegen, weil die angeblich von dem Amt ausgehende Macht nur
ſcheinbar ſei, weil ferner die wirkliche Macht bei dem in
der Mehrheit bürgerlich-kapitaliſtiſchem Kolle-
gium liege, und ſchließlich, weil auf die Partei die Verant-
wortung fallen würde für alle Fehlgriffe eines Mannes, den
ſie ſelbſt in eine ſchiefe Stellung gebracht hatte.

Nun iſt allerdings, wenn man die vorhin geſchilderten Stutt-
garter Vorgänge und Verhältniſſe betrachtet, klar, daß auch
eine ſolche unverblümte Ablehnung einer Parteikandidatur:
nicht die Billigung der Verſammlung gefunden hätte, daß viel
mehr trotz allem und allem die Kandidatur Lindemann aufge
ſtellt worden wäre. Dafür war eben vorgearbeitettli

Für die eingefleiſchten Befürworter der „praktiſchen Arbeit“
(manche von ihnen laſſen es allerdings bei der Befürwortung:
bewenden und verzichten darauf, ſich ſelbſt praktiſch zu be
tätigen) iſt es nämlich nachgerade Gewohnheit geworden, jedes
Pöſtchen und Aemtchen, das erreichbar iſt, als ungeheuer wich-
tig anzuſehen; für die Gelegenheit zur „praktiſchen Arbeit“;
kann man ſchon, meinen ſie, die Parteigrundſätze, den ſozia-
liſtiſchen. Gedanken zurückſtellen. Mag die Propaganda des
Sozialismus darunter leiden, wenn Sozialdemokraten, die in
„praktiſcher Arbeit“ aufgehen, mehr und mehr der bürgerlichen
Welt ſich anpaſſen das macht nichta! Es gibt eben Fana-
tiker der „praktiſchen Arbeit“ um der „praktiſchen Arbeit“
willen, ohne weiteres Ziel. Ganz unverkennbar hat dieſe Ge-
dankenrichtung bei der Stuttgartier Oberbürgermeiſtergeſchichte:
eine große, ſehr große Rolle geſpielt. Wir denken dabei weniger
an den Kandidaten Dr. Lindemann ſelbſt, als an die, die in
ſtillem Wirken jene Zuſammenſetzung der Verſammlung herbei-
führten.

Viel, ſehr viel wäre über die Dinge noch zu ſagen. So z. B.
läßt ſich ganz ſinnenfällig zeigen, wie das Evangelium der
„praktiſchen Arbeit“ ſo ausgelegt wurde, daß der Sozialis-
mus faſt ganz ausgeſchaltet wird. Die Wahlreden
des Kandidaten wie die Wahlaufrufe und Wahlartikel enthalten
kaum etwas, was nicht auch ein bürgerlicher, einiger-
maßen mit der Zeit fortgeſchrittener Kommunalpolitiker unter
ſchreiben könnte. Die „Anpaſſung“ an bürgerliche Gepflogen-
heiten zeigte ſich ſogar in eigentlich humoriſtiſcher Weiſe in
den Worten, mit denen Lindemann ſeine große Hauptrede vor
den verſammelten Wählern einleitete:

„Zunächſt einiges über meine Perſon. Man redet von
mir als dem Ausländer, dem Hannoveraner. Jch würde es
gewiß nicht als eine Schande anſehen, Hannoveraner zu ſein,
aber ich muß mich doch dagegen wehren. Zwar komme ich.
noch viel weiter her, ſogar aus Braſilien, aber ich ſtamme doch
von Stuttgarter Bürgern ab. Mein Vater war allerdings
nur ein Norddeutſcher, der das Stuttgarter Bürgerrecht
erwarb, um eine Stuttgarterin zur Frau zu nehmen, mit
der er dann über das große Waſſer nach Braſilien zog, wie ſo
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viele ſeiner Landsleute. Meine Mutter aber ſtammt aus
einem alten Stuttgarter Geſchlecht und ſchon mein Ur-
großvater ſaß als Stadtrat auf dem Stuttgarter Rat-
h Die Verbindung mit dieſemiſt alſo ſchon
a

Aber wir wollen die abſonderlichen und mitunter für einen
Sozialdemokraten höchſt betrübenden Einzelheiten dieſer Wahl
kampagne nicht weiter anſühren oder erörtern. Wir wollen
nur betonen, daß die Stuttgarter Ereigniſſe uns eine Lehre
ſein ſollen
Wir ſtehen nicht an, zu erklären, daß wir die Aufſtellung

eines ſozialdemokratiſchen Kandidaten für den Oberbürger-
meiſterpoſten als einen ſchweren Fehler der Stutt-
garter Parteiverſammlung betrachten, um ſo
ſchwerer, als der Kandidat, wie er ehrlicherweiſe kundgab, ſich
auf Einhaltung der Organiſations- (d. h. der Partei-) Be-
ſchlüſſe nicht verpflichten wollte.

Das Drum und Dran der Oberbürgermeiſterkandidatur hat
gezeigt, wie leicht Fehlgriffe gemacht werden können, wenn man
das Augenmaß für die Bedeutung der ſogenannten Mitarbeit
verliert. Wir ſind ſo ausführlich auf die Dinge eingegangen,
weil ſich hier an einem ſozuſagen klaſſiſchen Beiſpiel zeigt, wie
die unangenehmen „Fälle“, die in den letzten Jahren nur allzu
ſehr unſre Parteidiskuſſion und unſre Parteitage beſchäftigten,
entſtehen. Uebermäßiger Betätigungsdrang nach der einen
Seite hin, allzu große Nachgiebigkeit auf der andern Seite
und plötzlich iſt wieder ein „Fall“ da.

Daß Lindemann nicht gewählt worden iſt, ſchützt uns vor
unangenehmen ſpäteren Konſequenzen des Stuttgarter Ver-
ſammlungsbeſchluſſes. Aber eine Warnung und Mahnung ſoll
die Affäre der Stadtſchultheißkandidatur doch ſein.

Deutſcher Reichstag.
176. Sitzung. Dienstag, den 16. Mai 1911, vormittags 11 Uhr.
Die Beratung der

Keichsverſicherungsordnung
wird fortgeſetzt beim Abſchnitt „Knappſchaftliche Kranken
kaſſen“ (S 521-527), über welche die Beratung verbunden wird.

Nach S 521 müſſen dieſe Krankenkaſſen den Mitgliedern min-
deſtens die Regelleiſtungen der Ortskrankenkaſſen zubilligen
nach S 527 bleiben, ſoweit dies Geſetz nichts anderes vorſchreibt,
landesgeſetzliche Vorſchriften über die Knappſchaftsvereine und
Knappſchaftskaſſen unberührt. Die Kommiſſion hat einen
S 525 a eingefügt, wonach die Knappſchaftsälteſten ſowie die
ſonſtigen Vertreter der Verſicherten im Vorſtand der Knapp-
ſchaftskaſſen und Vereine in geheimer Wahl zu wählen ſind,
wobei Verhältniswahl zuläſſig iſt. Ein Antrag Albrecht (Soz.)
will hier Beſtimmungen zur Sicherung des Wahlgeheimniſſes
in gleicher Weiſe wie bei der Reichstagswahl einführen. Für
den Fall der Ablehnung dieſes Antrages beantragt die Volks-
partei, daß als Vertreter nur Verſicherte wählbar ſind. Ein
Kompromißantrag Schultz will für die Wahlen zur General-
verſammlung und zum Vorſtande auch die Wahl von Knapp-
ſchaftsinvaliden zulaſſen, wenn ſie Beiträge zur Kaſſe zahlen.
Die Sozialdemokraten beantragen, alle Knappſchaftsinvaliden
für wählbar zu erklären, und zwar für alle Knappſchaftskaſſen,
eventl. den Antrag Schultz ſo zu amendieren, daß die Jnvaliden
wählbar ſind, wenn ſie freiwillig Beiträge zahlen, auch ohne
auf einem Werke beſchäftigt zu ſein.

Durch den bereits angenommenen S 186 iſt die Befreiung der
noch obertag beſchäftigten Halbinvaliden von der Verſiche-
rungspflicht zugelaſſen. Die Kommiſſion hat einen S 522 a
eingefügt, der dieſe Befreiung von einer geſonderten Gruppen-
abſtimmung im Vorſtand abhängig macht. Von dem Abg.

Albrecht (Soz.) ſind eine Reihe Anträge noch geſtellt, die über
die Kommiſſionsvorlage hinaus eine Reihe von Beſtimmungen
für die anderen Kaſſenarten, insbeſondere für die Orts-
krankenkaſſen, auch auf die Knappſchaftskaſſen anwenden
wollen. So ſollen die Arbeitgeber nur an der Wahl der Arbeit-
gebervertreter teilnehmen, nicht auch an der der Vertreter der
Verſicherten. Die für die Betriebskrankenkaſſe geltende Be-
ſchänkung der Befugniſſe der Arbeitgeber ſoll auch bei den
Knappſchaftskaſſen eingeführt werden.

Abg. Hué (Soz.):
Bei der Verſicherungsordnung hätten namentlich die Herren

vom Zentrum zeigen können, ob es ihnen mit dem wiederholt
geäußerten Wunſche auf eine

reichsgeſetzliche Regelung des Knappſchaftsweſens
ernſt iſt. (Sehr wahr! bei den Soz.) Wir ſehen aber, daß es
bei der landesgeſetzlichen Regelung der Knappſchaftskaſſen
bleiben ſoll. Das widerſpricht den wiederholt gegebenen Ver-
ſprechungen des Zentrums und wird auch in der katholiſchen
Arbeiterſchaft Staunen und Verwunderung erregen. Sie
werden ja unſere Anträge ablehnen, auch diejenigen, die keine
finanzielle Belaſtung mit ſich bringen; trotzdem haben wir ſie
geſtellt, um wenigſtens nach außen
zu zeigen, welche Parteien den Verſprechungen auch die Tat

folgen laſſen wollen.
(Sehr richtig! bei den Soz.) Unſere Anträge verlangen im
S 525 a die Bezugnahme auf eine ganze Reihe von Vorſchrif-
ten, die an ſich recht unzulänglich ſind. Wenn wir ſie trotzdem
dineinhaben wollen, ſo können Sje ermeſſen, wie ſchlecht es jetzt
noch mit dem Knappſchaftsweſen beſtellt iſt. Der S 522 a ſoll
eine Sicherung gegen die Ausſchließung der Berg-
invaliden geben. Wie will denn die Regierung dieſen
Paragraphen durchführen, und wie ſteht es mit den gegen-
wärtig von der Verſicherung befreiten Berginvaliden. Müſſen
dieſe einen neuen Antrag auf Befreiung ſtellen oder bleibt ihr
Verhältnis unberührt? Wie ſteht es ferner mit dem Schutz
der Arbeiter in den Hütten- und Walzwerken? Auch da
ſind jetzt dieſelben Mißſtände aufgetreten wie bei den Berg-
invaliden. Der Berichterſtatter behauptete, der von der Kom-
miſſion angenommene Antrag Weſtarp ſei nicht auf Feind-
ſchaft gegen die Arbeiter, ſondern aus Rückſicht auf die Kom-
petenzen der Landesregierung geſtellt. Mit ſolchen Redens
arten ſollte man uns doch nicht kommen. Nehmen denn die
preußiſchen Konſervativen Rückſicht auf die Kompetenzen des
Reichstages? Entſcheidend für den Antrag Weſtarp war viel
mehr die Erwägung, daß, ſo ſchwer die Reichstagsmehrheit ſich
auch an den Arbeitern verſündigt, er ſich doch auf die Arbeiter
feindlichkeit des preußiſchen Landtages noch mehr verlaſſen
kann. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Früher hat auch das Zentrum
die Reichsgeſetzliche Regelung des Knappſchaftsweſens gerade
aus dem Grunde verlangt, weil es kein Vertrauen zu dem aus
dem Dreiklaſſenwahlrecht hervorgegangenen preußiſchen Landtag
habe. (Hört! Hört! b. d. Soz.) „Wir glauben nicht, daß der
preußiſche Landtag zu einer ſozialen fortgeſchrittenen Geſetz-
gebung fähig iſt, führte der Redner des Zentrums aus, und
Sehr richtig! ertönte aus den Reihen des Zentrums. Heute
aber iſt das Zentrum von rührendem Vertrauen zum preußi-
ſchen Landtag und den konſervativen preußiſchen Verwaltungs-
behörden beeſelt und macht alles mit, was Herr Weſtarp
wünſcht. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Von einer Parität in den
Knappſchaftskaſſen iſt gar keine Rede. Als Arbeitervertreter
fungieren zum Teil Werksbeamte und zum Teil Arbeiter,
die unter

dem Einfluß des kapitaliſtiſchen Terrorismus
ſtehen. Sie haben irgend einen Fall von ſozialdemokratiſchem
Terrorismus nicht nachweiſen können; wäre aber auch alles
wahr, was Sie darüber geſagt habven, ſo wäre es doch Kinder-
ſpiel gegen das, was mit Wiſſen und unter der Duldung der
Behörden an Vergewaltigung der Arbeitervertreter in den
Knappſchaftskaſſen geſchieht. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Erſt
in den letzten Jahrch ift die Gleichheit der Beiträge in das Ge-
ſetz gekommen, früher konnten die Beiträge der Unternehmer

bis auf 25 Prozent heruntergehen, und trotzdem wurde kein
einziger wirklicher Arbeitervertreter in den Vorſtand hinein
gelaſſen und die Regierung hat dem allem ruhig zugeſehen.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Es gehört

eine große Portion Heuchelei
dazu, angeſichts der himmelſchreienden Vergewaltigung der Ar
beiter in den Knappſchaftskaſſen von ſozialdemokratiſchem
Terrorismus zu reden. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Jn dem
Kreiſe des Herrn Behrens befindet ſich eine Knappſchaftskaſſe,
in deren Vorſtand in dem halben Jahrhundert von 1857 bis
1907 nicht ein einziger Arbeitervertreter geſeſſen hat. (Hört,
hört! b. d. Soz.) Ebenſo iſt es an vielen Orten in Weſtfalen,
in Oberſchleſien, die Regierung aber rührte keinen Finger
gegen dieſe ſchreienden Mißſtände. Das Zentrum mag ſich er
innern, wie unſer früherer Kollege Johann Fußangel in der
Weſtfäliſchen Zeitung in Bochum über dieſe Verhältniſſe
ſchrieb. „Die Knappſchaftsmitglieder fühlen ſich in ſklaviſcher
Abhängigkeit von den Arbeitgebern,“ hieß es, und genau ſo iſt
es heute noch. Die Zechenbeſitzer, die ſich Nationalliberal
nennen, würden ſich beſſer freikonſervativ nennen, oder noch
beſſer direkt neben Herrn Weſtarp Platz nehmen. Die Herren,
die hier über ſozialdemokratiſchen Terrorismus geklagt haben,
wiſſen recht gut, daß der S 522a in keiner Weiſe genügt, die
Arbeiter zu ſchutzen. Selbſt da, wo wirkliche Arbeitervertreter
ſind, werden ſie vergewaltigt. Wir verlangen Beſtimmungen,
Sicherung des Wahlgeheimniſſes. Wer hier lange Reden über
den ſozialdemokratiſchen Terrorismus hält, mützte dieſe An
träge doch eigentlich annehmen, um die Arbeiter vor unſerem
angeblichen Terror zu ſchützen. (Sehr gut! b. d. Soz.) Weiter
verlangen wir die Wählbarkeit der Knappſchaftsinvaliden, die
ohne Furcht vor Maßregelungen die Jntereſſen der Arbeiter
vertreten können. Früher hat auch das Zentrum die Wählbar-
keit der Berginvaliden für notwendig erklärt. Jetzt wird es
wohl den Antrag Schultz unterſtützen, der aber nur eine Kuliſſe
iſt und die Arbeiter täuſchen ſoll. (Sehr richtig! b. d. Soz.)
Er betrifft nur diejenigen Jnvaliden, die auf dem Werke noch
beſchäftigt ſind und daher der Maßregelung ebenfalls unter-
liegen. Unter dem Terrorismus der Zechenbeſitzer haben auch
die Aerzte zu leiden. Nicht die Tüchtigkeit eines Arztes ent-
ſcheidet, fondern der Umſtand,

ob er mit den Zechenbeſitzern verſippt und verſchwägert
iſt. Jch erinnere das Zentrum an die berühmten Lehnen- und
Krämerprozeſſe, an den Bergrat Hillger und ſeine Paſcha-
manieren, an ſein Wort von den ſchwarzen Miſtkäfern. (Hört,
hört! b. d. Soz.) Dieſer Geſellſchaft will das Zentrum jetzt
neue Verwaltungsbefugniſſe einräumen. Den Standpunkt der
Herren Weſtarp, Haußmann und Trimborn kann man ja be-
greifen.

Sie gehören der beſitzenden Klaſſe an
und treten für die Jntereſſen der beſitzenden Klaſſen ein.
Wenn aber Herr Becker, ein Mann aus dem Volke, der die Ver
n der Zechenbeſitzer kennt, hier ſolche Reden
ält, dann kann man nur ſagen: Arme, bedauernswerte Ar

beiter, die ſolche Leute hierher ſchicken?! (Beifall b. d. Soz.)
Graf Weſtarp wird niemals gegen ſeine Klaſſengenoſſen ſo
wüten, wie Herr Becker gegen die Jntereſſen der Arbeiter.
(Zuſt. b. d. Soz.) Herr Becker hat uns aufgefordert, ihm auch
nur einen Fall zu nennen, in dem ein chriſtlicher Arbeiter bei
einer ſozialdemokratiſchen Kaſſe angeſtellt worden ſei. Nun,
gleich nach der Rede des Herrn Becker habe ich aus Hattingen
einen Brief bekommen, in dem mir mitgeteilt wird, daß die
ſozialdemokratiſchen Kaſſenvertreter das Mitglied eines katho-
liſchen Geſellenvereines deshalb gewählt haben, weil es krank
war und ſeinem Beruf nicht mehr nachgehen konnte. Das iſt
wahre kameradſchaftliche Geſinnung, und das iſt echt chriſtlich
gehandelt. (Beifall b. d. Soz.) Solche Fälle könnte ich zu
Dubenden aufzählen. Die Behauptung, daß Parteifreunde
von mir nur ſolche Anträge auf Unterſtützung weitergegeben
hätten, die pon Perſonen gleicher Geſinnung herrührten, iſt eine
niederträchtige Verleumdung. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Jn
Duisburg iſt zeugeneidlich nachgewieſen worden, daß ein chriſt
liches Ausſchußmitglied erſt dann Anträge auf Unterſtützung
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geſtellt hat, wenn ihm die kranken Bergleute Geld dafür ge
heben hatten. (Hört, hört! b. d. Soz.) So könnte ich für jeden
Fall, der uns vorgeworfen wird, der Gegenſeite aus dem Hand
gelent Dutzende von Fällen vorhalten. Trotz alle dieſer Reden
der chriſtlichen Arbeitervertreter hoffe ich immer noch, daß wir
in den Knappſchaftskaſſen zu einer Verſtändigung unter den
Arbeitern kommen werden, denn nur pe Grund einer ſolchen
Verſtändigung wird es möglich ſein, im Intereſſe der Arbeiter
zu wirken. Unſere Anträge werden ja höchſtwahrſcheinlich ab-
gelehnt werden. Die Parteien die das tun, haben das Knapp
ſchaftsweſen auf lange Zeit der preußiſchen Verwaltung und
dem Zechenkapital überliefert. Hoffentlich ſtimmen die An-
hänger des Reichsberggeſehes wenigſtens für unſere Anträge,

denn es handelt ſich hier um Arbeiter und Familien, die des
Schutzes dringend bedürfen. (Lebh. Bravol b. d. Soz.)

Miniſterialdirektor Caſpar: Natürlich ſollen nur die
jenigen Jnvaliden das Wahlrecht bekommen, die noch auf
der Zeche arbeiten. Die ſozialdemokratiſchen Anträge
bitte ich abzulehnen. Dagegen iſt der Antrag Schultz annehm-
bar. Der ſozialdemokratiſche Wunſch auf reichsgeſetzliche Rege-
lung des Bergweſens iſt für die Regierung unannehmbar.
„Abg. Gothein (Vpt.): Die reichsgeſetzliche Regelung des

ſervrraglens iſt nicht nur ein ſozialdemokratiſcher Wunſch,

ein Wunſch der großen Mehrheit des Reichstags.
Leider ſteht der einzelſtaatliche Partikularismus ſeiner Er-
füllung entgegen. Bedauerlich iſt, daß der Regierungsentwurf
ſogar hinter dem zurückbleibt, was die preußiſche Regierung
vor Jahren als notwendig betrachtet hat. (Hört, hörtl links.)
Dieſe Regierungsvorlage des Staatsſekretärs Dr. Delbrück ent
hält nicht das geheime Wahlrecht zu den Knappſchaftskaſſen,
das die Vorlage des preußiſchen Handelsminiſters Delbrück
ſeinerzeit enthielt. (Hört, hört! links.) Nun iſt zuzugeben,
daß die Kommiſſion hier einige Verbeſſerungen vorgenommen
hat. Sie hat das geheime Wahlrecht beſchloſſen. Aber das ge
nugt nicht. Es müſſen auch Kautelen zur Sicherung des Wahl
gekeimniſſes getroffen werden. (Sehr wahr! linkg.) Der
Terrorismus bei den Knappſchaftswahlen übertrifftünsch den
Terrorismus bei den Reichstagswahlen. (Zuſt. linkad Es iſt
auch dringend notwendig, den Jnvaliden das aktive ugd paſſive
Wahlrecht zu ſichern. Die Jntereſſen der Arbeiter müſſen von
Leuten vertreten werden, die vor Maßregelungen geſchützt
ünd. (Beifall links.) Die Mehrheit gibt ſich nicht einmal die
Mühe, die Begründung der Anträge anzuhören, die ſie nachher
niederftimmt. Es dürfte ſich vielleicht unter dieſen ſtänden
empfehlen, die Abſtimmungen, deren Reſultat ja do
vorher vorzunehmen, damit die Kollegen vor derr Verluſt
der 20 Mk. beſſer geſchützt werden. (Heiterk. links.) Mit einer
ſolchen Geſetzesmacherei wird man die Arbeiter niemals zufrie
den ſtellen. Beifall links.)

Korfanth (Pole): Die Ausführungen des Abg. Hue über
den Terrorismus der Zechenherren unterſchreibe ich Wort für
Wort. (Hört, hört! b. d. Soz.) Jn Oberſchleſien werden die
Knappſchaftsärzte nach hakaliſtiſchen Geſichtspunkten ausge-
wählt. Es werden nicht einmal ſolche Aerzte angeſtellt, die der
polniſchen Sprache mächtig ſind. Angeſichts dieſes ſhſtema-
tiſchen Terrorismus iſt die Kommiſſionsfaſſung für uns un
annehmbar. Wir werden für die ſozialdemokratiſchen Anträge
ſtimmen, die der Staatsſekretär Dr. Delbrück befürworten
miißte, wenn er noch auf dem Standpunkt des Handesminiſters
Delbrück ſtünde. (Sehr gut! links und bei den Polen.)

Abg. Becker-Arnsberg (Ztr.): Meine Freunde im Lande
witrden es mir ſehr verübeln, wenn ich auf die Angriffe des
Abg. Hue antworten würde. (Lachen links.) Es geht nicht an,
jetzt kurz vor Toresſchluß in Verbindung mit der Reichsver-
ſicherungsordnung das Knappſchaftsweſen reichsgeſetzlich regeln
Zu wollen. Warum haben die Sozialdemokraten die Sache
nicht in der Kommiſſion angeſchnitten? Da aber haben ſich
Hne und Sache nicht ſehen laſſen. (Hört, hört! im Ztr.)
Jmmerhin ift nancherlei erreicht worden. Die Einführung
des geheimen Wahlrechts iſt beantragt worden von den Herrn
Hue ſo verhaßten chriſtlichen Arbeiterführern. (Hört, bört!
um Zentrum.) Ueber das Tempo des Fortſchritts kann man
ja ſtreiten. Die Ausführungen des Abg. Hue erwecken in mir
das Gefühl, dem Friedrich der Große nach der Schlacht hei
Zorndorf Ausdruck verlieh: Mit ſolchem Geſindel muß man ſich
herumſchlagen?! (Bravol bei der Mehrheit, Lachen b. d. Soz.)
Abg. Dr. Semler (natl.): Wer das Zuſtandekommen des
Geſetzes will, muß ſchweigen. (Sehr richtig! b. d. Mehrheit.)
Die Abgg. Berker und Behrens haben ſich in der Kommiſſion
bemüht, für die Arbeiter möglichſt viel herauszuſchlagen. Ueber
den Kompromißzanktrag Schuktz können wir nicht hinausgehen.
Beifall b. d. Mehrheit.)
Abg. Sachſe (Soz.): Die Herren Behrens und Becker haben
das verdiente Lob Dr. Semmlers bekommen, der ſo häufig mit
den Scharfmachern durch dick und dünn gegangen iſt. (Zuruf
v. d. Soz.: Jmmerl) Die Bergarbeiter wiſſen, was ſie von
dieſen Herren zu halten haben. Wenn ſie gegen uns nichts
anderes vorzubringen haben, dann können ſie getroſt einpacken.
Herr Behrens ſollte die Unternehmer doch wirklich kennen. Es
muß alles genau in das Gefetz hineingeſchrieben werden, ſonſt
iſt

der Unternehmerwillkür Tür und Tor geöffnet.
Geradezu unverſtändlich iſt die Haltung des Zentrums zur

Sicherung des Wahlgeheimniſſes. Früher hat Dr. Hitze viel
weitergehende Forderungen vertreten, als ſie unſer Antrag
enthält. Wie notwendig unſer Antrag iſt, zeigt ein Wahl

zettel von dieſer Größe. (Der Redner zeigt ein Folioblatt!)
Wir verlangen, daß jeder volljährige Arbeiter wählbar ſein ſoll
zum Knappſchaftsälteſten. Jetzt ſoll man zum Reichstagsabge-
ordneten mit 25 Jahren, zum Knoppſchaftsälteſten aber erſt mit
30 Jahren gewählt werden können. (Dravo! b. d. Soz.)

Abg. Schirmer (Ztr.) beſtreitet, daß von ſozialdemokra-
tiſchen Kaſſenvorſtänden je ein chriſtlicher Arbeiter angeſtellt

worden iſt.
Abg. Schmidt- Berlin (Soz.) wendet ſich erneut gegen den

Abg. Behrens. (Die zur Abſtimmung in den Saal ſtrömenden
Mitglieder der Mehrheitsparteien unterhalten ſich derart laur,

daß die Ausführungen des Redners unverſtändlich bleiben,
ebenſo die folgenden Ausführungen des Abg. Sach ſe.)
Der Antrag auf Einbeziehung des S 326 in dem S 526, wonach
Verſicherte, die wegen Erwerbsloſigleit ausſcheiden, unter be-
ſtimmien Bedingungen Anſprüche an die Kaſſen behalten
follen, wird angenommen. Alle übrigen Abänderungsanträge
werden abgelehnt, bis auf den Kompromißantrag Schultz
über die Wählbarkeit der Knappſchaftsinvaliden in die General
verfammlung in den Vorſtand der Knappſchaftskaſſen, der in
namentlicher Abſtimmung mit allen 297 abgegebenen Stimmen
angenommen wird, der ſozialdemokratiſche Zuſatzantrag hierzu,
der auch die freiwillig zahlenden Jnvaliden für wählbar er-
ären will, wird in namentlicher Abſtimmung mit 213 gegen
88 Stimmen bei 2 Stimmentnak tungen abgelehnt.

Es folgt die Diskuſſion über die S 528 bis 540 Zulaſſung
von Erſatzkaſſen), wonach noch die Leſung des dritten Buches
in Angriff genommen wird. Unſere Genoſſen reden unermüd-
lich und ſtellen Anträge, die Mehrheit hört nicht und ſtimmt
alles nieder.W Graf Schwerin ſchlägt nach 7ſtündiger Sitzung
endlich dem Hauſe r ſich zu vertagen; der ſchwarzblaue Block
lehnt den Antrag ab.V wird weiler geredet und abgelehnt bis 348 Uhr.

feſtſteht,

Generalverſammlung der veutſchen Vuchdrucker.

K. r. Hannover, 15. Mai 1911.
Jm ſtimmungsvoll dekoriertem Saale des Parkhauſes zu

Hannover wurde am Montag die 17. Generalverſammlung
vom Vorſitzenden Döblin eröffnet. Die Generalverſamm-
lung iſt von 124 Delegierten beſchickt. Der Verbandsvorſtand
iſt durch neun Mitglieder die Redaktion des Korreſpondent
durch 3 Redakteure und das Jnternationale Buchdruckerſekre-
tariat iſt durch Stautnerbvertreten. Die Generalkommiſſion
hat den Redakteur des Korreſpondenzblattes, Umbreit,
delegiert. Als Gäſte der verwandten Berufe ſind Frau Thiele
und die Kollegen Puchon, Klath und Sellier anweſend. Aus
dem Ausland ſind Kollegen aus Oeſterreich, Ungarn, Schweiz
und Frankreich zu den Verhandlungen erſchienen. Durch
längere Geſchäftsordnungsdebatte wurde beſchloſſen, die beiden
Vertreter des Berliner Tarifamts, Faber und Gieſecke,
telegraphiſch zu den Verhandlungen zu laden. Jn folgender
Reihenfolge ſollen die einzelnen Punkte beraten werden:

Zu dem gedruckt vorliegenden Geſchäftsberichte gab Döblin
noch etliche Erklärungen über die Tätigkeit des Hauptvorſtands.
Jm weiteren verwies er auf die ernſten Aufgaben, die die dies
jährige Generalverſammlung zu löſen habe, ebenſo die Tarif-
reviſionsbewegung beanſprucht das größte Jntereſſe unſerer
Mitglieder. Die Auffaſſung der Unternehmer, daß Tarife, die
lediglich zur Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen ab-
geſchloſſen werden, erträglich, ſolche aber, die die Rechte der
Unternehmer beeinträchtigen wollen, mit allen Mitteln zu be-
kämpfen ſeien, ſowie die ſtarke Zunahme der Mitgliederzahl
und das Anwachſen des Verbandsvermögens hat auch das
Arbeit geber“tum im Buchdruckgewerbe ſcheinbar ſtark beein-
flußt. Redner beionte, daß der Verband ſtreng bemüht war
und auch ferner ſein wird, den neutralen Boden einzu-
halten. Jm Buchdruckgewerbe beſtänden eben andere Verhält-
niſſe als in anderen Verbänden. Die Gehilfen-
organiſation muß durch ihr Verhalten ſorgen, daß die Prin-
zipale ein gewiſſes Vertrauen zu ihren Gehilfen haben, da doch
ſtreng vertrauliche Sachen zu ihrer Kenntnis kommen. Für
die chriſtliche Geſinnung der Arbeiter, die in der chriſtlichen
Organiſation zuſammengeſchloſſen ſind, zeichnet Redner ein
hübſches Bild. Jn Oſtprenßen, in Allenſtein, haben dieſe einen
Tarif abgeſchloſſen, die in der Forderung enthalten iſt, die früher
vereinbarte Lohnerhöhung von 3 Pf. pro Stunde nur den chriſt
lich onganiſierten Arbeitern des Verufes zu gewähren. Döblin
ſchließt ſeine Ausführungen mit dem Wunſche, daß die frucht-
bringende Tätigkeit des Verbandes ſich weiter entwickeln möge,
damit im Jahre 1913 die Kollegen ſtatt 93 Proz. zu 100 Proz.
organiſiert ſeien.

Die Debatte über den Vorftandsbericht wird von Fülle-
Berlin eröffnet, ſie zeigt in ihrem weiteren Verlaufe, daß große
Unſtimmigkeiten zwiſchen Vorſtand und Mitglieder nicht be-
ſtanden haben. Auch das Verhältnis zwiſchen dem Vorſtand
und den „Sparten“ (extra Gruppen in der Organiſation) hat
ſich einmütiger geſtaltet zum Wohle des Verbandes. BVaſck
haus Frankfurt a. M. kritiſiert die Haltung des Vorſtandes
aäur „Lehrlingsfrage“, zum „Gutenbergbund“ und zur
„Maſchinenmeiſterfrage“. Döblin tritt dem entgegen.
Porter- Frankfurt a. M. wünſcht, daß der Vorſtand mit den
maßgerenben Jnſtanzen in Verbindung treten möge, um eine
andere Regelung der Maifeier in die Wege zu
letten, da unter der heutigen Form es den Buchdruckern faſt
unmöglich gemacht ſei, ſich daran zu beteiligen.
Bruch ardt-Leipgig tadelt, daß der Vorſtand die Aufnahme
einer Statiſtik über die Beſchäftigung der Hilfsarbeiter abge
lehnt habe. Albrecht- Eſſen gibt ſeiner Freude Ausdruck,
daß jetzt im Verbande etwas kräftigere Töne gegen die Organi-
ſation der Prinzipale geſunden ſeien, dadurch werde den Hetze-
reien gegen die Organiſation der Gehilfen wirkſamer entgegen-
getreten. Durch Schlußantrag wird die Debatte beendet. Nach-
dem Döblin die von Bruchardt-Leipzig angeregte Sache rich-
tig geſtellt und noch etliche Ausführungen gemacht, wurde dem
Vorſtand Decharge erteilt.

Ueber die Ausführungen des Vorſtandsmitgliedes Graßmann
„über die Frage der Jnduftrieverbände“ berichten wir morgen.

Gewerkschaftliches.
Die Ausſperrung in Dänemark.

Nach den am 27. April zwiſchen der Landeszentrale der däni-
ſchen Gewerkſchaften und dem Arbeitgeberverband getroffenen
Vereinbarungen ſchien es, als ob die Ausſperrung von 40 000
Arbeitern nicht zur Ausführung kommen ſollte.

Es handelte ſich bei den damaligen Konflikten um die Ver-
träge in der Holzinduſtrie, im Maurergewerbe und im Jn-
ſtallationsgewerbe. Ueber dieſe Differenzen wurde eine Eini-
gung herbeigeführt, und der Unternehmerverband zog die Aus
ſperrungsdrohung zurück, behielt ſich aber vor, mit achttägiger
Friſt die Ausſperrung aufs neue anzudrohen für den Fall, daß
eine Einigung mit den außerhalb der Landeszentrale der däni-
ſchen Gewerkſchaften ſtehenden Organiſationen der Maurer-
handlanger und der Klempner nicht zu erzielen ſei. Bezüglich
der Maurerhandlanger handelt es ſich um einen Betriebskon-
flikt, der keinerlei weitere Bedeutung hat. Anders iſt es mit
den Klempnern, die bereits ſeit drei Monaten ausgeſperrt ſind.
Der Verband hat rechtzeitig den Vertrag für die Provinz ge-
kündigt und Lohnforderungen geſtellt. Jn den Verhandlungen
wurde keine Einigung erzielt und die Unternehmer ſperrten
daher am 13. Februar die Klempner aus. Wiederholte Eini-
gungsverſuche haben nicht zum Ziele geführt, ebenſowenig ge-

4 lang es dem Kaatlichen Vergleichsbeamten, den Frieden herbei-
zuführen. Seine Vorſchläge wurden von den Klempnern abge-
lehnt. Auch die neueſten Verhandlungen, die ſeit dem 27. April
eingeleitet ſind, haben kein anderes Reſultat ergeben, ſo daß
nunmehr der zentrale Arbeitgeberverein die Ausſperrung

Puen 40 000 Arbeitern der geſamten Jnduſtrie vorge-
Fnommen hat.

Wie ungeheuerlich dieſe Maßnahme iſt, geht ſchon daraus
hervor, daß von den 40 000 Arbeitern, die ausgeſperrt werden,
nicht ein einziger einer Organiſation angehört, die irgend
welchen Einfluß auf die Stellungnahme der Klempner aus-
üben kann. Der Klempnerverband gehört ſeit langer Zeit nicht
mehr der Landeszentrale der Gewerkſchaften an, hat alſo
keinerlei Beziehungen zu der gewerkſchaftlich organiſierten Ar-
beiterſchaft des Landes. Wenn der Unternehmerverband trotz-
dem jetzt 40 000 Mitglieder der gewerkſchaftlichen Landesorga-

niſation Dänemarks ausſperrte, ſo kann das nur den Zwſeg!
haben, die däniſchen Gewerkſchaften für längere Zeit lahm zu
legen. Daß das nicht erreicht werden wird, iſt ſicher, denn die
däniſchen Gewerkſchaften beſaßen am Jahresſchluß 1910 ein
Vermögen von rund 4 Millionen Mark. Der Landeszentrale'
gehörten 101 563 Mitglieder an, von denen jetzt 40 000 ausge
ſperrt waren, es wird daher zweifellos den däniſchen Gewerk
ſchaften gelingen, ihre Mitglieder für längere Zeit über Waſſer
zu halten.

Trotzdem beleibt natürlich die für jeden Unbefangenen unge
heuerliche Tatſache beſtehen, daß der Unternehmerverband.,
40 000 Arbeiter ausſperrt, weil ex ſich mit den 1100 Klempnern,
auf die jene 40 000 gar keinen Einfluß auszuüben vermögen,
nicht einigen kann. Für die deutſche Arbeiterſchaft gilt es,

Solidarität zu üben! r e r
Halle und Saalkreis.

Halle a. S., den 17. Mai 1911.

Wahlpolitik und revolutionärer Klaſſenkampf.
Nach längerer Pauſe hält der Sozialdemokratiſche Verein am

Donnerstag abend eine Mitgliederverſammlung ab, anf deren
Tagesordnung Wahlpolitik und revolutionärer Klaſſenkampf ſteht.
Es iſt außerordentlich wichtig, daß die Parteigenoſſen zu der'
neueſten Entwicklung der Politik und den jüngſten Varteivor-
kommniſſen Stellung nehmen. Eine Fülle von Ereigniſſen harrt
der Betrachtung und der kritiſchen Nutzanwendung für unſere
Parteitaktik. Jn der geſchloſſenen Parteiverſammlung beſteht die
Möglichkeit, die Dinge in zuſammenhängender und viel gründ
licherer Art und Weiſe zu beſprechen, als dies in der Preſſe durch-

führbar iſt. Die Parteileitung erwartet deshalb einen be
ſonders zahlreichen Beſuch. Ueberdies ſtehen Vereins-
an gelegenheiten auf der Tagesordnung, die ebenfalls ſehr
beachtlich ſind. Ohne Mitgliedsbuch erhält niemand Zutritt.

Dürfen Fortbildungsſchüler mit dem Stocke gezüchtigt werden
Dieſe Frage wurde geſtern vom Reichs gericht bejaht.

Anlaß dazu gab der folgende Straffall. Der Lehrer Emanuel;
Wiechulla in Gleiwitz war angceklagt, als Lehrer an der,
Fortbildungsſchule in 15 Fällen Fleiſcherkehrlinge und Geſellen,
gemißhandelt zu haben. Das dortige Landgericht hat ihn am
9. Januar freigeſprochen, weil dem Forkbildungsſchullehrer

blick auf die wiederholten gr oben Ausſchreitungen der jungen

überſchritten habe. Allerdings, ſagt das Urteil, fehlen Vor-
ſchriften für Fortbildungsſchullehrer, aber dadurch wird das
Züchtigungsrecht nicht ausgeſchloſſen. Auch Geiſt und.
Charakter der Fortvildungsſchüler ſollen er-
zogen werden; in dieſem Sinne iſt auch körper-
liche Züchtigung zuläſſig. Der Stagatsanwalt legte
gegen den Freiſpruch Reviſion ein, die aber vom Reichsgericht
verworfen wurde, wobei das höchſte Gericht u. a. ausführte:
daß die Fortbildungsſchulen nicht nur Unterrichtsanſtalten,
ſondern auch Erziehungsanſtalten ſein ſollen, da oft gerade.
auf der Volksſchule der Charakter nicht ge
nügend gebildet werde. Auch die höheren Schulen
dienen demſelben Zwecke wie die Volksſchulen; auch an ihnen
iſt Züchtigung zuläfſig. Es kommt nur darauf an, daß die
Züchtigung maßvoll und vernünſtig geſchieht. Hier kann man
natürlich nicht denſelben Maßſtab anlegen wie an höheren
Schulen; das ergibt ſich ſchon aus dem Verhalten der Gleiwitzer
Schüler. Der Lehrling unterſteht auch dem väter-
lichen Zuchtrecht des Lehrherrn; warum ſollte
er nicht auch der Zucht des Fortbildungsſchul-
lehrers unterſtehen? Aus dem angefochtenen Urteile
ergibt ſich nicht, daß der Angeklagte ein maßvolles Züchtigungs
recht überſchritten hat.

Dieſe Entſcheidung wird den Haß, den ein Paſtor kürzlich
bei den Schülern gegen die Fortbildungsſchulen vemerkt hat,
ſicher noch vergrößern. Jm übrigen aber enthält der Reichs
gerichtsſpruch alles, was zur Verurteilung ſeiner ſelbſt und.

des preußiſchen Schulweſens nötig iſt. Da wird vor allem von
der höchſten richterkichen Jnſtanz klipp und klar zugegeben, daß
die Volksſchulen völlig unzureichende Einrichtungen ſind. Denn

ſo ſagt das höchſte Gericht auf der Volksſchule wird der
Charakter nicht genügend gebildet. Und das muß das
Reichsgericht ſagen trotz der unheimlichen Menge von Reli-
gionsſtunden und vaterländiſchen Geſchichtenerzählungen und
trotz der Prügelei, die immer noch in den Volksſchulen geübt,
wird. Das Verſagen dieſer Sorten von Zuchtmittel iſt damit
vor aller Welt feſtgeſtellt. Und Recht behält die Sozialdemo
kratie, die ſtets ſagte, Religionsunterricht iſt überflüſfig und die
vaterländiſchen Kriegsgeſchichten ſind nur geeignet, verrohend,
nicht aber erzieheriſch auf den Charakter zu wirken. Tauſend-
mal haben wir dasſelbe auch vom Prügeln geſagt. Was aber
tut das Reichsgericht? Statt ſich gegen das verrohende Prügeln'
zu wenden, das in Gleiwitz ſo häßliche Auswüchſe der falſchen
bürgerlichen Jugenderziehung hervorrief, ſetzt es als un-
anfechtbar rechtsgültig das Prügelrecht auch noch für die Fort-
bildungsſchulen feſt. Und es glaubt wahrhaftig noch, daß
„Geiſt und Charakter der Fortbildungsſchüler“ durch „körper-
liche Züchtigungen in dieſem Sinne“ erzogen werden können.
Man ſtaunt einmal über das andere ob dieſer Verkennung der
einfachſten Gedankengänge und ſeeliſchen Vorgänge im Men-
ſchen. Alle Hoffnung darauf, daß für das Gefühlsleben der
Arbeiterjugend auch in den Kreiſen der Richter ſich einmal ein,
beſferes Verſtändnis entwickelt, verfliegt, wenn man lieſt, daß
deshalb der Fortbildungsſchullehrer den Prügelſtock ſchwingen
darf, weil das ja auch dem Lehrherrn erlaubt iſt. Gleiches
Recht für Meiſter und Lehrer. Was dabei aus dem jungen
Menſchen wird, das kommt ſpäter, oder vielmehr, wenn es zu
ſpät iſt, erſt in Frage.

Dem konſervativen Knuten-Oertel wird das Herz im Leibe
tanzen vor Freude über dieſen reaktionären Entſcheid, aber die
Arbeiterjugend wird ob dieſer Demütigung ſich aufbäumen und
wütender noch als bisher ihren Abſcheu und ihren Haß denen
zuwenden, die da angeſichts ſolcher Urteile glauben, ſie mit
Jugendfürſorgerei einlullen zu können

Vorſchriften über ſchulärztliche Unterſuchung der Kinder.
Anläßlich eines Spezialfalles hat der preußiſche Kultusminiſter
entſchieden, daß betreffs der ſchulärztlichen Reviſionen folgende An

III in unübertroffener
Auswahl

u. Preis würdigkKoit.

Dunker,

ſein AmteinZüchtigungsrecht gebe und im Hin
Leute der Angcklagte in keinem Falle das Züchtigungsrecht,
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ordnungen zu treffen ſind: 1. Die Unterſuchung von Schulkindern,
namentlich ſolche am entblößten Körper, darf nur erfolgen, wenn
fein Widerſpruch der Eltern erfolgt. Jm allgemeinen wird die
Fntblößung von Rücken und Bruſt hierbei ausreichend ſein.
2. Bei der Unterſuchung der Mädchen ſoll niemals der Lehrer,
jondern ſtets die Lehrerin die Aufſicht führen. Wo eine
Lehrerin nicht vorhanden iſt, muß eine andere geeignete weibliche
Perſon (Handarbeitslehrerin, Frau des Lehrers) zur Aufſicht heran
gezogen werden. 3. Die Unterſuchung der Kinder hat einzeln zu
erfolgen. Steht ein beſonderer Raum hierzu nicht zur Verfügung,ſo iſt eine Vorrichtung (ſpaniſche Wand, Vettſchirm) anzubringen,

welche die entkleideten Kinder den Blicken der anderen entzieht.
Ein an „Kleptomanie“ leidender Celber. Vor einigen Tagen

wurde der in der Firma Weiſe Monski beſchäftigte Arbeiter
Pfennig beim Diebſtahl von Metallteilen erwiſcht. Pfennig hatte
des öfteren mit einem Handwagen Wege zu beſorgen. Dadei hat
er dann und zwar ſoll das ſehr oft geſchehen ſein für ſich
ein Säckchen mit Metall auf dem Wagen aus der Fabrik hinaus
zu ſchaffen gewußt. Ein Kriminalbeamter hatte ihn dabei auf
friſcher Tat ertappt. Während Pfennig ſonſt einen Abſcheu vor
allen „Roten“ hatte und mit organiſierten Arbeitern nichts zu
tun haben wollte, ſcheint er beim Mitnehmen von Metall farben-
blind geweſen zu ſein, denn meiſtens hat er Rotguß mitgenom-
men. Der Mann konnte ſich das leiſten und wir werden wohl
noch mehr derartige Sachen von der Firma Weiſe K Monski zu
hören bekommen, denn die lieden Gelben werden dort ja ge-
hätſchelt und gepflegt. Erklären dieſe Elemente doch ſelbſt ihrem
freiorganiſierten Kollegen, wenn du gelb wirſt, brauchſt du weniger
zu arbeiten und bekommſt beſſere Preiſe. Auch wollen wir hier-
mit Herrn Weiſe einmal öffentlich fragen, ob er Kenntnis davon
hat, daß der Vortier in der Ableilung Turmſtraße jeden neu
anfangenden Arbeiter in ſeine Stube nimmt und ihm die Vorzüge
der gelben Organiſation ſchildert, wodurch ſich anders Organiſierte
ſehr beläſtigt fühlen. Denn glücklicherweiſe hat noch der größte
Teil der Arbeiter ſoviel Ehrgefühl, der Arbeitswilligenorgani-
ſation nicht beizutreten. Auch in der Abteilung Merſeburger-
ſtraße ſind es einige Meiſter, vor allen einer namens König, die
ſich zu Agitatoren der Gelben berufen fühlen und die Leute
geradezu zwingen, dem gelben Werkverein beizutreten. Will denn
die Firma Heuchler haben Wir erwarten, daß die Firma Weiſe

Monski dieſem Treiben Einhalt gebietet, damit der Verband
nicht gezwungen wird, Maßnahmen gegen derartige Uebergriſſe
zu treffen. Wir würden dann auch das Gedahren der Meiſter,
die ſich ſo lebhaft für die Gelben intereſſieren, etwas näher
ſchildern müſſen.

Verein gegen den Jmpfzwang e. V. Am Donnerstag, den
18. ds., abends 82 Uhr, findet in der Thalyſia, Große Ulrich-
ſtraße 36, eine Mitgliederverſammlung ſtatt. Es ſoll berichtet
werden über die letzten Verhandlungen zum Reichsimpfgeſetz imReichstage und dann weiter die nachſte Behandlung der Angelegen-

heit zur Beſprechung kommen. Gäſte haben freien Zutritt.
Jm Aprllotheater ſpielt das Enſemble des Refidenztheaters

von Weimar einen dreiaktigen franzöſiſchen Schiwank mit dem
kurioſen Namen Patent Nr. 999 und den verheißungsvollen Unter-
titel Drahtloſe Telegraphie. Die Quelle der Verwicklungen der
Liebespaare in dieſem Stück iſt das Patent 999, das darin beſteht,
daß ein feuriger Liebhaber mit dem Bett und den Divan ſeiner
Geliebte durch drahtloſe Telegraphie ſo verbunden iſt, daß es in
ſeiner Taſche elektriſch klingelt, wenn das Bett oder der Divan
mehr als ein normales Körpergewicht, alſo zwei Perſonen trägt.
Man kann ſich vorſtellen, was für verrückte Situationen da heraus
kommen. Während der erſte Akt mit ſeiner klobigen Eindeutigkeit
etwas langweilt, wirds im zweiten und dritten Akt immer harm-
loſer aber immer bunter, ſo daß man ſich recht gut unterhielt.
Geſpielt wurde ſehr gut, namentlich von dem Herrn Kraus, der
einen alten Kirchenvater auf Abwegen darſtellte.

Walhalla Theater. Das Amſterdamer Operetlen-Enſemble
hat geſtern abend bei ſeiner Einführung mit der Operettenpoſſe
Die Herren von Maxim leider keinen beſonders guten Griff getan.
Solche Operettenware, die hier ſchon vor Jahren ausreichend ge
voten wurde, verträgt aber keine Ausgrabung und wenn die
Spieler auch, wie das jetzige Enſemble, durchweg das Beſte bieten.
Aber es gibt jetzt ſo viel neue Operetten, daß man erwarten darf,
die Künſtlerſchar ihre Kräfte noch an ſolchen Stücken probieren
zu ſehen, da die Poſſe, wie angekündigt worden iſt, „nur“ wenige
Wiederholungen erteben ſoll, ſo wird die Direktion ſicher dem
Publikum mit noch neueren Zugſtücken aufwarten, die bei den zur
Verfügung ſtehenden flott und luſtig ſpielenden Kräften dann noch
beſſer einſchlagen, als das jetzt geſpielte Stück.

Die Sommerausgabe des bekannten Blitzfahrplans iſt jetzt
im Verlage der Firma M. u. R. Zocher-Dresden mit einer
Anzahl neuhinzugefügter Linien und Ergänzung alter Linien,
herausgekommen und für 30 Pfennig in allen Buch-, Papier-
und Bahnhofsbuchhandlungen zu haben. Durch Einſchaltung
einer weiteren Abteilung des praktiſchen ausgeſtanzten Re-
giſters iſt der Blitz noch überſichtkicher geworden er enthält
neben ſämtlichen Linien der Sächſ. Staatseiſenbahnen, des
Harzes, Rieſengebirges und Nordböhmens, alle Anſchlüſſe der
angrenzenden Länder, den Fahrplan der Sächſ. Böhm. Dampf-
ſchiffahrt und Bemerkungen über Kilometerfahrpreiſe, Fahr-
tartenſteuer uſw.

Opfer der Profitſucht der Junker. Der Aufſeher Korte des
Ritterguts Wormsleben, der am vorigen Dienstag von ruſſiſchen
Arbeitern überfallen war, iſt in der Klinik zu Halle an den er-
haltenen Verletzungen geſtorben. Würden die Junker den kulti-
vierten deutſchen Arbeitern beſſere Löhne zahlen, ſo brauchten ſie
nicht mit den Maſſen billiger ausländiſcher Arbeitskräfte ſolch
rückſtändiges Geſindel ins Land zu ſchleppen, das noch in Schnaps
und Schlägereien ſein Vergnügen findet. Todesfälle, wie der
jetzige, wären dann ſicher ſeltener.

Von der Fleiſchpreis Notierungskommiſſion am ſtädtiſchen
Schlacht und Viehhofe wurden am Montag, den 15. Mai
1911, folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt: Es wurden bezahlt
für 50 kg Fleiſchgewicht für ſen: Höchſter Preis 72,
niedrigſter Preis 66, häufigſter Preis 70 Mk. für Bullen: Höchſter
Preis 72, niedrigſter Preis 66, häufigſter Preis 70 Mk. für Küühe:
Höchſter Preis 68, niedrigfter Preis 54 Mk. für Saugkälber:
Höchſter Preis 85, niedrigſter Preis 78, häufigſter Preis 82 Mk.
für Lämmer und Maſthammel: Höchſter Preis 76 Mk. für Schafe:
Höchſter Preis 70, niedrigſter Preis 62, häufigſter Preis 69 Mk.
für Schweine: Höchſter Preis 58, niedrigſter Preis 54, häufigſter
Preis 56 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlacht gewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die
beiden Körperhälften, einſchließlich des Schmeres unter unent-
geltlicher Zugabe des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
Darm, Mittel und Blut.)

Selbſtmord hat in der Nacht vom Sonntag zum Montag der
Kaufmann Berger von hier begangen. Er wurde von einem

Schutzmann an der Friedhofsmauer am Roßplatz erhängt aufge
funden. Die Gründe, die den Unglücklichen zu dieſer Verzweif
lungstat trieben, ſind unbekannt.

Die Leiche des Photographen Heinhold, der bei den Boots-
unglück am Sonntag, den 7. Mai, in der Saale ertrank, ohne daß
ihn jeinand aus dem zahlreichen Publikum zur Hilfe kam, iſt am
Montag bei Lettin aufgeſiſcht worden.

Hiſtoriſcher Cageskalender für Halle.
18. Mai.

1842. Das Zuchthaus am Kirchtor wird eröffnet.

Aus den Gerichtsſälen,
Schöffengericht.

Zur Warnung für Baumfrevler. Der ſchon wiederholt vor
beſtrafte Arbeiter Siebert aus Büſchdorf wurde beſchuldigt in
der Nacht zum 24. Februar in der Delitzſcher- und Büſchdorfer-
ſtraße 33 junge Birnbäume derartig beſchädigt zu haben, daß ſie
bald darauf völlig eingingen. Den meiſten Bänmen waren die
Kronen abgebrochen. S. beſtritt mit aller Entſchiedenheit der
Täter geweſen zu ſein. Das Gericht erachtete ihn aber für über
führt und verurteilte ihn zu der empfindlichen Strafe von neun
Monaten Gefängnis mit dem Hinweiſe, daß es eine arge Roheit
und Gemeinheit ſei, öffentliche Anlagen in ſo nichtsnutziger Weiſe
mutwillig zu ruinieren,

Ueber die Praxis der Zahntechniker machte der Reiſende und
Schriſtſteller Robert Tietge von hier, der ſchon mehrfach vor
beſtraft iſt und wegen Betrugs angeklagt war, recht bedenkliche
Angaben. Er erhielt damals von einem Zahntechniker den Auf-
trag, ihm Zahnpatienten zuzuführen, verſchaffte ſich auch unter
falſchen Angaben Vorſchüſſe, führte dem Atelier aber keinen
Patienten zu. Vor Gericht behauptete er, in den Zahnateliers
würden ganz unglaubliche Geſchäfte gemacht. Ein künſtlicher Zahn
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koſte auf Abzahlung bis zu 36 Mk. der Zahntechniker zahle aber
nur 28 Pfennige dafür und noch ungefähr 10 bis 15 Pfennige
für die Bearbeitung. Für einen jeden neu erworbenen Kunden
ſollte er 8 Mk. Proviſion erhalten, wenn jener dem Atelier bis
zu 20 Mk. zu verdienen gebe. Das ganze Geſchäſtsgebahren
wurde als ſehr wenig einwandfrei bezeichnet und der Angeklagte
wurde zu 10 Tagen Gefängnis verurteilt, während der Amts-
anwalt zwei Monate beantragt hatte.

Aus den Nachbarkreiſen.

(Fortſetzung des provinziellen Teiles aus der zweiten Beilage.)

Wittenberg. Bezirksführer-Konferenz. Am vergan-
2 Sonntag tagte hier im Freudenbergſchen Lokale die dritte

iesjährige Bezirksführer-Konferenz. Vertreten waren die Bezirke
Wittenberg, Zahna, ger Herzberg, Schmiedeberg, Elſter,
Klein-Wittenberg-Pieſteritz. Eb enſo war ein Vertreter des Volks
blattes und des hieſigen Gewerkſchaftskartells anweſend. Der Kan-didat Genoſſe Friſche war nicht erſchienen. Der Kreisvorſitzende

gab zunächſt einen Bericht über die agitatoriſche Tätig-
keit des Kreisvorſtandes. Aus dem Bericht geht hervor,
daß der Kreisvorſtand fortgeſetzt bemüht geweſen war verlorene
Verbindungen wieder herzuſtellen und neue anzuknüpfen, daß aber
das Entgegenkommen der Genoſſen auf dem Lande ſehr viel zu
wünſchen übrig läßt. Es folgen dann die Berichte aus deu
Parteiorten ans welchen zu entnehmen iſt, daß in einigen
Orten die geſunde Fortentwickelung durch unliebſame Streitig-
keiten gehenimt wird, andere Orte dagegen eine Aufwärtsbewegung
zu verzeichnen haben. Es wird betont, daß es notwendig iſt,
regelmäßige Zuſammenkünfte abzuhalten. Beim Kaſſenbericht
weiſt der Kaſſierer darauf hin, daß die Abrechnungen, trotz wieder
holter Aufforderung immer noch nicht ſo pünktlich eingehen, daß
eine rechtzeilige Abrechnung gegeben werden kann. Des weiteren
teilt derſelbe mit, daß durch die Einführung des Zehn-
pfennig-Wochenbeitrags kein Mitgliederverluſt zu
verzeichnen iſt. Darauf wird beſchloſſen ein Flugblatt über
den ganzen Kreis zu verbreiten. Ueber die Taktik bei der
nächſten Reichstagswahl referierte Genoſſe Schaper. Er
wieß darauf hin, daß jedenfalls vier, wenn nicht fünf Kandidaten
um das Reichstagsmandat kämpfen werden. Der Wahlkampf dürfte
alſo ein ſehr heißer werden. Es wurde hierauf die Frage der
Wanderbibliotheken erledigt und die Bücher den Genoſſen über-
wieſen. Von verſchiedenen Genoſſen wird darüber geklagt, daß
unſer Volksblatt gar zu wenig Berichte über Vorkommniſſe aus
dem Wahlkreiſe bringe. Genoſſe Kasparek legte dar, daß die
Redaktion an dieſem Uebelſtande keine Schuld trage, vielmehr
darauf hinarbeite, daß jeder Ort ſeinen zuverläſſigen Bericht
erſtatter haben ſolle. Nach Schluß der Debatte über dieſe wichtige
Angelegenheit, wurde der Kreisvorſtand beauftragt eine Regelung
der Berichterſtattung im ganzen Kreiſe in die Wege zu leiten.
Nachdem noch einſtimmig beſchloſſen war, einen in Kemberg wohn-
haften invaliden Genoſſen, welcher ſehr tätig für die Partei iſt,
als beitragsfreies Mitglied in der Liſte weiter zu führen, wurde
die Konferenz geſchloſſen.

Jeſſen. Selbſtmord durch Erhängen beging der infünfziger Jahren ſtehende Gutsbeſitzer Schulze im benachbarten
Dorfe Zwieſigko. Man fand den Mann, der in geordneten Ver
hältniſſen lebte, in der hieſigen Kommnnalwaldung an einem
Baume hängend auf.

Pröſen. Jn der letzten Gemeindevertreterſitzung
gab der Gemeindevorſteher bekannt, daß die Aktiengeſellſchaft
Lauchhammer für die Genehmigung zur Aufſtellung von drei
Maſten eine Gebühr von 100 Mk. zahlen wolle. Die Ver-
treter ſtimmten dem Angebot zu. Die Anſchaffung von Meß-
geräten wurde abgelehnt und ſodann beſchloſſen, um den Fried-
hof einen Drahtzaun zu ziehen. Die Verſteinung der an-
gekauften Parzellen im Unterdorfe ſoll nächſte Woche erfolgen.

iner ſcharfen Kritik wurden ſodann die jetzigen mißlichen
Schulverhältniſſe unterzogen. Kommt es doch jetzt vor, daß
Kinder mitunter 7 volle Stunden in der Schule ſitzen müſſen.
Die Vertreter, welche dem Schulvorſtand angehören, wurden
aufgefordert, für geordnete Schulverhältniſſe zu ſorgen.

Weimar. Die weimariſchen Richter und Staats-
anwälte haben ſich organiſiert. Ein weimariſcher
Richterverein iſt gegründet worden. Eine Gefahr für Thron und
Altar entſteht allerdings durch dieſe Organiſation nicht, denn ſogar
das Staatsminiſterium hat zu dieſer Gründung ſeine Symvathie
ausgeſprochen. Neben der Ausbildung und Fortbildung der Ju-
riſten wahrſcheinlich um einem dringenden Bedürfnis abzuhelfen),

Rathausftraße 2,
neben der städtisch. Sparkasse,

Bernh. Grumnwalchk,
Höhe Fabrik und Nagazin. Mittelſtraße 5a,
90 Muster zimmer ehemal. Sobreiberseh. Reitbahn.

ſoll der Einfluß auf die Geſetzgebung, die Sarnna ber Standed
intereſſen, und damit zuſammenhängend, Stellungnahme zu wirt
ſchaftlichen Fragen die Tätigkeit des Vereins bilden.

Mllerlei.
Das. Luftſchiff Deutſchland zerſtört.

Graf Zeppelin und ſein ſtarres Syſtem werden vom Unglück
verfolgt. Kaum, daß ein neuerbautes Luftſchiff in Betrieb iſt, da
kommt auch ſchon die Unglücksmeldung, daß es durch irgend einen
Unfall vernichtet wurde. Bei der Häufigkeit der Unfälle läßt ſich
der Gedanke nicht von der Hand weiſen, daß dem Syſtem
organiſche Fehler und Mängel anhaften müſſen, denn wenn auch
diesmal wieder nur Unachtſamkeit an dem Unglück ſchuld ſein
ſollte, ſo bedeutete das den Vorwurf unglaublich leichtſinniger
Handlungsweiſe gegen die verantwortlichen Perſonen.

Nach einer uns vorliegenden Meldung aus Düſſeldorf ereignete
ſich das Unglück auf ſolgende Weiſe: Als das Luftſchiff zu einer
Paſſagierfahrt aus der Halle gebracht wurde, wurde es von einem
Windſtoß erfaßt und gegen die Schutzwand geworfen. Da nicht
genügend Mannſchaften zur Stelle waren, konnte
das Luftſchiff nicht mehr feſtgehalten werden und es wurde mit
ſolcher Wucht gegen die Hallenwand geworfen, daß es in der
Mitte geknickt wurde. Dann ergriff ein zweiter Windſtoß das
Schiff und riß es empor, ſo daß es auf das Dach der Luftſchiff
halle geſchleudert wurde, pon der es mit der hinteren Hälfte zum
Boden herabhing Jn der Gondel befanden ſich acht Perſonen
und zwar vier Herren und vier Damen. Sie befanden ſich in
einer recht gefährlichen Lage und mußten durch die Feuerwehrmit einer großen Schiebelriter herunter geholt werden. Auf die
gleiche Weiſe wurden die Bedienungsmannſchaften gerettet. Es
wurde indeſſen niemand verletzt. Das Schiff iſt gänzlich un
brauchbar geworden und muß vollſtändig deinontiert werden
die Ballonetts ſind faſt ſämtlich aufgeriſſen. Das Luftſchiff, das
bereits entleert und deſſen Gondel abmontiert wurde, wird jeden
falls zur Wiederherſtellung nach Friedrichshafen geſandt werden.
Die Urſache des Unglücks oder wenigſtens ſeine verhängnisvolle
Schwere iſt, wie Sachverſtändige bekunden, der unglücklichen Lage.
der Halle und dem Umſtande zuzuſchreiben, daß die Halle auf
völlig ſandigem Boden gelegen iſt. e Bedienungsmannſchaften
haben, wenn der Luftkreuzer aus der Halle hervorgezogen wird,
gar keinen Halt unter den Füßen. Die Gondeln, die Motore,
die Propeller ſind nicht beſchädigt und können wieder verwendet
werden. Auch verſchiedene Ballonette haben wenig gelitten. Das
Luftſchiff, das jetzt zum Teil an der Schutzwand und zum Teil
auf dem Dache liegt, macht einen traurigen Anblick.

Unwetter.
Ein furchtbares Unwetter richtete in Wien, Boden bei

Wien und Umgegend infolge des halbſtündigen Hagelſchlags in
den Kulturen, Gärten und Weinbergen großen Schaden an.
Die Hagelkörner lagen ſtrichweiſe 1 em hoch. Der Weinguts-
beſitzer Wagner in Humboldkforchen hat ſich aus Gram, daß die
ganze Beſitzung vernichtet wurde, erhängt.

Die eigenen Kinder erwürgt.
Einen ſchaurigen Fund machte ein Waldauſſeher in einer Unter

ſtandshütte bei Lohr (Unterfranken). Dort lagen aufgebahrt mit
Blumen geſchmückt die Leichen eines drei- und eines
fünfjährigen Knaben. Sie wurden als die Kinder des
Schneiders Georg Faeth rekognosziert. Der eigene Vater
hatte ſie erwürgt. Ueber das Motip der Tat iſt nichts bekannt.
Der Schneidergehilfe Faeth, der mutmaßliche Mörder ſeiner beiden
Knaben wurde im Augenblick, als er ſeine Wohnung betrat,.
verhaftet.

Kleines Allerlei. Jn Notwehr? Bei einer Felddienſtübung
in der Nähe von Altenmarkt in Oeſterreich wurde der Sergeant,
vom 25. Feldjägerbataillon, Heidvogel, wegen eines Wortwechſels
von einem Jäger durch einen Bajonettſtich in die Bruſt.
getötet; der Täter wurde verhaftet. Ein ungetreuer'!Beamter. Jn Fraulautern (Rhld.) wurde während einer
Erkrankung des Einnehmers der Gemeindekaſſe eine Reviſion ab
gehalten. Dabei entdeckte man jahrelang zurückliegende Unter-
ſchlagungen. Vorläufig wurde ein Fehlbetrag von ca. 60000 ML.
feſtgeſtellt. Bei einer Schlägerei in Freiſenbruch wurde
der Berqmann Nowack durch Stiche in den Hals getötet und ſe.ne;
zwei Brüder durch Meſſerſtiche lebens gefährlich verletzt. Vier;
Perſonen ertrunken. Jn der Nähe von Fenyes-Litke (Ungarn)
iſt auf der Teift ein Boot umgekippt, in welchem ſich außer dem
Bootsführer drei Frauen befanden. Alle vier Perſonen ſind er-
trunken. Bergmannslos. Auf Zeche Neumühle bei Ham
born ſtürzte ein Häuer von der zweiten zur dritten Sohle ab und
war ſofort tot.
„x„xDJ Aus dem Gelchäftsverkehr.

Der Kreis hervorragender Hallenſer Spezialgeſchäfte hat eine
bemerkenswerte Erweiterung erfahren. Die Herren Johannes
und Fritz Oehlſchläger haben unter der Firma Gebr. Oehlſchläger
in Halle a. S., Leipzigerſtr. 16 (gegenüber der Ritter-Paſſage),
ein SchuhSpezialgeſchäft errichtet. Die FirmaJnhaber ſind die
Söhne des Herrn Friedrich Oehlſchläger, deſſen Name ſeit langem
ſchon in der Geſchäftewelt Halles einen guten Klang beſitzt. Jn,ihrem neuen Unternehmen, welches am 18. d. M. ſeine Pforten
dem Publikum zum erſten Male öffnet, werden ſorgfältig die
Traditionen großzügiger, vornehmer Geſchäftsführung edie in Halle auf dem Gebiete des Schuhgeſchäſtes den u des
Namens Oehlſchläger begründet haben. urch die Neugründung,
wird ein Lieblingswunſch des Herrn Friedrich Oehlſchläger erfüllt,
den er von dem Tage an hegte, da das von ihm vor Jahrzehnten in
Halle begründete Schuh Spezialgeſchäft nach dem Tode ſeines
Sohnes Oskar Lehlſchläger infolge der beſtehenden erbrechtlichen
Beſtimmungen in fremde Hände überging.
GOo—eooweÜDns e

Deutſchland im Zeichen der Zigarette.
Ungufbaltſam breitet ſich in allen Schichten der Bevölkerung

die Mode des Zigarettenranchens von Jahr zu Jahr mehr aus.Unter den vielen in Deutſchland beſtehenden Reiter
weiſt allein ein einziges Unternehmen dieſer Branche, die Firma
Georg A. Jasmatzi A.G. Dresden, welche mit Recht als die
größte deutſche Zigarettenfabrik bezeichnet werden muß, eine
Jahresproduktion von weit über taufend Millionen Zigaretten
auf. Als Folgerung hieraus ergibt ſich, daß die Fabrikate der
Georg A. Jasmatzi A.-G., welche ſolch gewaltigen Konſum zu
verzeichnen haben, ſich bei dem rauchenden Publikum einer allge
meinen Beliebtheit erfreuen. Voll und ganz wird dieſe gerecht
fertigt durch vollendete Qualität und größte Preiswürdigkeit der
Jasmatzi-Zigaretten.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 115 Halle a. S., Donnerstag den 18. Mai 1911 22.

innere660piulhyglerſhe Rotwwerdigleen

in den Heilanſtalten der Landesverſichernngsanſtalten.

Wer nur die Melodien kennt, die die Offiziöſen und die
„Nationalen“ über den Stand der ſozialpolitiſchen Verhältniſſe
in Deutſchland in die Welt ſchmettern, der wird erſtaunt ſein
über den Reichtum der Akkorde, über die Tonfülle und -Schön
heit dieſer ſozialpolitiſchen Lieder. Anders wird dies jedoch,
wenn der wirkliche Kenner der tatſächlich beſtehenden
Zuſtände über dieſes Thema ſich vernehmen laſſen. Da
werden ſofort die Unzulänglichkeiten klar, die aus der Halbheit
der Geſetze für die Verſicherten entſtehen, wie ſie beſonders in
der Beſchränkung der Selbſtverwaltung der Arbeiter in den
Krankenkaſſen zu Tage tritt, oder in der engen Begriffsfaſſung
der Jnvalidität in der Jnvalidenverſicherung ſich bemerkbar
macht, oder gar in dem Alleinrecht der Unternehmer in der
Verwaltung der Unfallverſicherung zu verzeichnen iſt.

Es ſollen aber hier nicht all dieſe Mängel und ihre Folgen
für die Arbeiter dargelegt werden, ſondern nur auf einen
Mißſtand im Bereiche der Jnvalidenverſiche-
rung hingewieſen werden, deſſen Beſeitigung außer-
ordentlich wichtig wäre, aber auch behoben werden kann ohne
neue Paragraphen, ohne erhebliche Geldmiitel, wenn nur
der Vorſtand der einzelnen Verſicherungs-
anſtalten den quten Willen und die ernſte Ab-
ſicht zur Beſſerung in dem Falle beſitzt.

Mit der näher und näher heranrückenden Verabſchiedung der
Reichsverſicherungsordnung prägen ſich dem einzelnen auch in
immer ſchärferen Konturen die Verſchlechterungen ein, die ſich
ſtark von dem jetzigen, an und für ſich ſchon ſchlecht genug ge-
weſenen Hintergrund abhebend, ſich in dieſem „ſozialpolitiſchen
Abſchlußwerk“ für die Arbeiter finden. So iſt unter den
vielen, den gegenwärtigen Zuſtand verſchlechternden Beſtim-
mungen auch eine Erhöhung der Beiträge der Ar-
beiter in der Jnvalidenverſicherung geplant.
Ganz beſonders ſcharf ſoll auch die freie Verfügung der Ver-
ſicherungsanſtalten über ihre Mittel, insbeſondere für die
Fälle der Errichtung von Heilſtätten und in der
Durchführung von Heilverfahren für tuber-
kulöſe, oder ſonſtigen noch Ausſicht auf Ret-
tung vor der Jnvalidität bietenden Arbeiter
erſchwert werden.

Was liegt da näher, als einmal die Art der Durch-
führung der Heilverfahren in den Lungen-
heilſtätten einer Betrachtung zu unterziehen und zu
prüfen, ob die jetzige Durchführung derſelben den, derartige
Beſtimmungen befürwortenden „Sozialpolitikern“ auch nur
irgendeinen Schein von Berechtigung zu ſolchen Einführungen
geben könnte.

Von dem
zu bieten,

einzurichten. Wir gewähren daher an
den nebenstehend verzeichneten Tagen
fur sämtliche Einkäufe (ausgenommen
bw. Näh- und Häkelgarne) auf unsere
bekannt billigen Preise bei Barzahlung
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Zweck der Beſtimmungen ſoll doch ſein, die Koſten der Heil-

verfahren und die damit zuſammenhängenden Notwendigkeiten
herabzuſetzen. Vor allem den einmal einer Kur
teilhaftig Gewordenen von einer eventu.ellen
Wiederholung, wie ſie heute möglich iſt, aus-
zuſchließen. Nun iſt es ja auch heute ſchon ziemlich ſchwie-
rig für den Verſicherten, in eine Heilſtätte aufgenommen zu
werden und ſehr häufig geht in der Beobachtung all des bureau-
tratiſchen Formelkrams und der Zuſtändigkeitskniffelei nie
wieder einzuholende Zeit für die Patienten verloren. Wie
wird das erſt nach evtl. Geſetzwerdung der jetzigen Kom-
miſſionsvorſchläge werden, die dieſen Weg noch erſchweren und
verlängern?

Was aber beſonders hier ins Gewicht fällt,
iſt die Frage: wird heute in den Heilſtätten
alles beobachtet und den Patientenvermittelt,
was in jenen Rahmen geſchehen kann, um der
Not wendigkeit einer Kurwiederholung vor-
zubeugen? Hier kann jeder, der mit eigenen
Augen geſehen und mit ſeinen Ohren gehört,
wie das Leben und Treiben dort iſt, mit gutem
Gewiſſen nein ſagen.

Eine faſt ſchablonenmäßige Behandlung der hundert oder
mehr Patienten, die als Anſtaltsinſaſſen gewöhnlich vorhanden
ſind, geht vor ſich. Nun wird ja dieſelbe ſchon durch die Art
der Ausleſe bei der Aufnahme ſehr begünſtigt. Denn es wer-
den in unſeren Lungenbheilſtätten nur Tuberkulöſe aufgenom-
men, deren Krankheit ſich im Frühſtadium befindet und die
dadurch eine gewiſſe Gewähr für eine Heilung oder aber für
längere Erhaltung der Arbeitsfähigkeit im voraus bieten. Dies
alles als richtig und gut vorausgeſelzt, entſtehen aber gerade
daraus den Leitungen dieſer Heilanſtalten die Pflichten, mehr
und umfaſſender dafür zu ſorgen, daß alle Mittel, die den
Heilerfolg länger aufrechterhalten, wie dies der Fall wäre,
bei einer wahlloſen Wiederaufnahme aller früheren Lebens-
gewohnheiten der Patienien, angewendet werden. Das könnte
beſonders der Fall ſein bei einer ſich auf die Dauer der Kur er-
ſtreckenden Unterweiſung aller der in Frage kommenden, in den
Grundſätzen der Körperpflege und was damit zuſammen-
hängt, der Ernährungslehre hauptſächlich bei den in
den Heilanſtalten untergebrachten Frauen) und vor allem der
Hygiene des ehelichen Zuſammenlebens unter
beſonderer Berückſichtigung der Pflichten, die der Tuberkuloſe
gegen ſeine Ehegenoſſen, gegen ſeine Kinder hat.

Selbſtverſtändlich könnte ſich dieſe Unterweiſung nur auf die
elementarſten Formeln erſtrecken in dieſer Zeit, aber die
hygieniſche Erziehung, die doch bei unſeren heutigen
wirtſchaftlichen Verhältniſſen wohl den meiſten Erwerbstätigen
fehlt, könnte eine erhebliche und ziemlich wichtige Rente ge-
fördert werden. Und gerade bei dieſen Heilanſtaltsinſaſſen

wäre dies von großem perſönlichen und allgemein ſozialen
Vorteil.

Selbſtverſtändlich geben wir uns nicht der Täuſchung hin,
dadurch die Mißſtände vollſtändig beſeitigen zu können, die be-
ſonders in dem Zwang liegen, für dieſe Aermſten der Armen
nach ihrer Anſtaltsentlaſſung mit einer Tätigkeit zu befaſſen,
die oftmals einen geſunden, widerſtandsſähigen Körper zu
ſchwer wird, oder der in ſeiner ſchrecklichen Hohlheit für ſie in
dem Wort Arbeitsloſigkeit zuſammen zu faſſen iſt. Aber vieles
könnte der tuberkulöſe Arbeiter und die Arbeiterin nach dieſer
Richtung für den Einhalt ihrer Krankheit tun, wenn ihnen in
der Heilanſtalt der Weg gezeigt würde. Wir halten ganz be-
ſonders gerade den dortigen Aufenthalt für dazu geeignet, weil
der Kranke ſeine Gedanken mehr, wie dies unter den gewöhn-
lichen Verhältniſſen der Fall iſt, auf dieſe Dinge konzentrieren
könnte. Weiter aber auch als eine Gelegenheit, wie ſie ſich ſonſt
nicht bietet, die Patienten zu veranlaſſen, dem Unterricht oder
den Vorträgen beizuwohnen. Außerdem käme noch die Autori-
tät der Anſtaltsärzte ins Gewicht, die ſie ſich durch die Art der
Behandlung der Kranken verſchaffen, und zu dieſem Zwecke
ausnützen könnten.

Aber auch abgeſehen von den ſpäteren Vorteilen, müßte ſchon
das Zuſammenleben von hundert und mehr Kranken die Lei-
tung veranlaſſen, alles zu tun, um das gegenſeitige Verhalten
möglichſt in dieſem Sinne zu beeinfluſſen. Ganz beſonders
läßt aber gerade dieſes auf die Gewohnheiten und Gepflogen-
heiten vor der Kur folgern, aber auch, daß ohne eine ernſte
und planmäßige Aufklärung keine dieſer meiſt ſchädlichen Dinge
nach der Kur unterlaſſen werden wird. Aus all dieſen Grün-
den, und ganz beſonders wegen der leichten Uebertragbarkeit
der Tuberkuloſe, haben die Landesverſicherungé-
anſtalten die Pflicht der intenſivſten Aufklä-
rung, wie die Kranken das Recht haben, Unter-
weiſung über alle Vorbeugungsmaßregeln,
die der Laie anwenden kann, zu verlangen.

So wird in vielen Heilſtätten gegen die elementarſten Grund-
regeln der Vorbeugung, die in der Aufklärung liegen, ver-
ſtoßen. Der Kranke, der bei offener Tuberkuloſe, doch ſelbſt
die größte Gefahr für ſeine Nebenmenſchen iſt, hört während
ſeines Anſtaltsaufenthalts über dieſelbe nichts, oder aber ſo
wenig und dieſes wenige ſo zuſammenhanglos, daß er, wie
ſeine übrigen Leidensgenoſſen, ſich keine richtige Vorſtellung
von dieſer in ihm liegenden Gefahr machen kann.

Selbſtverſtändlich kann auch nachher von einem entſprechend
ſorgfältigen Verhalten dieſer Patienten den übrigen gegenüber
nicht die Rede ſein, und die Gefahr einer Tröpfeninfektion hat
in der Anſtalt, wie dann auch ſpäter, ungehinderten Lauf.
Hunderte von Beiſpielen aus dem Zuſammenſein bei Tiſch uſw.
in den Anſtalten könnte dies illuſtrieren. Die übergroße Mehr-
zahl der Patienten kennt eben nicht die Anforderungen der Vor-

Bestreben geleitet, unserer werten Kundschaft stets besondere Vorteile
haben Wir uns, wie in früheren Jahren, auch in diesem Jehre entschlossen,
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veugung uſw., ſie bleiben ihnen auch bei dem heutigen Syſtem
der Behandlung verborgen. Wie oft erheben die Vertreter der
Wiſſenſchaft ihre Stimme, um vor den Mundhöhlen als
Desinfektionsherden zu warnen. Aber bei den
meiſten, die ganz beſonders Urſache hätten, dieſe Warnungen
zu hören und die Ratſchläge zu befolgen, verhallen ſie un-
gehört.

Ein großer Teil der Patienten kommt ohne die nötigen
Kenntniſſe einer zweckentſprechenden Reinigung der Mund-
böhlen nach den Anſtalten. Viele ſind überhaupt nicht im
Beſitze von Zahnbürſten, andere gebrauchen ſie wieder in der
unvollkommendſten Weiſe. Aber kein Hinweis, keinen Finger-
zeig wird von den dazu berufenen Perſonen über dieſe ſo
wichtige hygieniſche Frage erteilt und doch wird ſich dem
Kranken gegenüber vielleicht nie wieder eine ſo vortrefflich ge
eignete Gelegenheit bieten, ibn in dieſer Frage zu unterweiſen.

Hier wäre ein Gebiet des Eingreifens der Landesverſiche-
rungsanſtalt. Jedem An kommenden müßte eine
Zahnbürſte geliefert, der richtige zweckentſprechende
Gebrauch veranlaßt werden. Und mancher könnte durch das
Wohldefinden einer gut gepflegten, reinlich gehaltenen Mund-
hböhle zum dauernden Gebrauch für ſich und ſchließlich ſeiner
Angehörigen veranlaßt werden. Die Koſten dieſer Maßregel
wären aber dem hygieniſchen Wert derſelben gegenüber ſo ge-
ring, daß es wohl nur des Hinweiſes bedarf, um ihre Durch-
führung zu veranlaſſen.

Das gleiche trifft für die Luft- und Waſſerabhär-
tung zu. Wie mancher könnte ſeinen Jnvaliditätseintritt
hinauszögern, wenn er plan- und zweckmäßig ſeine ihm zur
Verfügung ſtehende freie Zeit nach dieſer Richtung verwenden
könnte. Die Anwendung kalter Abwaſchungen werden ja zu
nächſt verordnet; wer aber weiß, wie widerwillig ſie vorge-
rommen werden, glaubt nicht an ein Fortſetzen nach der Heim-

kehr. Da wäre nun aber doch wieder der Anſtaltsaufenthalt
in faſt idealer Weiſe geeignet, dafür zu ſorgen, daß die Not-
wendigkeit der Fortſetzung derartiger Waſchungen begriffen
würde.

Gleich groß iſt aber auch das Jntereſſe der Landesverſiche-
rungsanfſtallken an der Verbreitung von Kennt-
niſſen über die für den Kranken zweckmäßigſte
Sonn- und Feiertagserholung.
ein Anknüpfungspunkt in den Anſtalten zur Erörterung dieſes
Themas, und beſonders eindringliche und anſchauliche Demon
ſtrationsmittel über die Schädlichkeit des Aufenkt-
halts in raucbh- und dunſtgeſchwängerten
Räumen beſitzt die Wiſſenſchaft ebenfalls.

Dies würde doch in vielen Fällen der Ausbeilung des Krank
heitsherdes ſehr guten Vorſchub leiſten können. Der Arzt müßte
nur in zweckmäßiger Weiſe ſeine Autorität als Geſundheits
lehrer in die Wagſchale werfen. Jn den verſchiedenſten Rich-
tungen wäre vorteilhaftes und ſogzial Notwendiges mit dieſen
beſprochenen Mitteln zu leiſten. Denn iſt nicht bei ſonſt gleich-
bleibenden Koſten, um nur noch auf eins hinzuweiſen, an der
Kleidung vieles zu ändern, was die Geſundheit günſtig

Wird aber in den Frauenheilſtätten, wo dies be-
ſonders wertvoll wäre, das Nötige in dieſer Richtung getan?
Nichts iſt davon bekannt geworden. Und doch tut auf allen
Gebieten der Hygiene Aufklärung bitter not.

Nach dieſer Richtung die Aufgaben der Heilbehand-
lung reformieren, wäre eine dringende Not
wendigkeit für unſere Jnvalidenverſiche-
rung.

Aber es ſcheint in den maßgebenden Kreiſen Angſt vor den
Folgen einer derartigen Aufklärung der immerhin beträcht-
lichen Zahl der in den Heilſtätten Behandelten vorhanden zu
ſein. Es iſt die Furcht vor der etwa dadurch gegebenen Ver-
anlaſſung zur „Begehrlichkeit“. Denn ein gewiſſenhafter Arzt
muß ſelbſtverſtändlich auch Exkurfſionen in das Gebiet der
Vorteilhaftigkeit einer richtigen Ernäh-rungsweiſe, als ein Vorbeugungs mittel be-
ſonders der Tuberkuloſe unternehmen. Sehr viele
der Patienten müßten aber ſehr bald die Notwendigkeit der
Verfügung über größerer Mittel, alſo höherer Löhne, einſehen,
und entweder, ſoweit ſie ſchon ihrer Organiſation angehören,
eifrigerere Hlaſſenkämpfer werden, oder aber ſich denſelben zur
Erlangung der Mittel zur Beſchaffung des Notwendigſten an-
ſchließen.

Einen Sozialmediziner oder -Hygiener können und dürfen

Häufig bietet ſich.

aber derartige Erwägungen nicht abhalten, das zu tun, was
zur Erreichung des Zwecks der Heilbehandlung durchaus not-
wendig iſt.

Die Koſten würden bei Durchführung dieſer Maßregeln ſich
vielmals wieder aufwiegen. Wohl werden die jetzt praktizieren
den Aerzte der Heilſtätten wegen der Größe ihres Arbeits-
penſums dieſe Aufgabe nicht mehr mit erledigen können, aber
für den Bereich einiger Landesverſicherungsanſtalten würde
die Anſtellung einer beſonders dazu geeigneten Kraft genügen,
die in der Zeitdauer der Behandlung der Patienten wohl jedem
derſelben das Wiſſenswerte vermitteln könnte, wenn das übrige
Perſonal jede Gelegenheit zur Unterſtützung nach dieſer Rich-
tung hin ausnutzen würde.

Wollen die Landesverſicherungsanſtalten ihrer ſozialen Auf
gabe auf dieſem Gebiete gerecht werden, ſo müſſen ſie vor allem
dafür ſorgen, daß der Tuberkuloſe die in der Anſtalt erlangte
Widerſtandskraft möglichſt lange erhält; aber auch alles kennt,
was er zur Ausübnung des Schutzes ſeiner Umgebung vor dem
in ihm wohnenden Menſchenfeind tun kann. Dazn gehört
aber, daß in den Heilanſtalten der Jnvalidenverſicherung alle
Gebiete der Hygiene einen ſtändigen Unterweiſungsgegenſtand
bilden. Dann brauchten keine, die Verſicherten ſchädigende Be
ſtimmungen über die Höhe der zu Heilanſtalten und ihren Ve
trieb verwendeten Mittel in der Reichsverſicherungsvrdunnng
niedergelegt zu werden. Dann wird mancher das entbehren
können, ohne Schaden zu leiden, was ihm auf Koſten ſeiner
und ſeiner Nmgebung Geſundheit nach den Beſchlüſſen der
Reichsverſicherungsordnungs- Kommiſſion entzogen werden
ſoll.

Aus den Hachbarkreſſen.
Zum Streik im Mitteldeutſchen Braunkohlenrevſer.

Endlich hat der Braunkohleninduſtrieverein die Sprache wie
der gefunden. Jn einer Zuſchrift an die bürgerliche Preſſe
verſucht er den Nachweis dafür zu erbringen, daß unſere Be-
hauptung, den Bergarbeitern ſei der Kampf von den Werks-
beſitzern aufgezwungen worden, nicht zutreffend wäre. Wir
ſollen eine völlige Verdrehung der Tatſachen geleiſtet haben.
Auch ſoll nach Anſicht der Werksherren die Streikleitung nie
an eine friedliche Löſung gedacht haben, denn bevor den Aus-
ſchüſſen eine endgültige Antwort erteilt worden ſei, wären die
Maſſenkündigungen vorbereitet worden.

Zunächſt läßt die Zuſchrift erkennen, daß die Werksherren
ein ſehr kurzes Gedächtnis haben, denn es müßte ihnen doch
bekannt ſein, daß die Organiſationsvertreter bereits am
15. März d. J., alſo gleichzeitig mit der Einreichung des Tarif-
vertrages um Verhandlungen nachgeſucht haben. Dieſem
Wunſche haben die Werksherren keine Folge gegeben es ging
den Organiſationen der Arbeiter die vom Braunkohlenindu-
ſtrieverein beſchloſſene ablehnende Antwort zu. Bevor nun die
Kündigungen vorbereitet wurden, fanden auf verſchiedenen
Werken Verhandlungen mit den Ausſchüſſen ſtatt. die aber be-
wieſen, daß die Werksverwaltungen für die Arbeiterforde-
rungen nur Hohn und Spott übrig hatten. Die Werks-
herren wollten die Verhandlung mit den Ausſchüſſen nur zur
Verſchleppung der Bewegung und Zerſplitterung der Arbeiter
benutzen. Hierdurch wurde die Srbitterung der Arbeiter auf
das höchſte geſteigert und wurde dann die Kündigung vor-
bereitet. Als ſich dann weiter durch die ſtattgefundenen Ver-
handlungen der Ausſchüſſe mit den Werksverwaltungen zeigte,
daß die Unternehmer unter keinen Umſtänden den Tarifvertrag
anerkennen wollten, wurde die Kündigung eingereicht. Aber
auch nach Einreichung der Kündigung wäre noch Zeit geweſen,
den Frieden zu erhalten, wenn die Unternehmer nur gewollt
hätten.

Daß die Organiſationsvertreter der Arbeiter eine friedliche
Löſung wollten, beweiſt die Anrufung der Bergbehörde. Die
Unternehmer haben auch in dieſem Falle ihren Herrenſtand-
punkt hoch gehalten. Jetzt verſuchen die Herren ihre ab-
lehnende Haltung zu rechtfertigen, indem ſie anführen, daß die
Vertreter der Bergarbeiterorganiſationen auswärtige Per-
ſonen und nicht Vertreter der Braunkohlenbelegſchaften wären.
Mit dieſem Vorwande haben die Herrn kein Glück, denn auch
hier hat ſie ihr Gedächtnis im Stich gelaſſen. Den Werksherren
iſt bekannt, daß die Bergarbeiter die Organiſationsvertreter
mit der Vertretung ihrer Forderungen betraut haben. Es iſt
ihnen dieſes bereits ſchon ſeit dem 16. März bekannt. Ob die

Aus der Komödie des Lebens.
Roman von Jonas Lie.

14 Nachdr. verb.Auf der Bank neben dem Rauchzimmer ſaß der Braunmantel
Unbeweglich ſtumm wie ein indiſches Götzenbild.

„Sie reiſen nach Benares?“ wandte der Photograph ſich
ploslich an ihn.

Der andere nickte.
„Und Sie waren voriges Jahr auch dort
Abermaliges Nicken.
„Hm Sie beabſichtigen wohl eine Reiſe um die Erde zu

machen!“
„Hm es iſt nun das ſiebente Mal!“
„So hm
Na ihias Wiig blies gedankenvoll den Tabaksrauch von

h.

„Es mag ja auch eine Art ſein, ſich die Zeit zu vertreiben!“
„Nein es iſt keine Art keine Art zu leben es iſt eine

Art unglücklich zu ſein!“
Der Vraune ſaß da und ſtarrte nachdenklich vor ſich hin.
„Man trinkt ſeinen Morgenkaffee, läßt ſich raſieren, nimmt

das Frübſtück und das Diner ein, ruht ſich aus und geht ſpa
zieren, bis man den Tag zu Ende gebracht hat. Ah wenn
man nur eine einzige Stunde auf dieſe Weiſe mit der Uhr
in der Hand totſchlagen könntel Und zu wiſſen, daß man
vierzehn, fünfzehn ſolche Stunden hat, bis man endlich ſoweit
iſt, den Reſt des Tages verſchlafen zu können!

Wan ſtellt die Stiefel zum Wichſen vor die Tür und unter-
ſucht drinnen alle Haken und Winkel auf die Möglichkeit hin,
ſich zu erhängen!“

„Aber ſo gehen Sie doch an Land, Menſch! Mieten Sie ſi“
eine Wohnung oder kaufen Sie ſich ein Haus, da Sie doch die
Mittel dazu haben

„Was würde das helfen? Jch käme deshalb doch nicht aus
dem cwigen Kreislauf heraus! Es ſind dieſelben vierund-
zwanzig Stunden an Land wie an Bord! Nur eine andere
Art!“

Mathias machte eine bezeichnende Bewegung mit der Hand
über die Brüſtung hin.

„Mich über Bord werfen, meinen Sie? Ja, glauben Sie
denn, ich hätte das nicht überlegt?“ erwiderte der andere mit
melancholiſchem Kopfſchütteln. „Das war ja eigentlich der
Grund, weshalb ich reiſte. Jch glaube, ich hätte das ganze
Meer in Reſferve, wenn ich dieſes Daſein von mir werfen
wollte l“

„Nun und Mathias hatte ſelbſt oft genug an dieſem
Abgrund geſtanden. Es freute ihn, den Fiſch zappeln zu ſehen.

„Oh ich bin davon abgekommen ganz davon abge-

zum Beiſpiel eine Vorſtellung wie die, daß man unter die
Schaufeln der Propeller geraten und zerſchlagen und halb zer-
ſchmettert im Kielwaſſer auftauchen könntel Oder daß einem
ein Rettungsbö zugeworfen würde, und daß man nun da in
der Unſicherbeit im Waſſer läge und eine letzte Wahl zwiſchen
Leben und Tod treffen ſollte! Jch habe das alles überlegt und
ſtudiert auf einer Reihe transatlantiſcher Linien. Aber ſeit ich
die Rückenfloſſen des Hais geſehen habe, bin ich davon abge-
kommen!“

„Da bleiben Sie alſo lieber an Bord!“ ſpottete
Wiig.

„Aber derſelbe Grundgedanke“, fuhr der Braune fort, ohne
den Hohn zu beachten, „zittert und lebt in jedem Menſchen,
deſſen Tag in Nacht verwandelt iſt der die Finſternis im
Blick hat und alles grau ſieht! Für den die Sonne iſt wie
eine gedämpfte Lampe und dem die Tage ineinander fließen
hinaus in die große Schwermut!“

Mathias ſah ihn plötzlich an.
„Und Sie reiſen jest nach Benares?“ wiederholte er.
„Ja weshalb nicht? Man reiſt und berauſcht ſich an dieſem

runden Globus, der ſich Erdkugel nennt. Es iſt wie das
ganze Daſein im Ring ſeiner ewigen Wiederholung

„Und wir ſind des Daſeins Narrenl!“ ſtieß er hervor, indem
er ſeine Uhr nahm, ſich die Kette um die Hand wickelte und
langſam dadon trottete.

Vierter Tag.
Am Vormittag war man in eine andere Windrichtung ge-

raten, die es geſtattete, die Fahrt mit allen Segeln zu unter-
ſtützen.

Bisher war der Wellengang ziemlich ſtörend von ſeitwärts
gekommen; jetzt wurde er leichter

Mit Maſchinen- und Handkraft wurden die ſchweren Tücher
aufgezogen und gehißt.

Das wimmelnde Leben, die Kommandorufe, der haſtende
Schwarm von Matroſen wirkten als Abwechſlung. Das Auge
hatte endlich etwas anderes zu ſehen den Atlantiſchen Ozean
mit ſeinen Höhen und Tiefen und gewaltig ſchäumenden
Mähnen, der hinterher rollte wie eine wilde, gierige Bran-
dung, die mit tauſchend ziſchenden Zungen fortwährend nach
dem kampfgewoltigen, raſch dahineilenden Schiff züngelte, um
immer wieder in den Abgrund der Schrauben gezogen, gezerrt
und in ihm zerſchmettert zu werden, ohne es jemals zu er-
reichen!

Der veränderte Kurs hatte mancherlei im Gefolge, von der
Tatſache an, daß man in ſeiner Koje eine andere Lage ein-
nahm oder die Wellen oben auf dem Deck von einer anderen
Seite wirbeln ſah, bis zu der Hoffnung, daß man ſo und ſo
viele Stunden früher ankommen konntel“

Kurzum eine Veränderung!
Die mancherlei Gelegenheiten zur Zerſtreuung wurden heute

weniger benützt.

Nathias

Organiſationsvertreter aus Weſtfalen oder ſonſtwo her ſind
hat damit gar nichts zu tun. Wir ſtellen deshalb nochmals
feſt: die jetzt im Streik ſtehenden Arbeiter und deren Organi
ſationen haben kein Mittel unverſucht gelaſſen, um eine fried
liche Löſung herbeizuführen. Der Kampf iſt nur entbrannt,
weil die Werksbeſitzer jedes Entgegenkommen abgelehnt haben.
Wir können deshalb mit Fug und Recht ſagen, daß den Ar
beitern der Kampf aufgezwungen wurde.

Jn dem Artikel wird dann weiter geſagt, daß im ganzen
5660 im Streik ſtehen und daß das Mitteldeutſche Braun
kohlenſyndikat ſeine Abnehmer noch befridigen könne. Zu
einer BVetriebseinſtellung ſei es nirgends gekommen.

Wir können hier dem Braunkohleninduſtrieverein den uns
zu Unrecht gemachten Vorwurf der Verdrehung der Tatſachen
zurückgeben. Uns iſt bekannt, daß ſich auf mehreren indu-
ſtriellen Werken bereits ein Mangel an Kohle bemerkbar macht.
Es muß alſo mit den ſo oft betonten „großen“ Vorräten auf
den Werken nicht weit her ſein. Daß es ſo kam, mußte jeder
vernünftige Menſch voraus ſehen, denn der Kern der Beleg-
ſchaft, die kräftigen Arbeiter, ſind in den Ausſtand getreten.
Dieſe Zahl wird täglich größer. Jmmer mehr ſehen
es auch die noch arbeitswilligen Leute ein, daß ſie eine un
würdige Rolle ſpielen. Die von den Werksherren herangeholten
fremden Arbeiter ſind nicht in der Lage, die Arbeit zu ver-
richten, die die Streikenden geleiſtet haben. Auf mehreren
Gruben kann der Betrieb nur ſcheinbar aufrecht erhalten wer-
den. Kontoriſten, Beamte u. ſ. w. müſſen in der Kohle arbeiten.
Wirkliche Bergarbeiter ſtehen nur vereinzelt auf den Werken.

Jn der Zuſchrift wird dann ferner behauptet, daß unſere
Mitteilung, auf Grube Marie in Deuben ſei eine wöchentliche
Lohnzulage von 1,36 Mk. verſprochen worden, eine glatte
Lüge ſei, demgegenüber können wir auf Grund unſerer Nach-
forſchungen die „glatte Lüge“ mit voller Berechtigung zurück-
geben. Die Streikleitung hat es nicht notwendig, mit Unwahr-
heiten zu operieren, ſie überläßt dies den Leuten, die es von
jeher im Solde der Unternehmer geübt haben, ſo daß es ihnen
ſchließlich zur Gewohnheit wurde. Unſerer „glatten Lüge“
können wir übrigens eine neue hinzufügen: Auf der Bruder-
zeche in Kriebitzſch hat der Steiger Mai den Maſchiniſten
und Heizern 30 Mark Wochenlohn geboten, wenn ſie wieder
anfangen würden.

Zum Schluſſe heißt es dann in dem Unternehmerartikel, daß
ſich die Streikleitung die größte Mühe gebe, die Solidarität
der Unternehmer zu durchbrechen. Wer zwiſchen den Zeilen zu
leſen verſteht, kann ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß es
mit der berühmten Solidarität der Unternehmer nicht weit
her iſt. Sicher iſt, daß mancher Unternehmer recht gerne eine
Einigung mit den Arbeitern herbeiführen möchte. Er darf
jedoch nichts unternehmen, weil der Unternehmerverband es
nicht will. Sieht dies nicht auch nach Terrorismus aus.

Merſeburg. Der Sozialdemokratiſche Verein hält
morgen, Donnerstag, den 18. Mai, abends 8 Uhr, eine Mit
gliederver ſammlung ab. Genoſſe Dreſcher wird ſeinen Vortrag
über das Parteiprogramm fortſetzen, außerdem ſollen, wie aus
dem heutigen Jnſerat erſichilich iſt, verſchiedene Berichte gegeben
werden. Ein guter Beſuch iſt deshalb notwendig.

Schkeuditz Aus dem Gewerkſchafts-Kartell. Die
Quartalsabrechnung des Bezirksſekretariats wird den Deligierten
zur Kenntnis gebracht. Der Diſtrikt Modelwitz des Sozialdemo-
kratiſchen Vereins fordert die hieſigen Genoſſen zur energiſchen
Unterſtützung des Lokalkampfes auf. Einer Reſolution, in der
zum Ausdruck gebracht wird, alle Maßnahmen zu ergreifen, welche
zur Beſſerung in dieſer Sache führen, wird zugeſtimmt. Alle
Lokalboykottbrecher ſollen von der Lokalkommiſſion dem Kartell
gemeldet werden; hier wird das weitere veranlaßt werden. Jm
die Kommiſſion, welche die Vorarbeiten zum Gewerkſchaftsfeſt zu
treffen hat, werden die Genoſſen Fiedler, Tranutwein, Hundt und
Juriſch gewählt. Die Maimarken für diejenigen Genoſſen, welche
am 1. Mai gearbeitet haben, ſind beim Genoſſen Pätzold zu haben.
Ein Zweifelsfall bezüglich der Abführung des Tagesverdienſtes,
ſoll der Partei zur Benurteilung überwieſen werden. Es wurde
mitgeteilt, daß von den noch ausſtehenden zwei Sammelliſten für
die ausgeſperrten Kürſchner eine verſchwunden ſei. Das Sammel-
liſtenunweſen wird ſcharf gerügt und angeregt, für derartige Fälle
Marken anfertigen zu laſſen. Es fehlten entſchuldigt Hermann
unentſchuldigt Häniſch, Thiele, Ruſche.

Papitz. Selbſtmord auf den Schienen beging am Sonntag früh
der Arbeiter Schlegel von hier. Zwiſchen Schkeuditz und
Lützſchena wurde der Bedauernswerte, auf dem Gleiſe liegend, mit
r weltertem Kopfe aufgefunden. Näheres konnte nicht ermittelt
werden.

Sogar der Affe im Käfig auf dem Verdeck hatte nicht das ge-
wohnte Publikum, dem er ſeine Grimaſſen und Sprünge und
Purzelbäume vormachen konnte.

Jolo war ſehr eitel und infolgedeſſen heute, bei dem totalen
Mangel an Zuſchauern, in ſehr ſchlechter Laune. Er hatte ſich.
müde dieſer undankharen Welt, in einen Winkel des Käfigs
zurückgezogen und rüttelte nur ab und zu wütend am Gitter.

Eben kam Mary Johnſon, heiter und lachend, und raſchelte
mit ihrem Pompadour, der zufällig mit Nüſſen und allerhand
Näſchereien von Deſſert gefüllt war.

Sie verſuchte ihn mit einer Nuß und dann mit noch einer
aber Joko ſah nur mit Fauchen und Ziſchen und Zähne-

fletſchen, wie ſie ſich bemühte, ihn zu ſich zu locken.
Marv fühlte fich verlet und verſchmäht.
Aergerlich ſah ſie ſich um. Glücklicherweiſe war der Schwarz-

artige weit des auf der anderen Seite des Decks. Sie
g. e wobl. Daß er ſie geſehen hatte, und daß er nur zum

chein wach den Matroſen in der Takelage ſah. Er hatte
wohl von geſtern noch genug!

Sie verſuchte Jolo mit neuen Herrlichkeiten.
r die ſie ihm zuwarf, verſchmähte er allerdings

nicht er Hing ſie behende auf, verhielt ſich aber immer gleich
biſſig und zornig ihren ſüßen Worten und Lockrufen, näher
zu fommen, und ous ihrer Hand zu freſſen, gegenüber.

Aber er ſollte nachgeben er ſollte kommen und nehmen.
Jolo wandte ihr einſtweilen ſchamlos ſeine wenigſt galaute

e n e leuchteten giſtig, während er ſeitwärts
ach ihr Linſchielte und mehr und mehr mit der Ve chnpſte. d nd mehr mit der Verjfuchung
Pary ſchwatzte und lachte mit ihm und ließ einen wunder-

vollen großen roten Bonbon im verführeriſchen Licht ſpieten.
genſcheinlich ging ein wachſender Kampf im Jnnern des
Dieres vor ſich, der bis zu unkerdrücktem, dumpfem Knurren
Dre Und jetzt nach einem letzten Zögern, ſtürzte er in
v en Zorn nach dem Gitter und ſchnappte nach dem Vonbon.

Warhy ſtieß einen Schrei aus.
en Tier hatte ſie in den Finger gebiſſen und ſie hielt das

m unter ſachtem Schütteln in die Höhe.
e itzesſchnelle war der Schwarzbärtige an ibrer Seite.
r hat Sie gebiſſen!“ rief er heftig
be ſie ſich beſinnen konnte, hatte er ihr iſr c H gariund ſog das Blut aus. e e nd ergr ſten

er deſarertg Biß kann giftig ſein!“ erklärte er.
Dann Wuſch er de gwarter raſch Waſſer herbeizuſchaffen.

und belaoſte dic Hand wieder und wieder und trognete
e e ſie vorſichtig mit ihrem feinen kleinen Taſchen-
er r nahm er aus ſeiner Brieftaſche Heftpflaſter,Zuleri nd geſchidt auf die Wunde legte.

Zu ot er ihr den Arm und führte ſie ſorglich zu den
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Eltern hinab, wo er ihr nach k äwo urzer Erklärunnen verordnete, ein Glas Wein zu trinken J de worgekale

(Fortſetzung folg



itz. Die nächtliche Haſenjagd des Anb.
ſtaltsſekretärs Oskar Haring von hie
ivts haben, beſchäftigte geern die
der Nacht vom 14. zum 15. Januar kamen drei hieſige Arbeiter
von Schkeuditz und ſahen an der Landſtraße in der a des
Rittergutes einen Haſen laufen. Bald darauf vernahmen ſi

„Klappen einer Tür und das Gewimmer eines Haſen. Die Klage
laute kamen vom Haringſchen Grundſtücke her und die Arbeiterliefen dorthin um z ſehen was paſſiert ſei. Die drei bemerkten

dort den Anſtaltsſekretär und deſſen Frau am Haringſchen Garten
und verlaugten, daß man ihnen den Haſen zeige, der ſoeben hier
„gequäkt habe. ring ſoll darauf geſagt haben: „Was, einen

aſen „Jawohl, wir wollen den Haſen ſehen!“ ſagten bie drei
Irbeiter, die noch weiteres Klagen des Haſen hörten und bemerkten,

wie Frau Haring am Zaune niederkauerte und ihre Kleidung auf
fällig weit ausgebreitet hatte. Als ſich Frau H. dann auf einmal
erhob, jammerte der Haſe unter ihren Kleidern hervor. Die
Arbeiter vermuteten nun, daß der Haſe durch eine Schlinge ge
fangen worden ſei und rieten, das wimmernde Tier doch tot zu
ſchlagen, damit es von ſeinen Qualen befreit werde. Als dies
dann geſchehen war, erklärte Haring in unnötiger Aufregung, er
habe nicht etwa gegen das Jagdgeſetz verſtoßen, ſondern nur mit
ſeinem Stock nach dem Haſen geworfen, der dann. in ſeiner Angſt
gegen den gelaufen ſei und dabei jedenfalls das Rück
grat gebrochen habe. In ſeiner Unüberlegtheit zeigte Haring den
drei Arbeitern ein Loch in der Gartenmauer, durch das die
„Viechers“ immer hindurchkämen und ihm in ſeinem Garten die
Bäume annagten. Aus Aerger über den ihm zugefügten Schaden
habe er die Tiere am betreffenden Abend aus ſeinem Garten
hinausgejagt.

Die Angaben und Beteuerungen Harings erſchienen ſehr be
denklich; denn wenn er verhüten wollte, daß die Haſen in ſeinen
Garten liefen, hätte er das verfängliche Loch ja nur zumauern
laſſen können. Auf alle Perſonen, auch auf die Jagdaufſeher
machte das Loch aber den Eindruck, als wenn es künſtlich angelegt
worden ſei. Haring beſtritt dies und ſagte, das Loch ſei verſehentlich
von einem Knecht mit einem Pfluge in die Mauer geſtoßen worden.
Die Sache kam ſchließlich zur Anzeige und H., wie deſſen Frau
erhielten Anklagen wegen Jagdvergehens bezw. Begünſtigung dazu.
Das Schkeuditzer Schöffengericht kam aber zur Freiſprechung.
Hiergegen legte der Staatsanwalt Berufung ein, der das Ehepaar
des Jagdvergehens zur Nachtzeit für ſchuldig hielt und gegen die
Eheleute 100 bezw. 20 Mk. Geldſtrafe beantragte. Der Angeklagte
wollte in jener Nacht mit ſeiner Frau einen Spaziergang im
Mondſchein gemacht und die Haſen nur beim Eintreffen auf ſeinem
Grundſtück zum Garten hinausgetrieben haben. Seine Frau habe
nicht auf dem Erdboden gekauert, um den Haſen zu verdecken,
ſondern um ſeinen Klemmer zu ſuchen, den er bei der Lauferei
verloren habe. Mit Schlingen habe er niemals vperiert und ge
tötet habe er den Haſen ſchließlich nur „aus Mitleid“. Die Be-
weisaufnahme fiel für H. nicht beſonders günſtig aus, infolgedeſſen
er verſuchte, die Sache auf politiſches Gebiet hinüberzuſpielen. Er
ſagte nämlich, die Einwohnerſchaft von Papitz ſei wegen der Prozeß-
angelegenheit mit der Außenbahngeſellſchaft ſehr voreingenommen
gegen ihn; die vernommenen Belaſtungszeugen wären Sozial
demokraten und die ſozialdemokratiſche Preſſe habe ihn wieder
holt angegriffen. Die gemeinten Zeugen erklärten aber, daß ſie
vor dem zur Anklage ſtehenden Geſchehnis niemals mit dem An-
geklagten oder deſſen Frau etwas zu tun gehabt hätten.

Das Gericht kam nach längerer Beratung zur Verwerfung der
Beruſung des Staatsanwalts mit der Begründung, es laſſe ſich
nicht von der Hand weiſen, daß gegen den Angeklagten eine Reihe
Verdachtsmomente vorliegen, aber es ſei auch möglich,
daß ſeine Darſtellung richtig iſt.

Obereichſtedt. Blutvergiftung. Beim Schlachten einer
kranken Kuh kam der Fleiſchermeiſter Schumann mit den Händen
einem Pickelchen im Geſicht zu nahe. Es bildete ſich daraus eine
Geſchwulſt, die ſich ſo raſch verſchlimmerte, daß Sch. in der
Halleſchen Klinik ſtarb.

r, worüber wir bereits be
Ueſche Strafkammer. Jn

Voßzleben. Fort mit r Die leidigeUnſitte, zum Feueranmachen eur zu verwenden, hat wiederum
ein Opfer gefordert. Die Tochter Kaufmanns Hilpert goß
Petroleum auf die noch glimmende Aſche. Die aufſchlagende
Flamme brachte ſofort die Petroleumkanne zur Exploſion undhüllte die Unglückliche in ein Fenermeer. Die den größten Teil
des rpyrs bedeckenden Brandwunden führten am anderen Tage
zum Tode.

Eisleben. Die öffentlichen Jmpfungen für den Stadt-
bezirk finden an folgenden c ſtatt: am 20., 27. Mai ſowie
am 7., 10. 14., 17. und 21. Juni. Sie beginnen nachmittags
3 Uhr im Saale der Grabenſchule. Jmpfarzt iſt Herr Dr. Schröck.

Helfta. Aus der Parteibewegung. Trotzdem unſeren
Genoſſen am Orte ſeit längerer Zeit kein Lokal zur Verfügung
ſteht und ſie gezwungen ſind, ihre Verſammlungen in einer Privat
wohnung ab ha ſind dieſelben immer ziemlich beſucht. Auch
die am letzten Sonntag abgehaltene Verſammlung, in welcher
Genoſſe Deichler den politiſchen Monatsbericht gab, verlief an
regend. Eingehend wurde der Fall Liebknecht und die Mißhandlung
der ReichsVerſicherungsordnung im Reichstage behandelt.

Oeſte. Ueber die Schreckensziele der Sozialdemo-
kratie ſpricht am nächſten Sonntag nachmittag im Gaſthof zum
Schützen der ſozialdemokratiſche Kandidat für den a
Mangsfeld, Genoſſe Adolf Hoffmann aus Berlin. Wir hoffen,
daß vor allem die Mitglieder des Reichsverbands gegen die
Sozialdemokratie ſich an der Verſammlung beteiligen, denn freie
Ausſprache iſt zugeſichert. Wenn alſo die Verbandsgrößen nicht
als feig bezeichnet werden wollen, müſſen ſie ſchon dem Referenten
offen entgegentreten und nicht nur hinterrücks hinter verſchloſſenen
Türen und in den Sudelblättern.

Jn Erdeborn findet die Verſammlung am Sonntag abend
ſtatt. Hoffentlich werden auch die Sozialiſtentöter aus der Gegend
von Oberröblingen die Verſammlung beſuchen.

Dankerode. Ein „ehrlicher“ Pferdekauf. Am
7. April kam der Handelsmann Liebing von hier zu einemRoßſchlächter in Nordhauſen, um ein Pferd zu kaufen. Da
L. kein Geld hatte, verlangte der Verkäuſer, daß er ſich von
dem Dorſfſchulzen eine BVeſcheinigung ausſtellen laſſe über ſeine
Vermögensverhältniſſe. Am anderen Tage lief die Beſcheini-
gung prompt ein und der Kauf wurde abgeſchloſſen. Als der
Zahlungstermin herankam, ſtellte es ſich heraus, daß L. die
Beſcheinigung ſelbſt geſchrieben hatte. Der Peferdebeſitzer
wurde natürlich um den Kaufpreis betrogen. Dieſer eigen-
artige Pferdekauf brachte dem Handelsmann drei Monate Ge-
fängnis ein, die ihm die Nordhäuſer Strafkammer zudiktierte.

Bitterfeld. Von der Raffgier des Kapitalismus.
Einem Gerücht nach, beabſichtigen die Siemens-Schuckertwerke
den einzigen in der Nähe von Bitterfeld beſindlichen Wald, die
Goitzſche, anzukaufen, um die darunter ſtehende Braunkohle
auszubentem. Wie wir hören, ſollen dafür acht Millionen Mark
an den Forſtfiskus bezahlt werden. Es wäre aufs tiefſte zu be-
dauern, wenn das Projekt verwirklicht würde, da ſchon jetzt dies
Stückchen Wald für Bitterfeld mit ſeiner giftgeſchwängerten
Atmoſphäre die einzige Erholungsſtätte iſt. Schon ſo manche
Naturſchönheit fiel der unerſättlichen Ausbeutegier zum Opfer,
wenn unter der Erdoberfläche Schätze gewittert wurden, unbe-
kümmert darum, was das für die Menſchheit für Wirkung hatte.
So iſt Bitterfeld zu einer einzigen großen Gifthöhle geworden,
der man anſcheinend jetzt das letzte zur Erholung geeignete
Plätzchen nehmen möchte. Das einzig Gute wenn auch nicht
für die Bevölkerung von Bitterfeld wird ſein, daß die Aktien
der Siemens-Schuckertwerke recht rapid in die Höhe gehen.
Hoffentlich iſt in dieſer Sache noch nicht das letzte Wort geſprochen.
Auch die ſtädtiſchen Behörden dürfte der Plan inſoweit intereſſieren,
daß ſie in nächſter Zeit hierzu Stellung nehmen. Wir wünſchen,
und das iſt wohl der Wunſch des größten Teils unſerer Bevölke-

rung, daß ſie in recht energiſcher Weiſe für die Erhaltung der
Goitzſche eintreten.
„Roitzſch. Die Gemeinbevertreter beſchäftigten ſich in
ihrer lehten Sitzung mit einem Antrage der Gaſtwirte Kirch-
heim, Schmidt und Schaaf. Die drei Wirte verlangten
nichts weniger als Erlaß der Vergnügungsſteuer bei
öffentlichen Tanzluſtbarkeiten während der Dauer
des Lokalboykotts. Nach längerer Debatte wurde der Antrag
mit allen gegen die Stimmen der dritten Abteilung angenommen.
Man hat ſich alſo nicht geſcheut, behördlicherſeits in den Kampf,
den die Arbeiterſchaft um ihre Gleichberechtigung zu führen ge
vungen iſt, einzugreifen. Der Beſchluß muß den heftigſterden aller Steuerzahler hervorrufen, für die rechtlich denkende

evölkerung aber ein Anſporn ſein, der Sache der Arbeiterſchaft
dennoch zum Siege zu verhelfen. Die Ueberlaſſung von Ge-
meindeland an Herrn Frauenhahn wurde abgelehnt. Die nicht
abgehobenen Jagdpachtgelder verfallen der Gemeindekaſſe. Die
Reinigung des großen Teiches wurde abgelehnt. Beſchloſſen
wurde dann noch die Einführung einer Umſabſteuer für Acker-
und Grundſtücksverkäufe; erhoben werden Prozent vom Umſatz.
Auf Antrag der Vertreter der dritten Klaſſe wurde beſchloſſen,
die kleinen Verkäufe bis 5000 Mk. ſteuerfrei zu belaſſen.

Delitzſch. Ueberfahren und getötet wurde in Zſchortau
der Müllergeſelle Gutwaſſer von ſeinem Geſchirr. Der Geſelle
fuhr mit einem mit Brot beladenen Wagen die Dorfſſtraße entlang,
als plötzlich die Pferde durchgingen und G. ſo unglücklich vom
Wagen ſtürzte, daß ihm die Räder über den Kopf gingen. Der
Tod war auf der Stelle eingetreten.

Eilenbkurg. Die von den Streikbrechern verübten
Krawalle hatten ſich während der Ausſperrüng derart gehäuft,
daß ſich ſogar einige organiſierte Arbeiter zu bedauerlichen Un-
bedachtſamkeiten hinreißen ließen. Wir teilten mit, daß bei einem
ſolchen Krawall in der Racht zum 24. März der Arbeitswillige
Pilarski ſchwerverletzt worden ſei. Als Täter wurden bald
darauf die Arbeiter Lieder, Schlegel, Klanß, Buſch und
der Tiſchler Hagage ermittelt und in Unterſuchungshaft genommen.
Am geſtrigen Dienstag hatten ſich die fünf Arbeiter vor der
Torgauer Strafkammer zu verantworten. Es wurden verurteilt
Karl Lieder zu 1 Jahr 6 Monaten, Paul Schlegel zu 1 Jahr,
Paul Bnſch, Oswald Haage und Otto Klauß zu je 6 Monaten
Gefängnis. Wir haben bereits beim Bekanntwerden des Vor
falls auf das entſchiedenſte bedauert, daß Arbeiter im wirtſchaft
lichen Kampfe zu Mitteln greifen, die bisher ausſchließlich die von
Polizei und Unternehmertum gehätſchelten Arbeitswilligen prakti
zierten. Die Verhandlung bewies aufs neue, daß durch derartige
unüberlegte und keineswegs gutzuheißende Schritte der Sache der
Arbeiterſchaft ein ſchwerer Schlag verſetzt wird. Jm Jntereſſe
der Arbeiterbewegung wäre nur zu wünſchen, daß das empörende
Auftreten der Scharfmacher, ihrer uniformierten und arbeitswilligen
Schützlinge, und wenn es manchem das Blut noch ſo ſehr in
Wallung bringt, mit ſolcher Ruhe und Gelaſſenheit betrachtet
würde, wie es jetzt beim Streik der Braunkohlenbergarbeiter der
Fall iſt. Das drakoniſche Urteil zeigt uns, wohin die Fahrt geht.

Düben. „Bad Düben.“ Die hieſigen Spießer klagen in
letzter Zeit recht herzbewegend über ſchlechten Geſchäftsgang.
Um dem abzuhelfen, wollen ſie Düben zu einem Weltbad
machen. Die Vorbereitungen ſind im vollſten Gange, denn
die letzte Stadtverordnetenverſammlung hat kurzerhand die
Errichtung eines Moorbades beſchloſſen. Es iſt gleich eine
größere Anſtalt mit 16 Badezellen vorgeſehen. Hoffentlich er-
leben die unternehmungsluſtigen Dübener keine Enttäuſchung.

Brücken. Der Typhus iſt unter den ruſſiſch-polniſchen Sai-
ſonarbeitern des Rittergutspächters Becker ausgebrochen. Die
Ausländer wurden dem Krankenhaus in Roßla zugeführt. Die
gefährliche Krankheit hat bereits einen großen Umfang angenommen.

(Fortſetzung des provinziellen Teiles in der erſten Beilage.)

Mitteilung
Das von mir lange Jahre erfolgreick gefihrte

ging durch den fr
Hände äber.

Ich habe nun
ich meine beiden Söhne

Leipsigerstrasse I6 gegenüber der RFitterpassage)
ein allen Anforderungen der Neuseit entspreckendes erstklassiges Sckhukwaren-

Schuhwaren-Detailgeschäft
önhgeitigen Tod meines Soknes Oskar Oeklschläger in fremde

kente die Ehre, Sie davon in Kenntnis u setsen, dass
Johannes und Prits Oehlschläger veranlasst habe

Spenialgeschäft unter der Firma
Gebrüder Oehlschläger

eineurichten. Pie Eröffnung erfolgt morgen
Persöulich werde ich dem neuen Duter nehmen mit meiner se it Fakraeßnten

in Halle hinreichend bekannten fackmännischen Erfakrung in ausgiebigster

Weise aur Seite ſtehen.
Ich bitte das mir lange Fakre in so woklwo Ilender Weise entgegengebrackte

grosse Vertrauen aunumehr wieder meinen Söhnen susuwenden, wofür ick im

Voraus verbindlickst danke u aelckhne mit

voraüglicher Hochacktung

Fviedrich Oehlschläger
Halle, Schancerstrasse I4-



Angelegenheiten

hochfeinſte MolkereiButter,

Dirextor u. Besitaer: Paul Biöthgen.

TVaglich, 2bends Anfang S Uhr
e Herren von Hauxim“

Operettenposse v. Julins Fround. Musik v. Vict. Holländer.

ist das Webol der jetzigen Zeit. Wollen Sie
sparon, so sparen Sie am richtigen Fleck. Im
Kauftaus er Herren -Behleidung, G. m. b. f.

finden Sie zu bekannt billigen Preisen ein
grosses Lager in neuen verliehen gewesenen

re und getragenenh Paletots, Vster, Anzögen, Hosen etc.
Patetots vu. 8, 12, I8 67äge t. 79, 18, 20
Frack Bad Geselschals Atzüge werden biligs! verbedss.

v Halle a. S., 11 2 gr. Schaul.

Sorialdemokr. er

Donnerstag d. 18. Mai abds. 8/2 Uhr i. d. Kaiſer Wilhelmshalle

mMitglieder-Gersammlung.
Tagesordnung:Fortſetzung des Vortrage über das arten Ref.:

Gen. Drescher. 2. Bericht vom 3. Q: rartal. 3. Bericht des Mai-
komitees. 4. Bericht des Bildungs Ausſchuſſes. 5. Vereins-

Achtung Die Vorſtands mitglieder haben ſich um

einer Sitzung einzufinden.
Der VorstandFemeinschafſſ. Ortskrankenkassse

(ler Stadt Mersehburg.
Dienstag den 23. Mai 1911, abends Se Uhr,
im Reſtaurant „Gute Quelte“:

l

Moentliche Genergl-Verſommlung.

Tagesordnung:
Bericht der Rechnungsreviſoren.
Beſchlußfaſſung über die Abnahme der Jahresrechnung
für das Jahr 1910.

3. Jahresbericht.4. Bericht über den Krankenkaſſenkongreß in Berlin.

Die Vertreter werden zu recht zahlreichem Er-
ſcheinen ergebenſt eingeladen.

Merſeburg, den 10. Mai 1911.
Der Vorstan.

eDAMP h
e

Thiele, Vorſitzender.

Vorzügliche, garantiert
reinschmeckende Natur

Spareel-Butter Pfd. 116.

Pfund Stück 58 Pf.

Marke Kleeblatti Pfd.Stück 69.

Jede Garantie für Reinheit!
Stets frische Ware!

F. H. Krause

7 Uhr zu S

Sondler-Angehot. T

Schürzen
Miederschürzen v r. 95 e.

e
Blusenschürzen gestreift und tärkiseh 125

Prinzesschürzen v vienden garniert I99

Hausschürzen 95
Tändelschürzen Sie. 65
Tändelschürzen u n 30 r.

2 Mädchen -Schürzen Knaben-Schürzen
in allen Grössen mit Borte u, Bildern

enorm billig.

M. Sehneider.
5 o RabattLeipzigerstrasse 94.

4 V

Rucksächke.
Bei der Zusammenstellung unseres Sortiments

haben wir jedem Wunsche Rechnung getragen.

Sie finden eine Spezial-Ausstellung in unserer Passage 2

I 0Wir legen besonderen Wert auf wasser- n l
dichte leichte Stoffe u. gute Verarbeitung. 0 0 L.

öb iden. Verein fur Halle 16.

und den Saalkreis.
Donnerstag den 18. Mai abends 8'/, Uhr im Volkspark, Burgſtraße:

Mitglieder Verſammlung
Tagesordnung:

1. Wahlpolitik und revolutionärer Klaſſenkampf.
Referent: Redakteur Genoſſe Hennig Halle a. S

2. Vereinsangelegenheiten.

Einen recht zahlreichen Beſuch ſeitens der Mitglieder erwartet

Der Vorſtand.
Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. R Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt.

Ahtung! Golferode, m r n
itagr De eWrbeiten- Rat fein Froten u S Wie zu Hause e

en S g speisen Sie 5ſein diesjähriges garſofah Kreiſen 7 7
verbunden KOrfjofahren,öküftunggfeſt, n hen an dal e. s im Volkspark.

Von mittags i Uhr: Empfang auswürtiger Vereine. a D
Alle Freunde und Gönner ſind freundlichſt eingeladen. n d DDer Wirt. Der Vorstand. 5 Vorzügliche Küehe,
Saale-Dampfschiffahrt. s

Morgen Donnerstag, nachmittags 3 Uhr 7 an
S Extrafahrt nach Wettin Se PFrisohe Pörelxnochen

t e anse der a m T. lumpen, Rnochen, Papfer,
Hochachtend Karl Hemmer. klsen, Hetalle, Gummi kauft

Alle Parteiſchriften Die e Abert II jun, alen
ne

Funr die Inſerate verantwortlich Roh. Jlg wer x Halleſch. Sevoſſenſch. Buchdruck. (E. G. m. b. H)

e Gustav Ut
un des
Spielleitung: Hans Armm.

Tägl. m. stürm. Lacherfolg:

atent Xo. 999
ranz. Schwank in 3 Akten
von Laſtoc u. Revelles.

Anfangs8.15, Ende geg. 11Uhr.
ew öhnl. Preiſe.

1
Tropfew. d

e
putztvlitz blamk;,

OUsaetdor?

Vortreter
für Halle und Vmgegend:t kwerwien e. be

Pornsprecher 167.

ſſfün
der

Vereinigt «ichlermeirter,

I. Steinstrasse 6,
empfiehlt ihre Fabrikate zu
festen und sollden r

Gebr. in z. ver
kanfen. Dieskanerſtr. 18, H. III.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 16. Mai.
Aufgeboten: Telegraphenarb.

Wenzel und Minna Stahl Kar
ſtraße 19 u. Kaltenmark).
Bierau und Gertrud Herri
(Großleinungen und Ahlsdorf).Chauffeur Davids und Erneſtine

KrugsFlüge Se e a. S. und gs
e Lehmann

inna Schneider (Halle a. S.
Badeborn). Schloſſer Tlen u. E. Scheiding (Halle a.

und Tagewerben). Lehrer Goerſch
und J. Mäuſezahl (Halle a. S.
und Taugwitz).

Geboren Poſtboten PreſcheS. (Büſchdorferſtraße 6). Dreher
Kiſſig S. Böllbergerweg 21).
n Meyer a. Zſcherben
S. (Klinik). Eiſendreher Renner
S. (Weingärten 21). Maler Zol-
kos Tocht. e rhgerſtree 29).
per Jecht T. (Herren-

Geſtorben: J r Corteaus Lüttchendorf, 36 J. (Klinih).
Witwe Geroldt geb. Neumann,69 J. (Sophienftr 41). xScha opf aus Köthen, 33 J
(Klinik). Arbeiter Kunze, 49(Spitze 9). Witwe Hübner n

Bartels, 81 J. (Oſendorferſtr. 7).Arbeiters Wiſe T., 6 J. (Kleine
ülrichſtr. 5). Gaſiwirt Leitzbach
T., 9 Mon. Streiberſtraße 25).Witwe Mende geb. ammer, 79J.
(Marienſtr. 28). Arbeiters Otto
Ehefrau, Jda geb. Pierſchke, 27 J.
(Unterplan 5). Witwe eiſtring
geb. Buchholz aus Eilsleben, 68 J.
(Klinik). Bergmaun Fiſcher aus
Amsdorf, 37 J. (Klinik). Fleiſcher
meiſter Schumann a. Obereichſtädt,
47 J. Gergmannstroſt). Ober
ſteiger Brathuhn aus Wansleben,
54 J. (Bergmannstroſt). Handels
manns Meyer aus Zſcherben S.,
12 Std. (Klinih).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 38)

16. Mai.
Aufgeboten Former Funk und

Lina Schöllner (Eichendorffſtr. 30
u. Gr. Brunnenſtr. 15). Arbeiter
Riedel und Lydia Stein (Ludw.
Wuchererſtr. 39 und Gr. Goſen
ſtraße 15).

Geboren: Diakon Medebach
ſt 16). UniverſitätsProfeſſor Dr. phil. Saran T.

leid Duvrvi Seht Rang
udwig ucherWetten Gaul T. EEichen

dorffſtr. 35). Tiſchler Liefeld T.
Anni (Humboldtſtr. 5). Former
Vogel (Belfortſtr. 1 4).

Eeſtorben: Kaufmann Bode
aus Nordhauſen, 37 J. (Nerven
künik). Chemikers Latzel Ehefrau
Helene geb. Braune, 25 Jahre
(Advokatenweg 25).

Berleger: vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähnig, Sänmtl. i. Halle a. S.
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